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Offentliche Sitzung

Herr Burgermeister Knop begruf3t die Burgerinnen und Burger, Herrn Hahn als Vertreter der Presse
sowie die Ratsmitglieder und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung zur heutigen Sitzung.

Er stellt fest, dass form- und fristgerecht zur Sitzung eingeladen wurde und dass der Rat der Stadt Oelde
beschlussfahig ist.

Herr Blurgermeister Knop teilt mit, dass es den Herren Niebusch und Voelker nicht moéglich sei, an der
heutigen Sitzung teilzunehmen.

1. Einwohnerfragestunde

Einwohnerfragen werden nicht gestellt.

2, Befangenheitserklarungen

Herr Blrgermeister Knop und Herr Hagemeier nehmen an der Beratung und Abstimmung zu TOP 19
,Entsendung eines Vertreters der Stadt Oelde als Mitglied im Kuratorium des Marienhospitals Oelde*
nicht teil.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde nimmt Kenntnis.

3. Genehmigung der Niederschrift Giber die Sitzung vom 17. Februar 2014
Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde genehmigt einstimmig die Niederschrift iber die Sitzung vom 17. Februar 2014.

4. Antrag der FWG-Fraktion vom 12. Februar 2014; Namensvergabe fiir Sportplatze in den
Ortsteilen zur Starkung der Jugendarbeit in den Vereinen
Vorlage: B 2014/011/2938

Herr BleR erlautert den Antrag seiner Fraktion wie folgt:
Die FWG-Fraktion beantragt mit Schreiben vom 12. Februar 2014 (Anlage), der Rat moge beschliellen,
den Sportvereinen in den Ortsteilen das Recht zuzugestehen, den Namen ihres Sportplatzes

eigenstandig zu vermarkten. Die erzielbaren Einnahmen sollen in den jeweiligen Vereinen
zweckgebunden ausschliellich im Rahmen der Jugendarbeit eingesetzt werden.

Herr Burgermeister Knop teilt mit:



Die Verwaltung unterstitzt den Antrag unter der MaRgabe, dass der administrative Aufwand maoglichst
gering gehalten und die jeweilige Namensvergabe durch den Rat der Stadt Oelde beschlossen wird.
Mittels vertraglicher Vereinbarung mit den Vereinen ist das Verfahren festzuschreiben und dartber
hinaus sicherzustellen, dass die Verwendung der Einnahmen im Rahmen der Jugendarbeit erfolgt.

Auf Anfrage von Frau KoOR teilt Herr Blrgermeister Knop mit, dass diesem Antrag kein konkretes
Vorhaben zugrunde liege. Ziel sei, grundsatzlich eine Mdglichkeit zur Einnahmeverbesserung fur die
Vereine zu schaffen.

Herr Rodriguez beflirwortet den Antrag und schlagt vor, heute die Grundsatzentscheidung zu treffen, die
Detailfragen hingegen im Ausschuss fur Schule, Kultur und Sport beraten zu lassen.

Herr Burgermeister Knop bestétigt, dass die Rahmenbedingungen nach der heutigen Entscheidung zu
vereinbaren seien.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t bei drei Enthaltungen einstimmig, den Sportvereinen in den
Ortsteilen grundsatzlich das Recht zuzugestehen, den Namen ihres Sportplatzes zu vermarkten. Die
Namensvergabe muss mit einer angemessenen Frist kindbar sein. Der Name ist jeweils durch den Rat
der Stadt Oelde zu genehmigen. Die Einnahmen aus der Vermarktung sind ausschlieRlich im Rahmen
der Jugendarbeit einzusetzen.

Die konkreten Rahmenbedingen fur die Vermarktung sind durch den Ausschuss fur Schule, Kultur und
Sport zu erértern und dem Rat der Stadt Oelde zur Beschlussfassung zuzuleiten.

5. Parkraumbewirtschaftung; Antrag des Gewerbevereines Oelde vom 08.04.2014
Vorlage: B 2014/320/2988

Herr Burgermeister Knop teilt mit:

Die Parkraumbewirtschaftung in der Innenstadt der Stadt Oelde erfolgt grundsatzlich in zwei Varianten.
Zum einen sind ,Blaue Zonen* eingerichtet, in denen mit Parkscheibe gebuhrenfrei bis zu zwei Stunden
geparkt werden kann. Zum anderen sind auf dem Carl-Haver-Platz und dem Parkplatz am Rathaus
Parkscheinautomaten aufgestellt. Hier betragt die Hochstparkdauer drei Stunden. Es werden
Parkgeblhren in Hohe von 0,50 Euro fir die 1. Stunde, 0,50 Euro fur die 2. Stunde und 1,00 Euro fur die
3. Stunde erhoben.

Die Einnahmen beliefen sich in 2011 auf rund 55.000 Euro, in 2012 auf 48.700 Euro und in 2013 auf
45.600 Euro. Hierzu ist anzumerken, dass zum 1. Juli 2012 die gebuhrenfreie Parkzeit auf 30 Minuten
angehoben wurde (,Brétchentaste).

Im Oktober 2013 wurde das neue Einkaufszentrum am Vicarieplatz einschlieRlich der Parkplatze
eroffnet. Der dortige Parkplatz wird seit Mitte November 2013 mittels Parkscheibe und einer
Hoéchstparkdauer von 2 Stunden bewirtschaftet.

Der Gewerbeverein stellt in seinem Schreiben vom 08.04.2014 einen Rickgang der Passantenfrequenz
und des Autoverkehrs in der Innenstadt Nord dar. Er fuhrt dies auf die gebuhrenfreie Parkmdglichkeit am
Einkaufszentrum zurlick und beantragt alle Parkplatze in der Innenstadt gleich zu behandeln und
kostenfreies Parken auf dem Carl-Haver-Platz zu ermdglichen.

Die Einnahmen aus den Leerungen der Parkscheinautomaten sind in der Anlage aufgelistet. Neben den



anteiligen Personalkosten fir die Leerungen fallen Sachkosten fir die Wartung, Instandhaltung und den
Betrieb (Tickets, Strom) in Hohe von insgesamt rd. 1500 Euro jahrlich an.

Der Gewerbeverein beantragt mit Hinweis auf die Feststellung, dass sowohl die Passanten- als auch
Fahrzeugfrequenz im Bereich der Innenstadt—Nord zurlickgegangen sei, die Parkraumbewirtschaftung
im genannten Bereich aufzuheben. Die Ubersandte Aufstellung der Einnahmen aus den
Parkscheinautomaten untermauert zum jetzigen Zeitpunkt diese Einschatzung nicht.

Herr Burgermeister Knop teilt mit, dass Ziel des Antrages die Gleichstellung der Parkplatze im Bereich
Innenstadt Nord mit dem kostenlosen Parkplatz am Kaufhaus Vicarieplatz sei. Er schlagt vor, diesen
Sachverhalt eingehender zu prifen und den Antrag daher in den zustdndigen Fachausschuss zu
verweisen.

Herr Hagemeier teilt fir seine Fraktion mit, dass der Verweisung zugestimmt werde. Er halte das
Ansinnen flr nachvollziehbar und kénne sich eine Regelung vorstellen, nach der im Bereich der
Innenstadt-Nord das Parken in den ersten beiden Stunden kostenlos und in den beiden nachfolgenden
Stunden gegen Gebuhr erméglicht wird.

Herr Rodriguez fuhrt fir seine Fraktion aus, dass eine Verweisung ebenfalls unterstitzt werde. Er lege
jedoch Wert auf die Feststellung, dass trotz des seit Jahren durch die Gewerbetreibenden beklagten
angeblichen Parkplatzmangels nunmehr offensichtlich freie Kapazitaten fiir eine Verlagerung vorhanden
seien.

Herr Rodriguez erinnert zudem an den durch seine Fraktion gestellten Antrag aus dem Jahre 2012 auf
EinfUhrung eines SMS-Parktickets und fordert, das Parkraumkonzept fir den gesamten innerstadtischen
Bereich zu Uberdenken. Die Verweisung in den Ausschuss fur Planung und Verkehr sei daher sinnvoll.

Herr Wilke beflrwortet ebenfalls die Verweisung und schlagt vor, auch Modelle anderer Stadte in die
Betrachtung einzubeziehen. So kdnne eine Erstattung von Parkgebihren durch die Gewerbetreibenden
erfolgen oder die GeblUhrenerhebung an Samstagen komplett entfallen, um das Einkaufen in Oelde
attraktiver zu gestalten.

Frau Hodl teilt fur ihre Fraktion mit, dass sie Wert lege auf eine einheitliche Regelung in der Innenstadt.
Der Verweisung werde daher zugestimmit.

Frau KOR beflirwortet die weitere Beratung des Antrages, gibt jedoch zu bedenken, dass die Einnahmen
in Hohe von 40.000 Euro nicht ohne gute Griinde aufgegeben werden durften.

Herr Bovekamp teilt mit, dass das Ansinnen des Gewerbevereins flir ihn nachvollziehbar sei. Auch er
befurworte eine einheitliche Lésung fur den Innenstadtbereich, die im Fachausschuss zu beraten sei.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschlief3t einstimmig die Verweisung des Antrages des Gewerbevereins Oelde
zur weiteren Beratung an den Ausschuss fur Planung und Verkehr.

6. Freigabebeschluss zur Vorbereitung und dem Beginn des Vergabeverfahrens zum
Neubau der Feuer- und Rettungswache auf Basis der Vorstellung der konkretisierteren
Kostenangabe
Vorlage: B 2014/012/2979

Herr Burgermeister Knop teilt mit:

l. Darstellung des Sachverhaltes



In der Sitzung des Ausschusses fir Planung und Verkehr am 9. April 2014 erfolgte ein ausfihrlicher
mundlicher Sachvortrag der Fa. K-plan zum aktuellen Planungsstand der neuen Feuer und
Rettungswache.

Nach Hinzuziehung erforderlicher Fachplaner (Tragwerksplanung, Gebaudetechnik, Feuerwehrtechnik
und Freiraumplanung) wurden konkretisierte Kostenansatze genannt.

Die in der Anlage beigefugte Freiraumplanung, die Grundrisse und Ansichten des Baukdrpers wurden
erlautert, Varianten zur Fassadengestaltung vorgestellt.

Die konkretisierte Kostenschatzung wurde in der zugrunde liegenden o&ffentlichen Vorlage nur
summarisch genannt.

Eine nach Kostengruppen detailliertere Kostenschatzung wurde im Rahmen des Sachvortrages im
Ausschuss erlautert, da diese im Vorfeld eines Vergabeverfahrens aus Griinden unvoreingenommener
Preiskalkulationen durch potentielle Bieter nicht elektronisch im Internet abrufbar sein sollte.

Die wesentlichen Eckpunkte und Uberlegungen zur Ausflihrungsplanung hier zusammengefasst:

Es wurde empfohlen, die Option der Wechselladerbehalter zu realisieren, da im Rahmen des GU-
Auftrages das Raumvolumen jetzt zu glinstigen Herstellungspreisen zu realisieren ist. Spatere Anbauten
sind teurer und waren aufgrund der raumlichen Aufteilung in der Halle, mit den Werkstatten am Ende
des Baukdrpers, zu einem spateren Zeitpunkt unglnstiger gelegen. Im vorderen Bereich der Halle sind
Fahrzeugstellplatze zwingend gesetzt, um die Laufwege von der Umkleide so kurz wie mdglich zu
halten. Es bis somit keine Option, die Werkstatten zu Beginn der Fahrzeughalle Feuerwehr anzusiedeln,
um eine spatere durchgehende Erweiterungsmaoglichkeit um weitere Stellplatze vorzusehen. (345.000
Euro sind im Kostenansatz bereits inclusive)

Aus stadtebaulichen Aspekten wird eine Klinkervorsatzschale am Verwaltungstrakt favorisiert. Der
Baukorper wurde in der Planungsphase dahingehend optimiert, dass eine mdoglichst geringe Flache
hierfir entsteht (90.000 Euro sind im Kostenansatz bereits inclusive). Bei Ausflihrung in
Warmeverbundputz kénnte eine Einsparung von 49.500 Euro realisiert werden, allerdings erfordert dies
regelmafige Folgekosten fir Anstriche (je Anstrich incl. Gerustgestellung ca. 25.000 Euro).

Es wurde in der Sitzung des Planungsausschusses aufgrund der hohen Investitions- und Folgekosten
keine automatisierte Feuer- und Rettungswache favorisiert. Auch mit sehr hohem Automatisierungsgrad
und entsprechend hohen Sachkosten erscheinen die organisatorischen und feuerwehrtaktischen Ablaufe
nicht in allen Belangen beherrschbar (85.000 Euro fur Investition in flachendeckende Brandmelde- und
Einbruchmeldeanlage zuzugl. ca. 4.000 Euro fur jahrliche Wartungskosten als dauerhafte Folgekosten
waren hierfur einzuplanen. Diese sind derzeit nicht im Kostenansatz enthalten.)

Ein Aufzug wird favorisiert. Die Schulungsraume liegen im 2. Obergeschoss. Ferner sind im Rahmen der
Material-, Buro- und Einsatzmittellogistik (Lage Elektrowerkstatt und Kleiderkammer) gréRere Mengen
und Massen Uber die Stockwerksebenen hinweg zu bewegen (45.000 Euro sind im Kostenansatz bereits
inklusive).

Die Auffullung des Bodenniveaus Uber die Ruckstauebene fiihrt gegenuber der ersten Planung zu
Mehrkosten von 130.000 Euro. Es wird jedoch dringend empfohlen, das Gebaude oberhalb dieser
Rickstauebene zu errichten (45.000 Euro Auffullung unter Gebdude und 85.000 Euro Auffullung
Freigelande sind im Kostenansatz bereits inklusive).

Im Rahmen der Freiraumplanung wurde zur Abgrenzung der nord-Gstlich gelegenen Hofstelle eine
Gabionenwand und eine kl. Teichanlage vorgesehen. Die Teichanlage hat fur die
Oberflachenentwasserung keine zwingend notwendige Funktion. Die Abgrenzung zur Hofstelle kann
auch Uber einen gunstigeren Erdwall erfolgen. Eine Teichanlage kann ggfls. mit Unterstitzung der
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freiwilligen Krafte der Feuerwehr bei Bedarf spater errichtet werden (30.000 Euro sind im Kostenansatz
bereits nicht mehr enthalten).

Der Ansatz der Baunebenkosten in Hohe von 20% der anrechenbaren Baukosten wurde auf 17%
reduziert, da nach Entscheidung, einen Generalunternehmer zu beauftragen, Teile der Planungskosten
auf diesen Ubertragen werden (Eine Reduzierung des Kostenansatzes in Héhe von 140.000 Euro ist
bereits berucksichtigt).

Es wurde darauf verzichtet, flaichendeckend LED-Beleuchtung zum Einsatz zu bringen. Lediglich die
AuRenbeleuchtung und die Beleuchtung in den Fluren, wo lange Laufzeiten erreicht werden, zeigen
angemessene Amortisationszeiten der Mehrkosten (im Kostenansatz entsprechend kalkuliert).

Leicht erhéhte Raumanforderungen ergaben sich noch wahrend der laufenden Planung aus dem
Umstand, dass im Bereich des Rettungsdienstes zusatzliche Umkleidespinde parallel zum Umkleidetrakt
der Feuerwehr vorzusehen waren. Ferner wurden aufgrund des auslaufenden sogenannten Opt.-Out-
Arbeitszeitmodells einige zusatzliche Spinde im Bereich der Ruheraume vorgesehen (ggfls.
Personalmehrbedarf).

Weiterhin waren zunachst als Reserveplatze im Rettungsdienst ausgewiesene Stellplatze (Option)
zwingend im Raumprogramm zu realisieren, da aufgrund des Fahrzeugbestandes diese Platze bereits
heute belegt sind (im Kostenansatz berlcksichtigt, da faktisch keine Optionen mehr).

In der Summe schlie3t der im Ausschuss fir Planung und Verkehr dargestellte Planungsstand mit einer
konkretisierten Kostenschatzung fir den Beginn des Vergabeverfahrens mit einer Summe von
10.281.600 Euro ab.

Il. Ergebnis der Vorberatung in der Sitzung des Ausschusses fur Planung und Verkehr
am 9. April 2014

Der Ausschuss fur Planung und Verkehr hat in seiner Sitzung am 9. April 2014 der vorgestellten Planung
im Wesentlichen zugestimmt.

Kontrovers diskutiert wurden folgende Details der Planung, zu denen nachstehende weitere
Informationen gegeben werden:

a) Kosten und Praktikabilitat einer ,automatisierten” Feuer-und Rettungswache zwecks personeller
Einsparung des im Einsatzfall auf der Wache verbleibenden Zentralisten bzw. Weiterfihrung des
bisherigen Personalmodells,

b) Festlegung, eine Verklinkerung des Hauptgebaudes (ohne Fahrzeughalle und Verbindungstrakt)
zu realisieren,

c) Festlegung, das Wechselladersystem teilweise vom jetzigen Standort des Loschzuges
Mennninghausen (,Am Landhagen“) zum neuen Standort zu verlegen und hierfir Stellplatze zu
realisieren.

Daraufhin wurde durch Herrn Niebusch fir die Fraktion der FWG der Antrag gestellt, Uber die drei
vorgenannten Aspekte keine Beschlussempfehlung an den Rat auszusprechen.

Der Ausschuss lehnte diesen Antrag bei 6 Ja-Stimmen mehrheitlich ab.
Im Anschluss daran wurde Uber den weniger weit reichenden Antrag entschieden, die Frage der

Automatisierung der Feuer- und Rettungswache aus der Beschlussempfehlung an den Rat
auszuklammern.
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Im Ergebnis hat der Ausschuss bei vier Enthaltungen einstimmig beschlossen, zur Realisierung einer
automatisierten Feuer- und Rettungswache bzw. Beibehaltung des bisherigen Personalmodells keine
Beschlussempfehlung an den Rat auszusprechen, da hier weiterer Informationsbedarf gesehen wurde.

1. Kosten und Praktikabilitit einer “automatisierten“ Feuer- und Rettungswache bzw. einer
durchgehenden personellen Besetzung der Zentrale:

In der bisherigen Wache an der Overbergstralle ist die Einsatzzentrale rund um die Uhr mit einer
hauptamtlichen Kraft besetzt. Kompensiert wird diese, im Einsatzdienst fehlende Stelle des Zentralisten,
tagsuber durch den Tagesdienst und nachts durch ehrenamtliche Krafte in der Wache.

Im Brandschutzbedarfsplan sieht der beauftragte Gutachter den Dienst von ehrenamtlichen Kraften zur
Kompensation in der Wache aus arbeitsrechtlichen Grinden kritisch. Es wurde die Empfehlung
ausgesprochen, den jetzigen Zentralisten zwecks Starkung des Schutzzieles mit ausriicken zu lassen.
Der ehemalige Kreisbrandmeister Nordhoff hat in einem gemeinsamen Gesprach die Verwaltung auf
mogliche auftretende Probleme aus Erfahrungen im taglichen Ablauf hingewiesen.

Eine Umfrage bei verschiedenen kombinierten Feuer- und Rettungswachen ergab ein ambivalentes Bild:

Zentrale Automati-
stets sierte
Ort: besetzt Wache Bemerkung
Wird problematisch gesehen wg. fehlender Ser-
Beckum ja viceleistung, Ansprechbarkeit, Erreichbarkeit
ja, 24 Std.
Ahlen
Rheda-
Wiedenbrtick ja funktioniert
ja, 24 Std.
Ibbenbiren
ja, 24 Std.
Linen
ja, 24 Std.
Hattingen
Gladbeck ja funktioniert
nach anfanglichen Startschwierigkeiten
Liddenscheid ja funktionsfahig
Radevorm-
wald ja, 24 Std. derzeit in Diskussion
Menden ja, 24 Std.
ja, 24 Std,
Alsdorf m. Notruf
Paderborn ja, 24 Std.
tagslber Geschaftszimmer (Verwaltungspersonal,
Bergheim ja nicht Einsatzpersonal)
hauptamtliche Krafte, nur Brandschutz, kein
Meerbusch ja Rettungsdienst, mit Automatisierung funktionsfahig
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z.Zt. ja, 24
Ahaus Std. Automatisierung beabsichtigt
Siegen ja, 24 Std Leitstelle im eigenen Haus
funktionsfahig Leitstelle steuert Durchsage, Licht,
Bad Salzuflen ja Tore usw.
Schwelm ja funktioniert, aber nicht besser geworden
personelle Besetzung war besser; Technik funk-
Gronau ja tioniert nicht zuverlassig, z.T. bleiben Hallen offen
Herten ja i.d.R. funktionsfahig, aber schon mal techn. Ausfalle
Bocholt ja 24 Std.
funktioniert gut, allerdings derzeit zusatzliche
Kosten, weil Leitstelle neues Rechnerprogramm
Herford ja anschafft
ja 24 Std. m.
Hemer Notruf
ja nach anfanglichen Problemen eingeschrankt;
Ampelsteuerung macht Probleme, wenn Fahrzeuge
neuen Alarm im Stadtgebiet bekommt, schaltet die
Ampel auch in diesen Fallen auf ,rot“, ohne dass ein
Fahrzeug ausrtickt. Langere Rotphasen als von
Detmold Hand.
Troisdorf ja, 24 Std.
Léhne ja funktioniert gut
Bad
Oeynhausen |ja 24 Std.
Hilden ja Zugang FF Chip
nur z.T. funktionsfahig , bei Alarm von der Leitstelle
Plettenberg ja offnen alle Tore(!); Zugang FF - Chip

Eine Automatisierung kann unter Einsatz entsprechender Investitionskosten grundsatzlich, mit
Restrisiken behaftet, technisch umgesetzt werden.

Gegebenenfalls misste zu einem spateren Zeitpunkt, wenn es zu nicht hinnehmbaren Problemen bei
den organisatorischen Ablaufen der Feuerwehr kommen sollte, durch eine (Wieder)-Besetzung der
Stelle des Zentralisten zu dem jetzigen System zurlickgekehrt werden. Zu diesem Zeitpunkt waren die
Investitionskosten jedoch bereits getatigt (ca. 85.000 Euro), zudem waren dauerhafte Folgekosten
ausgelost.

Sofern das bisherige System einer 24-Stunden-Besetzung der Zentrale beibehalten wirde, ergaben sich
keine personalwirtschaftlichen Anderungen.

Sobald ehrenamtliche Krafte aus arbeitsrechtlichen Grinden allerdings nicht mehr in der Wache zur
Kompensation eingesetzt werden durfen (siehe Brandschutzbedarfsplan) oder nicht mehr in
ausreichender Zahl zur Verfugung stehen und daher die hauptamtlichen Krafte nicht mehr kompensieren
kénnen, wirden bei einer nicht-automatisierten Wache jahrliche Personalkosten in Hohe von ca. 35.000
bis 40.000 Euro flr einen Beschaftigten (je nach Alter) mal Personalfaktor 4,3 anfallen.
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Wechselladersystem:
kreisweites Konzept zur dezentralen Unterbringung von Einrichtungen fiir den liberortlichen
Bedarf

Gemal Feuerschutz- und Hilfeleistungsgesetz NRW unterhalten die Kreise Einrichtungen, fir den
Uberértlichen Bedarf. So halt der Kreis Warendorf neben baulichen Einrichtungen (Leitstelle, Zentraler
Schlauchpflege, Atemschutzwerkstatt und —Ubungsstrecke) auch mobile Anlagen und Gerate vor, die
Uberdrtlich genutzt werden. In Abstimmung mit den Kommunen sind diese Einrichtungen dezentral im
Kreis bei den ortlichen Feuerwehren stationiert (ABC-Zug und Strahlenschutz in Ahlen, Gefahrgutzug in
Ahlen und Beckum, Olwehr in Telgte, Einsatzleitwagen 2 in Ennigerloh). Die jeweiligen Standorte stellen
in der Regel das Personal, unterstutzt von Kraften aus anderen Kommunen des Kreises.

Im vergangenen Jahr beschaffte der Kreis Warendorf einen Abrollbehalter Sonderloschmittel (AB-SL
Schaum) und bot der Stadt Oelde diesen zur Ubernahme/Unterstellung an.

Hierdurch konnten die zuvor ortlich vorzuhaltenden und zu finanzierenden Schaummittelreserven
minimiert werden, ohne einsatztaktische Einbufden hinnehmen zu mussen. Aus Platzgriinden kann auf
den Einsatzfahrzeugen nur eine Minimalmenge an Schaummittelkonzentrat (ca. 120 1) mitgefihrt
werden. Eine zusatzliche Reservevorhaltung vor Ort war daher zwingend erforderlich, da aus
einsatztaktischen Griinden ein Schaumeinsatz erst begonnen werden kann, wenn ausreichend
Schaummittel zur Verfigung steht. Durch die Stationierung des AB-SL (Schaum) in Oelde und damit die
schnelle Verfligbarkeit dieser ,Reserve* verfligt die Feuerwehr Oelde nunmehr Uber die erforderlichen
Mengen (ohne grolie stadtische Reserven finanzieren zu mussen).

Erganzend hat sich Stadt Oelde vertraglich zur Unterstellung des ManV-Containers (Massenanfall
Verletzte) gegenliber dem Kreis Warendorf auf zunachst 15 Jahre verpflichtet. Fir den Absetzcontainer
~>chaum® steht eine entsprechende vertragliche Ausgestaltung mit dem Kreis Warendorf noch aus.

Wechselladersystem:
Innerbetriebliche Ablaufe und organisatorische Aspekte, finanzielle Konsequenzen

In der Sitzung des Ausschusses fur Planung und Verkehr am 9. April 2014 wurde seitens der Feuerwehr
dargelegt, dass es aus organisatorischen Grinden und wegen der besonderen innerbetrieblichen
Ablaufe sinnvoll sei, zumindest die Wechsellader ,Schaum® und ,Massenanfall von Verletzten (ManV)*
zum neuen Standort zu verlagern. Ferner ist die Grundlage des Raumprogramms, dass jedes Fahrzeug
einen eigenen Stellplatz hat.

Soll eine langfristige Option erhalten bleiben, den Standort des Léschzuges Mennighausen in einer
kleineren angemieteten Halle unterzubringen bzw. Teile der jetzigen Halle unterzuvermieten, ware die
eingeplante Stellplatzanzahl zu realisieren.

Soll langfristig die Situation fixiert werden, einen entsprechend grof3en Hallenkomplex extern
anzumieten, kdme die Planung der Feuer- und Rettungswache unabhangig von feuerwehrtaktischen
Uberlegungen und ohne jegliche Reserven auch mit maximal vier Stellplatzen (2 Doppelraster) weniger
aus (dann stehen allerdings auf mindestens einem Stellplatz bereits zwei Kleinfahrzeuge
hintereinander).

Die Herstellung von vier Stellplatzen (2 Doppelrastern) kosten nach durchschnittlicher Berechnung des
umbauten Raumes ca. 345.000 Euro. Da die Feuerwehr Uber eine ungerade Anzahl von Fahrzeugen
verfligt, kann somit eigentlich nur ein Doppelraster entfallen, um zumindest den bestehenden
Fahrzeugpark unterzustellen und nicht bereits bei Bezug Fahrzeuganhanger auflerhalb der Halle
abstellen zu missen bzw. Stellplatze doppelt zu belegen (Option dann 172.500 Euro).

Bei Realisierung im Rahmen der jetzigen Baumalinahme handelt es sich um eine ,Gebaudescheibe”
aus der zu errichtenden Fahrzeughalle, die zur Diskussion steht. D. h. die jeweils notwendigen
Auflenwande an den Stirnseiten der Halle sind unabhangig von einer verringerten oder erhdhten Anzahl
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an enthaltenden Stellplatzen zu errichten.

Das Gebauderaster, welches ggfls. entfallen wirde, ware lediglich gepragt durch zwei (vier) Rolltore,
einen entsprechenden Anteil an Bodenflache, Dachflache und befestigter Aulenflache. Auch eine
Absaugung ist im Bereich der Wechselladersysteme nicht vorgesehen.

Die konkreten Kosten zur Herstellung der Stellplatzoption durften daher im Rahmen der
Gesamtmalinahme tendenziell geringer ausfallen bzw. auf das Submissionsergebnis der
Gesamtmalinahme bezogen zu geringeren Abschlagen fuhren. Bei einer spateren Errichtung einer
Erweiterung werden Kosten aber in jedem Fall in dieser Hohe ausfallen.

Aktuelle Zinskonditionen bei Fremdfinanzierung liegen zw. 3,00 bis 3,5%.

Dies entspricht 10.350 Euro bis 12.075 Euro an Zinszahlungen anfanglich jahrlich.

Uber die Gesamtlaufzeit ergibt sich eine Fremdkapitalquote von 50 % so dass 5.200 bis 6.000 Euro im
Durchschnitt auf die Gesamtlaufzeit an Zinszahlungen jahrlich anfallen.

Der Abschreibungsbetrag uber 70 Jahre betragt 4.928 Euro jahrlich.

In Summe liegen die Folgekosten (Aufwand) fir die Herstellung von vier Stellplatzen (zwei Doppelraster)
im langjahrigen Durchschnitt zwischen 10.000 und 11.000 Euro jahrlich. Bei Verzicht auf ein Raster in
der Fahrzeughalle (2 Stellplatze) ergabe sich eine jahrliche Minderung der Zins- und
Abschreibungsbetrage in Hohe von 5.500 Euro im langjahrigen Mittel.

Die Kaltmiete der derzeit angemieteten Halle betragt aktuell 2.220 Euro monatl. = 26.640 Euro/Jahr.
Aufgrund der schlechten energetischen Situation liegen die Betriebs- und Nebenkosten oberhalb von
7.000 Euro/Jahr.

Die Miete ist It. Vertrag indexbasiert und wertgesichert, steigt somit in der Zukunft weiter an. Ferner
gehen It. Vertrag zu Lasten der Stadt Oelde Instandhaltungs-, Wartungskosten- und
Schonheitsreparaturen. Lediglich Erhaltungsaufwendungen gehen zu Lasten des Verpachters.

Soll die Option erhalten bleiben, den Standort des Lo&schzuges Mennighausen in einer kleineren,
angemieteten Halle unterzubringen bzw. Teile der jetzigen Halle unterzuvermieten, missten die bisher
eingeplanten 18 Stellplatze vorgesehen werden.

Gelingt eine Teilkindigung oder Untervermietung der nicht bendtigten Hallenkapazitaten, dirfte sich
finanziell keine wesentliche Veranderung der Folgekosten im Verhaltnis zur heutigen Situation einstellen.

Klinkervorsatzschale:

Wie in der Vorlage fur die Sitzung des Ausschusses fur Planung und Verkehr am 9. April 2014 dargelegt,
kann ein Warmeverbundsystem um ca. 49.500 Euro gunstiger hergestellt werden als eine
Klinkervorsatzschale fir das Hauptgebdude (ohne Fahrzeughalle und Verbindungstrakt). Die
Folgekosten flr einen regelmafRligen Anstrich zehren den anfanglichen finanziellen Vorteil bereits nach
zweimaligem Anstrich auf.

Ferner erscheint eine Klinkervorsatzschale fir das zur Wiedenbrucker Stral3e orientierte Hauptgebaude
vor allem auch unter architektonischen und stadtebaulichen Aspekten der dortigen
Umgebungsbebauung und der Ortseingangssituation angemessen.

Herr Birgermeister Knop erlautert, dass der Neubau der Feuer- und Rettungswache ein wichtiges
zukunftsweisendes Projekt sei, mit dem sich Politik, Verwaltung, Feuerwehr und Projektplaner in den
vergangenen Jahren sehr intensiv beschaftigt haben. Aufgrund des erheblichen finanziellen Aufwandes
dieses Projektes habe es der sorgfaltigen Vorbereitung und ausfihrlichen Beratung und Diskussion
bedurft.
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Die Zusammenarbeit in der Baukommission sei sehr konstruktiv gewesen und in enger Abstimmung mit
den Verantwortlichen der Feuerwehr erfolgt. Ziel sei gewesen, eine Feuer- und Rettungswache zu
planen, die den heutigen und evtl. auch zukinftigen Anforderungen gerecht wird. Dabei hatten
Funktionalitat und Kostenkontrolle oberste Prioritit gehabt. Er sei insofern der festen Uberzeugung, dass
der heutige Beschluss ein gutes Ergebnis darstelle.

Herr Hagemeier teilt fir seine Fraktion mit, dass der vorliegende Beschlussvorschlag in allen vier
Punkten die Zustimmung der CDU-Fraktion erhalte. Diesem Beschluss sei seine intensive inhaltliche
Auseinandersetzung vorausgegangen.

Ruckblickend sei sehr positiv zu bewerten, dass alle wichtigen Entscheidungen im Feuer- und
Rettungswesen (Standortsuche, Brandschutzbedarfsplan, Grundsatzentscheidung zum Neubau) in der
vergangenen Zeit einstimmig erfolgt seien.

Herr Kwiotek bedankt sich fir seine Fraktion bei der Baukommission ,Neubau der Feuer- und
Rettungswache” fir die sehr gute Vorarbeit. Auch seine Fraktion werde in allen Punkten zustimmen. Die
Vorhaltung der Wechsellader mache allein aufgrund der Nahe zur Bahnlinie und Autobahn aus
einsatztaktischen Grinden Sinn. Der Neubau sei flr die ehren- und hauptamtlichen Krafte
gleichermalen eine wichtige zukunftsweisende Entscheidung und eine Anerkennung deren Leistung.

Frau Wiemeyer teilt fur ihre Fraktion mit, dass dem Beschlussvorschlag in allen Punkten zugestimmt
werde. Der Neubau sei zukunftsweisend und modern. Durch die Automatisierung koénnten
Kostensteigerungen begrenzt werden. Wichtig sei es jedoch, im Rahmen der Projektumsetzung den
Kostenrahmen in jedem Fall einzuhalten.

Frau Steuer erldutert, dass ihre Fraktion dem Neubau grundsatzlich zustimme. Mit diesem Projekt
wirden ideale Arbeitsbedingungen fir die Oelder Feuerwehr geschaffen werden. Sie dankt der
Verwaltung und den Mitarbeitern der Feuerwehr fiur die gute Zusammenarbeit in der Baukommission,
deren Einrichtung ihre Fraktion beantragt habe.

Zu den Einzelbeschlissen teilt Frau Steuer wie folgt mit:

A) Der Automatisierung der Feuer- und Rettungswache werde zugestimmt, weil es sich hierbei um ein
funktionierendes System handle.

B) Dieser Einzelbeschluss werde abgelehnt, um die entsprechenden Kosten einzusparen. Ihre Fraktion
halte es nicht fir wahrscheinlich, dass eine Standortreduzierung Menninghausen tatsachlich
realisiert werde.

C) Der Festsetzung einer Fassadengestaltung werde abgelehnt und eine offene Ausschreibung
gewunscht. Diesem Einzelbeschluss werde insofern nicht zugestimmt.

Frau Kol bedankt sich im Namen ihrer Fraktion fiir das offene und transparente Verfahren und das
Engagement der Verwaltung und der Baukommission. Dabei habe die Kommission auf den
Fachverstand der beteiligten haupt- und ehrenamtlichen Feuerwehrkameraden zahlen kénnen.

Die Oelder Feuer- und Rettungswache sei mit dem Neubau zukunftsfahig aufgestellt. Es sei keine
Luxusplanung verfolgt worden, jedoch werde ein modernes und attraktives Arbeitsumfeld geschaffen.
Ihre Fraktion werde dem Beschlussvorschlag in allen Punkten zustimmen.

Herr Wilke teilt mit, dass er dem Beschlussvorschlag in allen Punkten zustimmen werde und lobt die
gute Arbeit der Baukommission.

Beschluss:
Der Rat stimmt der vorgestellten Planung einstimmig grundsatzlich zu und beauftragt die Verwaltung,
zunachst unabhangig von den einzeln zur Abstimmung gestellten Ausfihrungsbeschliissen, auf Basis

der Kostenschatzung das Vergabeverfahren vorzubereiten und anschlieend zu beginnen.

Erganzend hierzu beschlief3t der Rat einstimmig:
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Zu a) Automatisierte Feuer- und Rettungswache

Um in Zukunft die Feuer- und Rettungswache optional automatisiert betreiben zu koénnen, ist die
Investition in eine Automatisierung jetzt im Rahmen der BaumalRnahme vorzunehmen. Ob spater eine
dauerhafte Besetzung der Stelle des Zentralisten erfolgt oder mittelfristig aus personellen/finanziellen
Erwagungen heraus auf eine dauerhafte Besetzung der Stelle verzichtet wird, kann dann unabhangig
von baulichen Voraussetzungen nach feuerwehrorganisatorischen Abwagungen entschieden werden.
Dieser Beschluss beinhaltet die Freigabe, prognostizierte Mehrleistungen gegeniber dem dargestellten
Planungsstand im Umfang von ca. 85.000 Euro in die Ausschreibung aufzunehmen.

Erganzend hierzu beschlief3t der Rat bei zwei Enthaltungen und fiinf Gegenstimmen mehrheitlich:

Zu b) Wechselladersystem
Die in der Planung enthaltenen 18 Stellplatze sind zu realisieren (Kosten entsprechend vorgestelltem
Planungsstand).

Erganzend hierzu beschliefl3t der Rat bei einer Enthaltung und vier Gegenstimmen mehrheitlich:

Zu C) Klinkervorsatzschale

Aus Grunden der Nachhaltigkeit, der Wirtschaftlichkeit und der stadtebaulichen Wirkung des Objekts ist
eine Klinkervorsatzschale am Hauptgebaude vorzusehen (ohne Feuerwehrfahrzeughalle und
Verbindungsgebaude; Kosten entsprechend vorgestelltem Planungsstand).

Herr Burgermeister Knop bedankt sich fur die Zustimmung der Ratsmitglieder zu diesem wichtigen
Projekt und wertet die grof3e Unterstitzung als wichtiges Signal.

7. 20. Anderung des Flichennutzungsplanes der Stadt Oelde
A) Entscheidungen zu der friihzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs.
1 BauGB
B) Entscheidungen uber die Anregungen aus der 6ffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs.
2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB
C) Feststellungsbeschluss
Vorlage: B 2014/610/2971

Herr Abel teilt mit:

Der Rat der Stadt Oelde hat in seiner Sitzung vom 03.12.2012 gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
in Verbindung mit § 1 Abs. 8 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004
(BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Art. 1 G zur Férderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung
in den Stadten und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBI. | S. 1509), beschlossen, das Verfahren zur 20.
Anderung des vom Regierungsprasidenten in Miinster mit Verfligung vom 30. Dezember 1999
genehmigten Flachennutzungsplanes der Stadt Oelde einzuleiten.

Durch diese 20. Anderung des Flachennutzungsplans soll am éstlichen Ortsrand von Oelde, nordlich der
~Wiedenbricker Stralke“, eine Gemeinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung ,Feuerwehr dargestellt
werden. Hiermit und mit einem parallel aufgestellten Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen
Grundlagen fir die Errichtung einer neuen Feuer- und Rettungswache geschaffen werden.

Erganzend hierzu hat der Rat der Stadt Oelde in seiner Sitzung am 03.12.2012 den Beschluss gefasst,
den Bebauungsplan Nr. 118 ,Feuer- und Rettungswache noérdlich der Wiedenbricker Stralle“ der Stadt
Oelde aufzustellen. Die notwendigen Verfahrensschritte werden in einem Parallelverfahren durchgefihrt.
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A) Entscheidungen zu der frithzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB
1. Entscheidung zu der Beteiligung der Offentlichkeit:

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit zur 20. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt
Oelde erfolgte in der Zeit vom 3. bis zum 16. Januar 2014. In diesem Zeitraum wurde eine schriftliche
Stellungnahme seitens eines Burgers abgegeben. Darlber hinaus hat am 9. Januar 2014 um 18.00 Uhr
im Rathaus der Stadt Oelde — GroRRer Ratssaal — eine Blrgerversammlung stattgefunden. Einzelheiten
zu dieser Versammlung kénnen der nachfolgenden Niederschrift entnommen werden.

Niederschrift iiber die Biirgerversammlung im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1
BauGB fiir die 20. Anderung des Flidchennutzungsplans sowie die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 118
"Feuer- und Rettungswache nordlich der Wiedenbriicker StraBe"” der Stadt Oelde am Donnerstag, den 9.
Januar 2014, um 18.00 Uhr im GroRen Ratssaal — Ratsstiege 1, 59302 Oelde

Beginn: 18.00 Uhr
Ende: 18.35 Uhr
Anwesende:

Von der Verwaltung:

Herr Abel, Technischer Beigeordneter

Herr Rauch, FD Planung und Stadtentwicklung
Als Gast:

Herr Brokopf, AKUS GmbH, Bielefeld

laut Anwesenheitsliste 22 Blirger

Herr Abel eréffnet die Burgerversammlung und begriif3t die anwesenden Birger und stellt Herrn Brokopf vom Bliro
AKUS GmbH, der die schalltechnischen Auswirkungen der geplanten Feuer- und Rettungswache untersucht hat,
Herrn Rauch vom Fachdienst Planung und Stadtentwicklung und sich vor.

Zu Beginn der Prasentation erlautert Herr Abel, dass die heutige an der Overbergstralle liegende Feuer- und
Rettungswache nicht mehr dem heutigen Mindeststandard nach Norm entspricht, so dass ein Neubau erforderlich
ist. Um hierfir die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, sind entsprechende Bauleitpldne nach den
gesetzlichen Vorgaben aufzustellen. Er stellt den Ablauf des Bauleitplanverfahrens bis zum Satzungsbeschluss vor
und betont, dass es sich bei der sog. Friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung einschlieRlich der Biirgerversammlung
um einen Verfahrensstand auf Basis eines Vorentwurfs handelt.

Den Beschluss, eine neue Feuer- und Rettungswache am Standort ,Wiedenbriicker Strae® zu errichten, hat der
Rat der Stadt Oelde nach Prifung einer Vielzahl von Alternativstandorten 2012 gefasst. Grundlage fir die Auswahl
des neuen Standortes war eine Untersuchung des Biros kplanAG. Als Ergebnis der Analyse samtlicher geeigneter
Standorte hat sich der verfigbare Standort an der ,Wiedenbrtcker Strafe” (westlich der Hofstelle Groning) als sehr
gut geeignet herausgestellt. Eine weitere Entscheidungsgrundlage zur Standortbestimmung bildete die Analyse
des Brandschutzbedarfsplans 2012 der Stadt Oelde. Dieser stuft den geplanten Standort an der Wiedenbrtcker
Strale als ,am besten geeignet® ein.

Um diesen Ergebnissen Rechnung zu tragen, soll auf einer ca. 1,15 ha grof3en Flache nérdlich der ,Wiedenbricker
Stralle“ im Flachennutzungsplan eine Gemeinbedarfsflache und im Bebauungsplan eine Gemeinbedarfsflache flr
Einrichtungen und Anlagen der Feuerwehr festgesetzt werden. Die direkte Anbindung und ErschlieRung dieser
Flache soll Uber die ,Wiedenbriicker Stralle” erfolgen.

Zur Veranschaulichung der geplanten GebaudegréRe und Gebaudestellung zeigt Herr Abel ein Luftbild mit dem
vorlaufigen Lageplanentwurf. Er weist darauf hin, dass nach dem derzeitigen Planungsstand das Gebaude
gegeniber dem urspriinglichen Entwurf um 90° gedreht wurde, die Ausfahrten aus der Fahrzeughalle nach Westen
hin verlegt und nun in einer einzelnen Ausfahrt auf die ,Wiedenbriicker Straf’e“ gebiindelt wurden. Lediglich die
Ausfahrten der Rettungsdienstfahrzeuge erfolgen direkt auf die ,Wiedenbrtcker Stral3e®.

AnschlieRend erlautert er die Planentwiirfe der 20. Anderung des Flachennutzungsplans und des Bebauungsplans
Nr. 118 "Feuer- und Rettungswache nérdlich der Wiedenbriicker Stralle". Das stadtebauliche Konzept sieht in
Hinblick auf Art und Mal} der baulichen Nutzung vor, dass ein maximal dreigeschossiges Gebadude in offener
Bauweise zulassig ist, so dass sich der geplante Baukdrper mafstablich an die Kubatur des westlich gelegenen
Gewerbebetriebs orientiert. Die gestalterischen Festsetzungen sehen fir den Hauptbaukérper eine Ausfihrung in
Sichtmauerwerk unter Verwendung roter bis rotbrauner oder anthrazitfarbener Vormauerziegel oder Putzfassaden
in hellen Farbtdonen bzw. eine Kombination dieser Materialien vor. Fir die Fahrzeughalle und andere
untergeordnete Bauteile sind auch andere Materialien und Farben zulassig. Ziel der Festsetzungen ist es, den
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Solitdrbau der Feuer- und Rettungswache in einer angemessenen Gestaltqualitdt zu errichten, die der
stadtebaulich bedeutenden Lage am Ortseingang Oeldes Rechnung tragt. Die maximal zuldssige Gebaudehdhe
sowie die Auswahl der Materialien und Farben sollen einen Rahmen bilden, mit dem sich das Vorhaben
gestalterisch in das Orts- und Straf3enbild einfiigt.

Besondere Beachtung bei den Planungen zur neuen Feuer- und Rettungswache fand das Thema ,Larm®. Im
Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung wurde der Immissionsschutz gutachterlich geprift. Wesentliche
Gerauschquellen beim Betrieb der geplanten Feuer- und Rettungswache werden die ein- und ausfahrenden
Einsatzfahrzeuge und der Pkw-Verkehr der an- und abriickenden Einsatzkrafte sein. Weitere Gerauschquellen auf
dem Gelande werden Wartungsarbeiten am Fahrzeugbestand und Ubungen sein. Der Einsatz von Martinshérnern
auf dem Anlagengelénde ist, da der Verkehr im Einsatzfall im erforderlichen Umfang geregelt wird, im Normalfall
nicht erforderlich.

Anhand der vom Gutachter berechneten Larmkarten erldutert Herr Abel die Ergebnisse. DemgemafR werden die
Immissionsrichtwerte nach DIN 18005 in den sidlich der ,Wiedenbriicker Stralle“ gelegenen Allgemeinen
Wohngebieten im Regelbetrieb tags sowie bei seltenen Ereignissen tags und nachts eingehalten bzw. deutlich
unterschritten. Im Regelbetrieb nachts hingegen wird der Immissionsrichtwert fiir Allgemeine Wohngebiete von 40
dB (A) um bis zu 5 dB (A) Uberschritten. Da der Wert von 45 dB (A) nachts nicht tberschritten wird und dieser als
Orientierungswert flr Mischgebiete, in denen das Wohnen allgemein zuldssig ist, angesetzt wird, ist davon
auszugehen, dass somit zu sdmtlichen Tageszeiten gesunde Wohnverhaltnisse im Sinne des Baugesetzbuches
gewahrleistet sind. Hinzu kommt, dass die prognostizierte Uberschreitung des Immissionsrichtwerts um bis zu 5 dB
(A) im Regelbetrieb nachts auf Wohngebaude einwirkt, die aufgrund der in den Bebauungsplanen Nr. 84
+~Weitkamp“ und Nr. 94 ,Moorwiese“ festgesetzten passiven Schallschutzvorkehrungen in den der neuen Feuer-
und Rettungswache zugewandten Baufenstern baulich einen hohen Larmschutz fiir den Innenbereich vorzusehen
haben. Insofern wird aufgrund dieser Festsetzungen und vor dem Hintergrund der Bedeutung der Feuer- und
Rettungswache als Anlage zur Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung und dem eindeutigen
Ergebnis der Standortsuche die Uberschreitung des Immissionsrichtwertes fiir Aligemeine Wohngebiete als
hinnehmbar bewertet.

AnschlieRend stellt Herr Abel die Bauleitpldne zur Diskussion und weist darauf hin, dass fiir die Beantwortung von
Fragen zur larmtechnischen Beurteilung auch Herr Brokopf zur Verfligung steht. Folgende Fragen, Hinweise,
Anregungen und Antworten werden gegeben:

Fragen,
Burger
Gibt es zur gezeigten mdglichen Stellung der
geplanten Gebaude auf dem Grundstiick noch
Alternativen, bzw. ware auch wieder eine
Drehung der Gebaude um 90° mdglich? Wenn
ja, ware dann ein neues Gutachten erforderlich?

Hinweise und Anregungen der | Antworten von Herrn Abel und Herrn Brokopf

Grundsatzlich ware eine Drehung des Gebaudes
moglich. Aufgrund des Grundstlickszuschnittes und der
speziellen Nutzungsanforderungen durch die Feuerwehr
ist dieser Fall aber unwahrscheinlich. Dennoch handelt
es sich bei dem prasentierten Entwurf nur um einen
Vorentwurf, der sich im Detail noch andern kann. Bei
umfangreichen ~ Anderungen misste auch das
Larmgutachten fortgeschrieben werden.

Aufgrund der Ergebnisse der schalltechnischen
Untersuchung ist festzustellen, dass der Betrieb der
Feuer- und Rettungswache nicht zu einer
Uberschreitung der Richtwerte im Wohngebiet an der
Strafle ,Im Bulte* flhren wird. Zur Verdeutlichung
werden die Larmkarten noch einmal erlautert. In diesem
Zusammenhang erfolgt auch der Hinweis, dass bei allen
Berechnungen der Verkehr auf den 6ffentlichen Straf3en
aufgrund der rechtlichen Vorgaben unbertcksichtigt
bleibt

Wurde die Betroffenheit der Anwohner an der
Stralle ,Im Bulte, deren Baugrundsticke in
einem ,Reinen Wohngebiet® liegen, bei der
Erstellung des Gutachtens bericksichtigt?

Wie sehen die Planungen fiir das Grundstlick
zwischen dem bestehenden Gewerbebetrieb
und der geplanten Feuer- und Rettungswache
aus?

Die Flachen zwischen dem geplanten Neubau der
Feuer- und Rettungswache und dem bestehenden
Gewerbetrieb sind ebenfalls fir eine Bebauung
vorgesehen. Diese werden als Erweiterungsflache fir

den bestehenden Gewerbebetrieb vorgehalten.

Herr Abel sichert den anwesenden Bilrgern zu, dass sich der Rat der Stadt Oelde mit samtlichen
abwagungsrelevanten Belangen bzw. den von der Verwaltung verfassten Abwagungsvorschlagen
auseinandersetzen werde. Bis zum 16.01.2014 sei der Offentlichkeit die Gelegenheit gegeben, auch Uber die
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Internetseite der Stadt Oelde und auf dem Postweg Stellungnahmen einzureichen. Au3erdem erfolge in einem
spateren zweiten Beteiligungsverfahren (ber die die Dauer eines Monats die offentliche Auslegung des
Planentwurfs, in der erneut Stellungnahmen abgegeben werden kénnen.

Mit einem Dank an die anwesenden Birger schlie3t Herr Abel um 18.35 Uhr die Versammlung.

Abel Rauch
Technischer Beigeordneter Schriftfihrer

Beschluss:

Es wird festgestellt, dass im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit im Verfahren zur 20. Anderung
des Flachennutzungsplans keine Hinweise, Bedenken oder Anregungen vorgetragen wurden.

Stellungnahme eines Biirgers vom 15.01.2014 (Original mit Grafiken siehe Anlage 4)

Anmerkungen zur 20. Anderung des Flachennutzungsplans / Bebauungsplan Nr. 118
Sehr geehrte Damen und Herren,
im Rahmen der Birgerbeteiligung erbitte ich Auskunft tiber folgende Fragen:
1. Zweifelslos wurden mehrere geeignete Standpunkte im Vorfeld untersucht. Dennoch denke ich, dass es neben
der Wiedenbrucker Str. noch weitere Standorte gibt, die geeignet sind.
Option A zeigt nicht nur eine deutliche Larmentlastung des Baugebietes Weitkamp und Moorwiese, auch kénnte
hierdurch Geld gespart werden, wenn das Grundstick im Besitz der Stadt ist. Auch Option B wirde keine
zusatzliche Larmbelastung fir das Baugebiet Weitkamp bedeuten. Wenn die Feuer- und Rettungswache sowieso
aufderhalb des Stadtzentrums gebaut werden soll, kann es auch 300 m weiter erstellt werden, noch dazu, wenn die
RW Ahmenhorst aufgewertet werden soll.

- Wurden alle méglichen Standorte untersucht?

- Wie werden die oben genannten Optionen A und B bewertet.
2. Die Grafik aus der Glocke zeigt die geplante Anordnung.
Wirde die Hauptausfahrt auf die Ostseite der Fahrzeughalle liegen, wirde das vermutlich zu einer geringeren
Larmbeeinflussung des Baugebietes filhren, da die Hauptaktivitaten auf dem ,Hof* im Schatten der Gebaude
erfolgen wirden. Eine gemeinsame Ausfahrt fir Feuer und Rettungswache reduzieren auch die Kreuzungen mit
dem Rad und Gehweg. Beide Optionen sollten diskutiert werden.
3. Das Larmgutachten wurde ohne Martinshorn erstellt. Ist es richtig, dass auf dem Geldnde demnach der
Gebrauch nicht erlaubt ist?
4. Erfolgt die Einfahrt in die Wiedenbriicker Str. durch Ampel geregelt ohne Martinshorn und nur mit Blaulicht?
5. Ab wo wird das Blaulicht eingesetzt?
6. Bei welchen Einsatzen wird Ublicherweise Blaulicht der Feuerwehr bzw. Rettungswagen eingesetzt?
7. Wie oft erfolgten Einsatze bei Feuerwehr und Rettungswagen mit Blaulicht und Martinshorn im Jahr 2013?
8. Erfolgt bei Anderungen des vorgestellten Planes durch den GA eine Neubewertung/Léarmgutachten?

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Zu 1.: Sowohl Standort ,A“ Gréningsweg als auch ,B* Wiedenbrlicker Stralle (am Kreisverkehr) wurden
im Rahmen der Standortanalyse untersucht (Brandschutzbedarfsplan 2012 der Stadt Oelde: S. 111).

Standort ,A“ Groningsweg hat beziiglich der verkehrstechnischen Anbindung gegentiber dem Standort
an der Wiedenbrucker Strae erhebliche Nachteile. Eine adaquate verkehrstechnische Anbindung ist
beim Standort Groningsweg insbesondere durch das Fehlen einer zweiten Zufahrt nicht gegeben.
Zudem befindet sich in unmittelbarer Nahe des geplanten Standorts an der Wiedenbriicker Strale ein
Arbeitgeber, der bereit ware, seine derzeit dort 8 beschaftigten FA in den Tagstunden fir dringliche
Einsatze freizustellen (vgl. Brandschutzbedarfsplan 2012 der Stadt Oelde: S. 117)
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Standort ,B“ Wiedenbricker StralRe (am Kreisverkehr) wurde aus stadtebaulichen bzw.
raumordnerischen Griinden nicht verfolgt. Der Vorhabenrealisierung an dieser Stelle stehen Ziele der
Raumordnung entgegen. Sowohl im Gebietsentwicklungsplan als auch im Entwurf des Regionalplans
liegt diese Flache deutlich aulRerhalb des Allgemeinen Siedlungsbereichs. Gemal den Grundsatzen der
Raumordnung ist die Siedlungstatigkeit raumlich zu konzentrieren. Der Freiraum ist zu schitzen, die
Flacheninanspruchnahme im Freiraum ist zu begrenzen (vgl. § 2 Abs. 2 Raumordnungsgesetz). Im
Flachennutzungsplan der Stadt Oelde ist die Flache des Standorts ,B“ Wiedenbricker Stralle (am
Kreisverkehr), korrespondierend mit den Festlegungen des Gebietsentwicklungsplans bzw. des
Regionalplanentwurfs, als ,Flache fur die Landwirtschaft dargestellit.

Hingegen flgt sich der gewahlte Standort an der Wiedenbricker Stralle in den
Siedlungszusammenhang ein. Im Flachennutzungsplan der Stadt Oelde ist dieser Bereich bisher zu
einem groRen Teil als ,Gewerbliche Bauflache® dargestellt, sodass im Vergleich zum Standort ,B*
Wiedenbriicker Stralle (am Kreisverkehr) eine deutlich kleinere ,Flache fir die Landwirtschaft
beansprucht werden muss. Stadtebaulich wird somit das Ziel einer kompakten Siedlungsstruktur
verfolgt.

Zu 2.: Dem Vorschlag, die Hauptausfahrt auf der Ostseite des Gebietes anzuordnen, stehen
betriebsorganisatorische Belange entgegen. Da das Haupteinsatzgebiet der neuen Hauptfeuerwache
westlich, also im Bereich der Innenstadt, liegt, kdme es bei einer solchen Anordnung zu vermehrten
Kreuzungskonflikten zwischen ausriickenden Einsatzfahrzeugen und den Uberwiegende aus dem Oelder
Zentrum anrUckenden Einsatzkraften.

Zu 3. bis 8.: Diese Fragen betreffen Inhalte, die nicht durch die 20. Anderung des Flachennutzungsplans
geregelt werden. Diese werden zum Teil im konkreten Bebauungsplanverfahren behandelt. Insofern wird
auf die dort zu erfolgende Abwagung verwiesen.

Abschlielend wird festgestellt, dass den Anregungen somit nicht gefolgt wird.

2. Entscheidungen uber Anregungen der Behorden und Trager offentlicher Belange und
Nachbarkommunen gemaR §§ 2 Abs. 2 und 4 Abs. 1 BauGB

Nachstehend aufgeflihrte Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange und Fachamter der Stadt
haben im Verfahren gemaR § 4 Abs. 1 BauGB keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgebracht.

Institution Stellungnahme
vom
Stadt Rheda-Wiedenbrick 16.12.2013
Wasserversorgung Beckum GmbH 16.12.2013
Landwirtschaftkammer Nordrhein-Westfalen 16.12.2013
Stadt Ennigerloh 17.12.2013
Gemeinde Herzebrock-Clarholz 17.12.2013
Eisenbahn-Bundesamt 18.12.2013
Westnetz GmbH 18.12.2013
Stadt Oelde — FD Liegenschaften 18.12.2013
Bezirksregierung Munster — Dez. 26 - Luftverkehr 18.12.2013
Thyssengas GmbH 18.12.2013
PLEdoc GmbH 18.12.2013
Ericsson Services GmbH 19.12.2013
Bundeseisenbahnvermdgen 19.12.2013
Gemeinde Langenberg 19.12.2013
Deutsche Bahn AG 19.12.2013
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LWL-Archaologie fir Westfalen 23.12.2013
Bezirksregierung Munster — Dez. 25 — Verkehr 02.01.2014
Bezirksregierung Minster — Dez. 53 — Immissionsschutz 06.01.2014
Unitymedia Kabel BW 07.01.2014
EVO Energieversorgung Oelde 07.01.2014
Handwerkskammer Miinster 08.01.2014
Landesbetrieb Wald und Holz NRW 08.01.2014
Kreis Gutersloh 10.01.2014
Bezirksregierung Detmold — Dez. 33 — Bodenordnung/Landliche 14.01.2014
Entwicklung

Baureferat der Evangelischen Kirche von Westfalen 14.01.2014
Bezirksregierung Minster — Dez. 32 — Regionalentwicklung 15.01.2014
StralRen NRW 15.01.2014
Gemeinde Beelen 09.01.2014
Kreis Warendorf 17.01.2014
Bezirksregierung Minster — Dez. 54 — Wasserwirtschaft 09.01.2014
Bezirksregierung Munster — Dez. 33 — Landliche Entwicklung, 08.01.2014
Bodenordnung

Bezirksregierung Minster — Dez. 52 — Abfallwirtschaft, Bodenschutz 14.01.2014
Bezirksregierung Minster — Dez. 32 — Regionalentwicklung 15.01.2014
IHK Nord Westfalen 30.01.2014

Weitere Stellungnahmen von Behorden und sonstigen Tragern offentlicher Belange und Fachamtern
der Stadt Oelde wurden im Verfahren gemaf § 4 Abs. 1 BauGB nicht abgegeben.

Beschluss:
Es wird festgestellt, dass im Rahmen der Beteiligung der Behoérden, sonstigen Trager offentlicher

Belange und der Fachamter der Stadt Oelde zur 20. Anderung des Flachennutzungsplans keine
Hinweise, Bedenken oder Anregungen vorgetragen wurden.

B) Entscheidungen liber die Anregungen aus der 6ffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
und § 4 Abs. 2 BauGB

1. Entscheidung zu der Beteiligung der Offentlichkeit
Die Offenlage der 20. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Oelde erfolgte in der Zeit vom 27.
Februar bis zum 27. Marz 2014. In diesem Zeitraum wurde von den Birgern keine schriftliche

Stellungnahme Burgers abgegeben.

2. Entscheidungen lber Anregungen der Behodrden und Trager offentlicher Belange und
Nachbarkommunen gemaR §§ 2 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB

Nachstehend aufgefliihrte Behdrden und sonstige Trager oOffentlicher Belange und Fachamter der Stadt
haben im Verfahren gemaf § 4 Abs. 2 BauGB keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgebracht.

Nachstehend aufgefuhrte Behdrden und sonstige Trager offentlicher Belange und Fachamter der Stadt
haben im Verfahren gemaR § 4 Abs. 2 BauGB eine Stellungnahme abgegeben:
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Institution Stellungnahme vom
Eisenbahn-Bundesamt 26.02.2014
Gemeinde Herzebrock-Clarholz 26.02.2014
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 27.02.2014
Stadt Oelde, FD Liegenschaften 27.02.2014
Stadt Oelde, FD Tiefbau und Umwelt 27.02.2014
Bezirksregierung Munster — Dez. 26 — Luftverkehr 28.02.2014
Gemeinde Langenberg 28.02.2014
PLEdoc GmbH 03.03.2014
Westnetz GmbH 04.03.2014
EVO Energieversorgung Oelde 04.03.2014
VGW Vereinigte Gas- und Wasserversorgung GmbH 04.03.2014
Ericsson Services GmbH 06.03.2014
Bezirksregierung Munster — Dez. 53 — Immissionsschutz 06.03.2014
Bezirksregierung Munster — Dez. 25 — Verkehr 07.03.2014
Kreis Gitersloh 11.03.2014
Bezirksregierung Minster — Dez. 52 — Abfallwirtschaft, Bodenschutz 11.03.2014
Unitymedia NRW GmbH 11.03.2014
Bezirksregierung Detmold — Dez. 33 — Bodenordnung/ Landliche 11.03.2014
Entwicklung

Bezirksregierung Munster — Dez. 33 — Landliche Entwicklung, 12.03.2014
Bodenentwicklung

Baureferat der Evangelischen Kirche von Westfalen 13.03.2014
Gemeinde Beelen 17.03.2014
Bezirksregierung Minster — Dez. 32 — Regionalentwicklung 18.03.2014
Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 19.03.2014
Bundeswehr

Landesbetrieb Stralenbau Nordrhein-Westfalen — 19.03.2014
Autobahnniederlassung Hamm

Stadt Rheda-Wiedenbrick 21.03.2014
Wasserversorgung Beckum 24.03.2014
Stadt Ennigerloh 24.03.2014
Kreis Warendorf 25.03.2014
Deutsche Telekom Technik GmbH 26.03.2014
IHK Nord Westfalen 24.03.2014
Bezirksregierung Minster — Dez. 54 - Wasserwirtschaft 18.03.2014
Einzelhandelsverband Westfalen-Miinsterland e. V. 26.03.2014

Stellungnahme des Regionalforstamtes Miinsterland vom 26.03.2014

Gegen die oben genannte Planung bestehen aus Sicht des Regionalforstamtes Minsterland keine
Bedenken, wenn dargestellt wird, um welche Kompensationsmalinahmen es sich handelt, die auf dem

Grundstuck der Gemarkung Oelde, Flur 401, Flurstiick 361 vorgenommen werden.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Wie im Ausgleichskataster der Stadt Oelde dargestellt, handelt es sich bei den auf Flur 401, Flurstick
361, bereits realisierten KompensationsmafRnahmen um Aufwertungen im Umfeld vom ,Kulturgut Haus
Nottbeck®. Dort angelegt wurden Sukzessionsflachen, Obstbaumwiesen und Baumgruppen.

Der Anregung wird somit gefolgt.

C) Feststellungsbeschluss

Nachdem Uber die Ergebnisse der Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behérden geméaR § 3 und § 4
BauGB beraten und beschlossen wurde und die Begriindung samt Umweltbericht zur 20. Anderung des
Flachennutzungsplans der Stadt Oelde zur Kenntnis genommen wurde, fasst der Rat der Stadt Oelde
einstimmig nachfolgenden

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschlie3t gemal’ der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NW.S.
666/SGV.NW 2023), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW.
S. 878), die 20. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Oelde. Durch diese 20. Anderung des
Flachennutzungsplans soll am 6stlichen Ortsrand von Oelde, ndrdlich der ,Wiedenbriicker Stralle®, eine
Gemeinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung ,Feuerwehr” dargestellt werden. Hiermit und mit einem
parallel aufgestellten Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Grundlagen fur die Errichtung einer
neuen Feuer- und Rettungswache geschaffen werden.

Der Geltungsbereich ist dem beiliegenden Ubersichtsplan zu entnehmen.

Gleichzeitig billigt der Rat der Stadt Oelde die Begriindung samt Umweltbericht zur 20. Anderung des
Flachennutzungsplans der Stadt Oelde.

8. Bebauungsplan Nr. 118 "Feuer- und Rettungswache nordlich der Wiedenbriicker
StraBe" der Stadt Oelde
A) Entscheidungen zu der friihzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs.
1 BauGB
B) Entscheidungen liber die Anregungen aus der 6ffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs.
2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB
C) Satzungsbeschluss
Vorlage: B 2014/610/2970

Herr Abel teilt mit:

Der Rat der Stadt Oelde hat in seiner Sitzung vom 03.12.2012 gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geéndert durch
Art. 1 G zur Férderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Stadten und Gemeinden vom
22.07.2011 (BGBI. | S. 1509), beschlossen, das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
118 ,Feuer- und Rettungswache nérdlich der Wiedenbrticker Stral’e“ der Stadt Oelde einzuleiten.

Stadtebauliches Ziel dieses Bebauungsplans ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur den
Bau einer neuen Feuer- und Rettungswache zu schaffen. Geplant ist die Festsetzung einer 1,1 ha
grolien Flache fur den Gemeinbedarf fir Einrichtungen und Anlagen der Feuerwehr. Das Plangebiet
liegt am &stlichen Ortsrand von Oelde, nérdlich der ,Wiedenbricker Stralle.
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A) Entscheidungen zu der frithzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1
BauGB

1. Entscheidungen zu den Anregungen der Biirger gem. § 3 Abs. 1 BauGB

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 118 ,Feuer- und
Rettungswache nordlich der Wiedenbrucker Strafle” der Stadt Oelde erfolgte in der Zeit vom 3. bis zum
16. Januar 2014. In diesem Zeitraum wurde eine schriftliche Stellungnahme seitens eines Bulrgers
abgegeben. Dariber hinaus hat am 9. Januar 2014 um 18.00 Uhr, im Rathaus der Stadt Oelde — Groler
Ratssaal — eine Blrgerversammlung stattgefunden. Einzelheiten zu dieser Versammlung kénnen der
nachfolgenden Niederschrift entnommen werden.

Niederschrift iiber die Biirgerversammlung im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1
BauGB fiir die 20. Anderung des Flichennutzungsplans sowie die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 118
"Feuer- und Rettungswache nordlich der Wiedenbriicker StraBe"” der Stadt Oelde am Donnerstag, den 9.
Januar 2014, um 18.00 Uhr im GroRen Ratssaal — Ratsstiege 1, 59302 Oelde

Beginn: 18.00 Uhr
Ende: 18.35 Uhr
Anwesende:

Von der Verwaltung:

Herr Abel, Technischer Beigeordneter

Herr Rauch, FD Planung und Stadtentwicklung
Als Gast:

Herr Brokopf, AKUS GmbH, Bielefeld

laut Anwesenheitsliste 22 Blirger

Herr Abel eréffnet die Burgerversammlung und begrif3t die anwesenden Biirger und stellt Herrn Brokopf vom Biiro
AKUS GmbH, der die schalltechnischen Auswirkungen der geplanten Feuer- und Rettungswache untersucht hat,
Herrn Rauch vom Fachdienst Planung und Stadtentwicklung und sich vor.

Zu Beginn der Prasentation erlautert Herr Abel, dass die heutige an der Overbergstralle liegende Feuer- und
Rettungswache nicht mehr dem heutigen Mindeststandard nach Norm entspricht, so dass ein Neubau erforderlich
ist. Um hierfiir die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, sind entsprechende Bauleitplane nach den
gesetzlichen Vorgaben aufzustellen. Er stellt den Ablauf des Bauleitplanverfahrens bis zum Satzungsbeschluss vor
und betont, dass es sich bei der sog. Friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung einschlieRlich der Biirgerversammliung
um einen Verfahrensstand auf Basis eines Vorentwurfs handelt.

Den Beschluss, eine neue Feuer- und Rettungswache am Standort ,Wiedenbriicker Strae® zu errichten, hat der
Rat der Stadt Oelde nach Prifung einer Vielzahl von Alternativstandorten 2012 gefasst. Grundlage fur die Auswahl
des neuen Standortes war eine Untersuchung des Biiros kplanAG. Als Ergebnis der Analyse samtlicher geeigneter
Standorte hat sich der verfugbare Standort an der ,Wiedenbriicker Strafe” (westlich der Hofstelle Groning) als sehr
gut geeignet herausgestellt. Eine weitere Entscheidungsgrundlage zur Standortbestimmung bildete die Analyse
des Brandschutzbedarfsplans 2012 der Stadt Oelde. Dieser stuft den geplanten Standort an der Wiedenbrticker
Strale als ,am besten geeignet® ein.

Um diesen Ergebnissen Rechnung zu tragen, soll auf einer ca. 1,15 ha grof3en Flache nérdlich der ,Wiedenbricker
Stralle“ im Flachennutzungsplan eine Gemeinbedarfsflache und im Bebauungsplan eine Gemeinbedarfsflache fir
Einrichtungen und Anlagen der Feuerwehr festgesetzt werden. Die direkte Anbindung und ErschlieRung dieser
Flache soll ber die ,Wiedenbriicker Strale” erfolgen.

Zur Veranschaulichung der geplanten GebaudegréRe und Gebaudestellung zeigt Herr Abel ein Luftbild mit dem
vorlaufigen Lageplanentwurf. Er weist darauf hin, dass nach dem derzeitigen Planungsstand das Gebaude
gegeniber dem urspriinglichen Entwurf um 90° gedreht wurde, die Ausfahrten aus der Fahrzeughalle nach Westen
hin verlegt und nun in einer einzelnen Ausfahrt auf die ,Wiedenbriicker Stral3e” gebiindelt wurden. Lediglich die
Ausfahrten der Rettungsdienstfahrzeuge erfolgen direkt auf die ,Wiedenbriicker Strafse.

AnschlieRend erlautert er die Planentwiirfe der 20. Anderung des Flachennutzungsplans und des Bebauungsplans
Nr. 118 "Feuer- und Rettungswache nérdlich der Wiedenbriicker StralRe". Das stadtebauliche Konzept sieht in
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Hinblick auf Art und Mal} der baulichen Nutzung vor, dass ein maximal dreigeschossiges Gebdude in offener
Bauweise zulassig ist, so dass sich der geplante Baukdrper maf3stéblich an die Kubatur des westlich gelegenen
Gewerbebetriebs orientiert. Die gestalterischen Festsetzungen sehen fiir den Hauptbaukoérper eine Ausfiihrung in
Sichtmauerwerk unter Verwendung roter bis rotbrauner oder anthrazitfarbener Vormauerziegel oder Putzfassaden
in hellen Farbténen bzw. eine Kombination dieser Materialien vor. Fur die Fahrzeughalle und andere
untergeordnete Bauteile sind auch andere Materialien und Farben zulassig. Ziel der Festsetzungen ist es, den
Solitarbau der Feuer- und Rettungswache in einer angemessenen Gestaltqualitdt zu errichten, die der
stadtebaulich bedeutenden Lage am Ortseingang Oeldes Rechnung tragt. Die maximal zuldssige Gebaudehdhe
sowie die Auswahl der Materialien und Farben sollen einen Rahmen bilden, mit dem sich das Vorhaben
gestalterisch in das Orts- und StraRenbild einfugt.

Besondere Beachtung bei den Planungen zur neuen Feuer- und Rettungswache fand das Thema ,Larm®. Im
Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung wurde der Immissionsschutz gutachterlich geprift. Wesentliche
Gerauschquellen beim Betrieb der geplanten Feuer- und Rettungswache werden die ein- und ausfahrenden
Einsatzfahrzeuge und der Pkw-Verkehr der an- und abriickenden Einsatzkrafte sein. Weitere Gerduschquellen auf
dem Gelande werden Wartungsarbeiten am Fahrzeugbestand und Ubungen sein. Der Einsatz von Martinshérnern
auf dem Anlagengelande ist, da der Verkehr im Einsatzfall im erforderlichen Umfang geregelt wird, im Normalfall
nicht erforderlich.

Anhand der vom Gutachter berechneten Larmkarten erlautert Herr Abel die Ergebnisse. Demgemaf werden die
Immissionsrichtwerte nach DIN 18005 in den sldlich der ,Wiedenbriicker Strale“ gelegenen Allgemeinen
Wohngebieten im Regelbetrieb tags sowie bei seltenen Ereignissen tags und nachts eingehalten bzw. deutlich
unterschritten. Im Regelbetrieb nachts hingegen wird der Immissionsrichtwert fiir Allgemeine Wohngebiete von 40
dB (A) um bis zu 5 dB (A) Uberschritten. Da der Wert von 45 dB (A) nachts nicht tGberschritten wird und dieser als
Orientierungswert flr Mischgebiete, in denen das Wohnen allgemein zuldssig ist, angesetzt wird, ist davon
auszugehen, dass somit zu sdmtlichen Tageszeiten gesunde Wohnverhaltnisse im Sinne des Baugesetzbuches
gewabhrleistet sind. Hinzu kommt, dass die prognostizierte Uberschreitung des Immissionsrichtwerts um bis zu 5 dB
(A) im Regelbetrieb nachts auf Wohngebaude einwirkt, die aufgrund der in den Bebauungsplanen Nr. 84
~Weitkamp“ und Nr. 94 ,Moorwiese“ festgesetzten passiven Schallschutzvorkehrungen in den der neuen Feuer-
und Rettungswache zugewandten Baufenstern baulich einen hohen Larmschutz fiir den Innenbereich vorzusehen
haben. Insofern wird aufgrund dieser Festsetzungen und vor dem Hintergrund der Bedeutung der Feuer- und
Rettungswache als Anlage zur Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung und dem eindeutigen
Ergebnis der Standortsuche die Uberschreitung des Immissionsrichtwertes fir Allgemeine Wohngebiete als
hinnehmbar bewertet.

AnschlieRend stellt Herr Abel die Bauleitplane zur Diskussion und weist darauf hin, dass fiir die Beantwortung von
Fragen zur larmtechnischen Beurteilung auch Herr Brokopf zur Verfigung steht. Folgende Fragen, Hinweise,
Anregungen und Antworten werden gegeben:

Fragen, Antworten von Herrn Abel und Herrn Brokopf

Biirger

Hinweise und Anregungen der

Gibt es zur gezeigten mdglichen Stellung der
geplanten Gebdude auf dem Grundstick noch
Alternativen, bzw. wére auch wieder eine
Drehung der Gebdude um 90° madglich? Wenn
ja, ware dann ein neues Gutachten erforderlich?

Grundsatzlich wéare eine Drehung des Gebaudes
mdglich. Aufgrund des Grundstickszuschnittes und
der speziellen Nutzungsanforderungen durch die
Feuerwehr ist dieser Fall aber unwahrscheinlich.
Dennoch handelt es sich bei dem prasentierten
Entwurf nur um einen Vorentwurf, der sich im Detail
noch &ndern kann. Bei umfangreichen Anderungen
musste auch das Larmgutachten fortgeschrieben
werden.

Wurde die Betroffenheit der Anwohner an der
StraBe ,Im Bulte, deren Baugrundstiicke in
einem ,Reinen Wohngebiet“ liegen, bei der
Erstellung des Gutachtens beriicksichtigt?

Aufgrund der Ergebnisse der schalltechnischen
Untersuchung ist festzustellen, dass der Betrieb der
Feuer- und Rettungswache nicht zu einer
Uberschreitung der Richtwerte im Wohngebiet an der
StralBe ,Im Bulte* fihren wird. Zur Verdeutlichung
werden die Larmkarten noch einmal erldutert. In
diesem Zusammenhang erfolgt auch der Hinweis,
dass bei allen Berechnungen der Verkehr auf den
offentlichen StralRen aufgrund der rechtlichen
Vorgaben unbericksichtigt bleibt

Wie sehen die Planungen fiir das Grundstilick

Die Flachen zwischen dem geplanten Neubau der
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zwischen dem bestehenden Gewerbebetrieb | Feuer- und Rettungswache und dem bestehenden
und der geplanten Feuer- und Rettungswache | Gewerbetrieb sind ebenfalls flr eine Bebauung
aus? vorgesehen. Diese werden als Erweiterungsflache
fir den bestehenden Gewerbebetrieb vorgehalten.

Herr Abel sichert den anwesenden Birgern zu, dass sich der Rat der Stadt Oelde mit samtlichen
abwagungsrelevanten Belangen bzw. den von der Verwaltung verfassten Abwagungsvorschlagen
auseinandersetzen werde. Bis zum 16.01.2014 sei der Offentlichkeit die Gelegenheit gegeben, auch (iber die
Internetseite der Stadt Oelde und auf dem Postweg Stellungnahmen einzureichen. Aulerdem erfolge in einem
spateren zweiten Beteiligungsverfahren iber die Dauer eines Monats die 6ffentliche Auslegung des Planentwurfs,
in der erneut Stellungnahmen abgegeben werden kénnen.

Mit einem Dank an die anwesenden Burger schliet Herr Abel um 18.35 Uhr die Versammlung.

Abel Rauch
Technischer Beigeordneter Schriftfihrer

Beschluss:

Es wird festgestellt, dass die im Rahmen der Beteiligung der Blrgerversammlung gestellten Fragen zur
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 118 wahrend der Sitzung beantwortet werden konnten. Bedenken
oder Anregungen wurden nicht vorgetragen.

Stellungnahme eines Burgers vom 15.01.2014 (Original mit Grafiken s. Anlage 4)

Anmerkungen zur 20. Anderung des Flachennutzungsplans / Bebauungsplan Nr. 118
Sehr geehrte Damen und Herren,
im Rahmen der Birgerbeteiligung erbitte ich Auskunft tGiber folgende Fragen:
1. Zweifelslos wurden mehrere geeignete Standpunkte im Vorfeld untersucht. Dennoch denke ich dass es
neben der Wiedenbrucker Str. noch weitere Standorte gibt, die geeignet sind.
Option A zeigt nicht nur eine deutlichen Larmentlastung des Baugebietes Weitkamp und Moorwiese, auch
koénnte hierdurch Geld gespart werden, wenn das Grundstiick im Besitz der Stadt ist. Auch Option B wirde
keine zusatzliche Larmbelastung fur das Baugebiet Weitkamp bedeuten. Wenn die Feuer und
Rettungswache sowieso aulerhalb des Stadtzentrums gebaut werden soll, kann es auch 300 m weiter
erstellt werden, noch dazu, wenn die RW Ahmenhorst aufgewertet werden soll.

- Wourden alle méglichen Standorte untersucht?

- Wie werden die oben genannten Optionen A und B bewertet.
2. Die Grafik aus der Glocke zeigt die geplante Anordnung.
Wirde die Hauptausfahrt auf die Ostseite der Fahrzeughalle liegen, wirde das vermutlich zu einer
geringeren Larmbeeinflussung des Baugebietes flihren, da die Hauptaktivitadten auf dem ,Hof“ im Schatten
der Gebaude erfolgen wirden. Eine gemeinsame Ausfahrt fir Feuer und Rettungswache reduzieren auch
die Kreuzungen mit dem Rad und Gehweg. Beide Optionen sollten diskutiert werden.
3. Das Larmgutachten wurde ohne Martinshorn erstellt. Ist es richtig, dass auf dem Gelande demnach der
Gebrauch nicht erlaubt ist?
4. Erfolgt die Einfahrt in die Wiedenbricker Str. durch Ampel geregelt ohne Martinshorn und nur mit
Blaulicht?
5. Ab wo wird das Blaulicht eingesetzt?
6. Bei welchen Einsatzen wird Ublicherweise Blaulicht der Feuerwehr bzw. Rettungswagen eingesetzt?
7. Wie oft erfolgten Einsatze bei Feuerwehr und Rettungswagen mit Blaulicht und Martinshorn im Jahr
20137
8. Erfolgt bei Anderungen des vorgestellten Planes durch den GA eine Neubewertung/Larmgutachten?

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Zu 1.: Sowohl Standort ,A“ Groningsweg als auch ,B“ Wiedenbricker Stralle (am Kreisverkehr) wurden
im Rahmen der Standortanalyse untersucht (Brandschutzbedarfsplan 2012 der Stadt Oelde: S. 111 und
Bewertungsmatrix des Biros Kplan AG 2012).

Standort ,A* Groningsweg hat beztiglich der verkehrstechnischen Anbindung gegentiber dem Standort
an der Wiedenbricker Stral’e erhebliche Nachteile. Eine adaquate verkehrstechnische Anbindung ist
beim Standort Groningsweg insbesondere durch das Fehlen einer zweiten Zufahrt nicht gegeben.
Zudem befindet sich in unmittelbarer Nahe des geplanten Standorts an der Wiedenbricker Strale ein
Arbeitgeber, der bereit ware, seine derzeit dort 8 beschaftigten FA in den Tagstunden fir dringliche
Einsatze freizustellen (vgl. Brandschutzbedarfsplan 2012 der Stadt Oelde: S. 117).

Standort ,B“ Wiedenbricker Strale (am Kreisverkehr) wurde aus feuerwehrtaktischen und
stadtebaulichen bzw. raumordnerischen Griinden nicht weiter verfolgt. Obwohl die Distanz zwischen den
beiden Grundsticken an der Wiedenbrucker Strafle zunachst relativ gering erscheint, wirde die Wahl
eines weiter Ostlich liegenden Standortes zu einer geringeren Erreichbarkeit der Bevdlkerung durch die
Feuer- und Rettungswache im Stadtgebiet flihren, da sowohl die ab- als auch nachriickenden
Einsatzkréfte langere Fahrzeiten hatten. Nach den AusfUhrungen im Brandschutzbedarfsplan fur die
Wahl dieses Standortes ist mafigeblich, den Standort mit der geringsten Entfernung zum Wohnort- bzw.
Arbeitsort der ehrenamtlichen FA zu wahlen. Desweiteren stehen der Vorhabenrealisierung an dieser
Stelle Ziele der Raumordnung entgegen. Sowohl im Gebietsentwicklungsplan als auch im Entwurf des
Regionalplans liegt diese Flache deutlich aufRerhalb des Allgemeinen Siedlungsbereichs. Gemaf den
Grundsatzen der Raumordnung ist die Siedlungstatigkeit raumlich zu konzentrieren. Der Freiraum ist zu
schitzen, die Flacheninanspruchnahme im Freiraum ist zu begrenzen (vgl. § 2 Abs. 2
Raumordnungsgesetz). Im Flachennutzungsplan der Stadt Oelde ist die Flache des Standorts ,B*
Wiedenbriicker Stralle (am Kreisverkehr), korrespondierend mit den Festlegungen des
Gebietsentwicklungsplans bzw. des Regionalplanentwurfs, als ,Flache fur die Landwirtschaft*
dargestellt. Hingegen flgt sich der gewahlte Standort an der Wiedenbriicker Stralle in den
Siedlungszusammenhang ein. Im Flachennutzungsplan der Stadt Oelde ist dieser Bereich bisher zu
einem grofRen Teil als ,Gewerbliche Bauflache“ dargestellt, sodass im Vergleich zum Standort ,B"
Wiedenbricker Stralle (am Kreisverkehr) eine deutlich kleinere ,Flache fir die Landwirtschaft
beansprucht werden muss. Stadtebaulich wird somit das Ziel einer kompakten Siedlungsstruktur
verfolgt.

Zu 2.: Dem Vorschlag, die Hauptausfahrt auf der Ostseite des Gebietes anzuordnen, stehen
betriebsorganisatorische Belange entgegen. Da das Haupteinsatzgebiet der neuen Hauptfeuerwache
westlich, also im Bereich der Innenstadt, liegt, kdme es bei einer solchen Anordnung zu vermehrten
Kreuzungskonflikten zwischen ausrickenden Einsatzfahrzeugen und den Uberwiegend aus dem Oelder
Zentrum anrickenden Einsatzkraften.

Zu 3.: Die Berechnungen des schalltechnischen Gutachtens basieren auf dem Nichteinsatz von
Martinshdérnern auf dem Anlagengelande (Seite 7 des Gutachtens). Insofern ist der Einsatz von
Martinshdrnern ausgeschlossen.

Zu 4. — 6.: Die Abfahrt im Einsatzfall erfolgt von dem Gelande der Feuer- und Rettungswache auf die
~Wiedenbricker Stra3e“ unter Benutzung einer Ampelanlage, um den Einsatz von Martinshérnern
ausschlieen zu kénnen. Im Einsatzfall ist der Gebrauch des Blaulichts die Regel.

Zu 7.: Diese Frage wird separat schriftlich beantwortet, da diese fur das Planverfahren nicht relevant ist.
Zu 8. Sollte eine andere Stellung der Gebadude auf dem Grundstlick gewahlt werden, ist eine
Neuberechnung des schalltechnischen Gutachtens erforderlich.

Abschliel3end wird festgestellt, dass den Anregungen somit nicht gefolgt wird.
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2) Entscheidungen iiber Anregungen der Behdérden und Trager offentlicher Belange und
Nachbarkommunen gemaR §§ 2 Abs. 2 und 4 Abs. 1 BauGB

Die Frist fur die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager oOffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1
BauGB endete am 16. Januar 2014. Nachstehend aufgefiihrte Behdérden und sonstige Trager
offentlicher Belange und Fachamter der Stadt haben im Verfahren gemal® § 4 Abs. 1 BauGB keine

Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgebracht.

Institution Stellungnahme vom
Wasserversorgung Beckum GmbH 16.12.2013
Landwirtschaftkammer Nordrhein-Westfalen 16.12.2013
Stadt Ennigerloh 17.12.2013
Gemeinde Herzebrock-Clarholz 17.12.2013
Eisenbahn-Bundesamt 18.12.2013
Westnetz GmbH 18.12.2013
Stadt Oelde — FD Liegenschaften 18.12.2013
Stadt Rheda-Wiedenbrick 18.12.2013
PLEdoc GmbH 18.12.2013
Thyssengas GmbH 18.12.2013
Ericsson Services GmbH 19.12.2013
Bundeseisenbahnvermdgen 19.12.2013
Gemeinde Langenberg 19.12.2013
Deutsche Bahn AG 19.12.2013
LWL-Archaologie fur Westfalen 23.12.2013
Bezirksregierung Munster — Dez. 25 — Verkehr 02.01.2014
Bezirksregierung Minster — Dez. 53 — Immissionsschutz 06.01.2014
Unitymedia Kabel BW 07.01.2014
EVO Energieversorgung Oelde 07.01.2014
Handwerkskammer Minster 08.01.2014
Landesbetrieb Wald und Holz NRW 08.01.2014
Kreis Gutersloh 10.01.2014
Bezirksregierung Detmold — Dez. 33 — Bodenordnung/Landliche 14.01.2014
Entwicklung

Baureferat der Evangelischen Kirche von Westfalen 14.01.2014
Strallen NRW 15.01.2014
Gemeinde Beelen 15.01.2014
Bezirksregierung Minster — Dez. 54 — Wasserwirtschaft 09.01.2014
Bezirksregierung Munster — Dez. 33 — Landliche Entwicklung, 08.01.2014
Bodenordnung

Bezirksregierung Minster — Dez. 52 - Abfallwirtschaft, 14.01.2014
Bodenschutz

Bezirksregierung Munster — Dez. 32 — Regionalentwicklung 15.01.2014
IHK Nord Westfalen 31.01.2014

Nachstehend aufgefluihrte Behdrden und sonstige Trager offentlicher Belange und Fachamter der Stadt

haben im Verfahren gemaR § 4 Abs. 1 BauGB eine Stellungnahme abgegeben:

Stellungnahme des Kreises Warendorfs vom 16.01.2014

Immissionsschutz:

Zu der o. a. Bauleitplanung werden aus Sicht des Immissionsschutzes folgende Anregungen vorgetragen:




29

Im Schallgutachten (Ziffer 4, Seite 13) bleibt zunachst offen, ob die Festsetzung im B-Plan Nr. 84 "Weitkamp",
die aufgrund des dort anstehenden Stralenverkehrslarmes aufgenommen wurden, auch fir die Konfliktldsung
in Bezug auf den Larm durch die geplante Feuer- und Rettungswache herangezogen werden kann. Insofern
verweise ich von hier aus auf die Rechtsprechung des BVerwG v. 29.11.2012, 4 C 8/11 oder auch des OVG
NRW v. 01.09.2005 - 8 A 2810/03.

Unter Ziffer 4.6 im Begrindungstext (Immissionsschutz) werden im Rahmen einer Gesamtabwagung die
Bedenken hinsichtlich der Richtwertliiberschreitung von 5 dB(A) gem. TA-Larm an der sudlich gelegenen
Wohnnutzung (Ausweisung WA) u.a. aufgrund der im B-Plan festgesetzten passiven Schallschutzmal3nahmen
und der bestehenden Sozialadaquanz zurtckgestellt.

Um hier eine transparente und sachgerechte Abwagung durchfiihren zu kénnen, rege ich an, zunachst die zu
erwartenden Einsatzhaufigkeiten der Feuer- und Rettungswache differenziert nach Einsatzart und Einsatzzeit
(Tag/Nacht) im Begriindungstext darzustellen. (Daten aus den letzten Jahren, dabei ist zu beriicksichtigen,
dass es sich hier um eine Berufs- und freiwillige Feuerwehr handelt, die, bedingt durch die A2 und das
Gewerbegebiet AUREA, ein grofRes Aufgabengebiet hat (s. a. Brandschutzbedarfsplan).

Ich weise darauf hin, dass unabhangig von der offenen Fragestellung, ob passive Schallschutzmalinahmen zur
Konfliktldsung herangezogen werden kdnnen (siehe oben), zunachst alle moéglichen Mallhahmen nach Stand
der Technik gepruft und vorgesehen werden missen, die zu einer Reduzierung der Belastung beitragen
kdnnen (siehe dazu auch OVG NRW v. 03.06.2006 — 7 D 92/04).

Daher rege ich an, zunachst zu prifen, ob die von der Richtwertiberschreitung betroffene Wohnbebauung (in
der Nachtzeit oberhalb 40 dB(A)) entlang der Wiedenbriicker Strafle auch konform der Festsetzungen im B-
Plan errichtet wurde. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass gemaf der Formulierung der Festsetzung im B-
Plan Nr. 84 die passiven Schallschutzmalinahmen vor allem fir das EG nicht zwingend vorgeschrieben
wurden ("...innerhalb dieser Flache sind Aufenthaltsraume, insbesondere im Dachgeschoss, auf der
larmabgewandten Seite vorzusehen...").

Sofern schutzbedirftige Raume in Richtung der Wiedenbriicker Strale vorhanden sind (Bestandsschutz),
sollte Uber eine Ergadnzung im Schallgutachten gepruft werden, ob zumindest das EG der betroffenen
Wohnhauser im betroffenen Teilabschnitt der Wiedenbricker Strale im Ein — und Ausfahrtsbereich der
geplanten Feuer- und Rettungswache durch eine Schallschutzwand geschitzt werden kann.

Da aus Immissionsschutzgriinden ein Verzicht auf Einsatz des Martinshornes erforderlich ist, sind die
"...geeigneten MalRnahmen..." (siehe Ziffer 4.3 im Begrundungstext) zwingend im Planverfahren abschlie3end
zu prifen. Gdf. sollten die MalRnahmen (z.B. Ampelanlage mit den notwendigen Abbiegespuren auf der K 12)
in das Planverfahren integriert werden. Beim Einsatz einer Ampelanlage weise ich auf das notwendige
Nachriicken der Einsatzkrafte mit dem privaten PKW (ber die Wiedenbricker Stral3e hin.

Vor diesem Hintergrund rege ich an, eine Textliche Festsetzung auf Grundlage von § 9(2) BauGB

vorzunehmen, wonach die Feuer- und Rettungswache erst in Betrieb genommen werden darf, wenn geeignete
MaRnahmen den Verzicht auf den Einsatz des Martinshornes sicherstellen.

Anregungen zum Schallgutachten

Das Schallgutachten ist dahingehend zu uberarbeiten, dass eine detaillierte Betriebs-/ Projektbeschreibung fur
Feuerwache und Rettungswache, ggf. der besseren Ubersicht halber, fiir beide getrennt, belegt mit den
Einsatzzahlen der letzten Jahre und an die Zielwerte im Brandschutzbedarfsplan/Rettungsbedarfsplan
angepasst, erstellt wird. Hierzu gehért zunachst der "Normalbetrieb” mit Ubungen, Mitarbeiter-An- und Abfahrt
(ggf. Schichtbetrieb), durchgehende Besetzung der Wachen mit wie viel Personal, Kameradschaftsabende,
Probelauf/Priifung von Aggregaten, Ubungsturm usw.. Hierbei ist insbesondere auf die Anzahl der
notwendigen Stellplatze zu achten. Anhand dieser Zahlen sind die Eingangswerte flr die Larmprognose zu
ermitteln.

Im Normalbetrieb sind die Werte der TA-Larm einzuhalten.

Es hat sich bewahrt, dann eine getrennte Berechnung fiir den Notfalleinsatz zu erstellen, die sich an definierten
Einsatzfallen orientiert. Dabei ist ein Einsatz ohne und mit Martinshorn zu prognostizieren, mit der in der Regel
auftretenden Fahrzeuganzahl.
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Hier kann dann anhand dieser Sonderfallprifung unter Bertcksichtigung der Notwendigkeit der Einsatze zur
Abwehr von Gefahren fiir die &ffentliche Sicherheit und Ordnung (7.1 TA-Larm) die Uberschreitung der
Richtwerte nach TA-Larm diskutiert werden.

Unmittelbar westlich an das Plangebiet grenzt das Werksgelande der Fa. Haver & Boecker. Das Gutachten
sollte um Aussagen zur Larm-Vorbelastung insbesondere zur Nachtzeit erganzt werden.

Fir die Abfahrt der Einsatzfahrzeuge wurde die Linienschallquelle L1 — L10 auf der Westseite des Gebaudes
angesetzt. Von hier aus kann nicht nachvollzogen werden, warum fur das An — und Abriicken der Einsatzkrafte
im Ostlichen Teil des Plangebietes auf der Zufahrt zum Parkplatz (siehe Ziffer 4.3 im Begriindungstext) keine
Linienschallquelle angesetzt wurde. Der angefahrene Stellplatz wird im Gutachten mit einer Flachenquelle F 1
mit 64 PKW-Bewegungen zu Nachtzeit angesetzt. Ich bitte um Erlduterung bzw. Erganzung im Gutachten.

Untere Landschaftsbehoérde:

Zu dem o.g. Vorhaben nehme ich wie folgt Stellung:

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus landschaftsrechtlicher Sicht keine Bedenken.

Der Einschatzung der Artenschutzpriifung, dass artenschutzrechtliche Verbote des § 44 (1) BNatSchG nicht
ausgeldst werden, stimme ich zu.

Baurecht:
Hinweis:
Die Uberbaubare Grundstiicksflache sollte nicht iiber dem Mischwasserkanal liegen.

Beschluss:
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen.

Zum Immissionsschutz:

Aufgrund der Stellungnahme des Kreises Warendorf wurde das schalltechnische Gutachten
fortgeschrieben. Wie auf Seite 16 der 2. Fortschreibung des schalltechnischen Gutachtens aufgeflihrt,
sind die festgestellten nachtlichen Richtwertliberschreitungen im sudlichen WA im Rahmen der
Abwagung vor dem Hintergrund der Schallschutzfestsetzungen des Bebauungsplans Nr. 84 ,Weitkamp*
und des Aspektes der Sozialadaquanz der in Rede stehenden Larmart zu bewerten. Folglich werden die
Festsetzungen dieses Bebauungsplans zum passiven Larmschutz sehr wohl bei der planerischen
Konfliktbewaltigung berlcksichtigt.

Es entspricht dem Planansatz dieses Bebauungsplans, dass bei der Planung bzw. dem Betrieb der
neuen Feuer- und Rettungswache zunachst aktive MalRnahmen zur Reduzierung des Larms an der
Quelle gepruft werden. So ist es etwa geplant, Spitzenpegel durch Schalldampfer-Nachristsatze fur die
Bremsanlagen der Einsatzfahrzeuge auch nachts auf das zulassige Mal} zu reduzieren. Ebenso werden
Malnahmen zur Regelung des Verkehrs auf der ,Wiedenbrucker Strale“ durch die Einrichtung einer
Ampelanlage ergriffen, durch die im Regelfall der Einsatz des Martinshorns beim Ausriicken der
Einsatzfahrzeuge nicht erforderlich wird.

Der Anregung, die Einsatzhaufigkeiten der Feuer- und Rettungswache differenziert nach Einsatzart und
Einsatzzeit (Tag/Nacht) im Begrindungstext darzustellen, wird nicht gefolgt, da eine solche Auflistung
Bestandteil des schalltechnischen Gutachtens ist.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 84 ,Weitkamp“ zur Anordnung von Aufenthaltsrdumen bzw.
zur Vorkehrung von MalRnahmen, die einen nachtlichen Innenpegel von maximal 30 dB (A) sicherstellen,
sind zwingend vorgeschrieben (,beachten®, ,sind auf der larmabgewandten Seite vorzusehen®). Somit
kann von einer Uberprifung der Wohnbebauung im Bereich der Wiedenbriicker StraRe auf deren
Konformitat mit den Festsetzungen des Bebauungsplans abgesehen werden.



31

Die Errichtung einer Schallschutzwand zum Schutz des Erdgeschosses ist aus stadtebaulichen Griinden
nicht angedacht. Vielmehr ist gerade eine offene, durchlassige Siedlungsstruktur gebietspragend. Diese
soll daher bewahrt werden. Darlber hinaus ware die Errichtung einer Schallschutzwand mit Kosten
verbunden, die vor dem Hintergrund der ohnehin bestehenden Vorkehrungen zum Schallschutz, die im
Rahmen der Festsetzungen der Bebauungsplane Nr. 84 und Nr. 94 getroffen wurden, nicht angemessen
sind.

Dem Vorschlag, sogenanntes bedingtes Baurecht i.S.v. § 9 Abs. 2 BauGB ab Sicherstellung geeigneter
MaRnahmen zum Verzicht des Martinshorns zu schaffen, wird gefolgt. Im Rahmen der textlichen
Festsetzungen wird folgendes erganzt:

Gem. § 9 Abs. 2 BauGB

AUFSCHIEBENDE BEDINGUNG DER NUTZUNG:

Der Betrieb der Feuer- und Rettungswache ist solange unzulédssig, bis eine Lichtsignalanlage installiert
ist, durch die sichergestellt ist, dass im Regelfall der Einsatz des Martinshorns auf dem Geldnde der
Feuer- und Rettungswache nicht erforderlich ist.

Zu den Anregungen zum Schallschutzgutachten

Dem Schallgutachten liegen die Auskiinfte der Feuerwehr Oelde Uber die Betriebsablaufe,
Einsatzzahlen etc. zu Grunde. Das Szenario ,Regelbetrieb“ umfasst tags den Ublichen Dienst plus die
Einsatzfahrten der Loschzige und des RTW in der aullerhalb der Katastrophen-Einsatze Ublichen
Intensitat. Nachts finden nur die Einsatzfahrten der Einsatzfahrzeuge und die PKW-Fahrten des
Personals statt. Der dritte Abmarsch findet nur bei GroRbranden und in Katastrophen-Situationen statt.
Ausweislich der langjahrigen Statistik der Feuerwehr Oelde kommen derartige GrofR3-Ereignisse nur
selten vor.

Eine Bericksichtigung der Vorbelastung (Haver & Boecker) ist nur erforderlich, wenn auf Grund
konkreter Anhaltspunkte absehbar ist, dass die zu beurteilende Anlage im Falle ihrer Inbetriebnahme
relevant im Sinne von 3.2.1. Abs. 2 der TA Larm zu einer Uberschreitung der Immissionsrichtwerte nach
Nummer 6 der TA Larm beitragen wird. Ein Nachtbetrieb bei Haver & Boecker ist nicht vorhanden und
wird, falls er angestrebt werden wirde, durch die Schallschutzrechte naher gelegener vorhandener
Wohnhauser bezlglich der maglichen Larm-Immissionen stark limitiert werden.

Die beiden Fehler im Schallschutzgutachten wurden inzwischen korrigiert. Die schalltechnische
Betrachtung der Riickkehr der Fahrzeuge auf L1 bis L 10 am Tage fiihrt zu keiner qualitativen Anderung
des Tages-Ergebnisses, die WA-Richtwerte werden immer noch deutlich unterschritten. Dieselbe
Aussage gilt fur die Tages-Ein-Ausfahrten der PKW zum und vom Parkplatz F1. Nachts hingegen wird
der Beurteilungspegel im Bereich des Immissionsortes |1 auf 41 dB (A) steigen.

Zu der Stellungnahme der Unteren Wasserbehdérde
Die Anregung wird beachtet. Eine Einleitung des Niederschlagswassers in den Axtbach wird jedoch nicht
verfolgt.

Zu Untere Bodenschutzbehdrde
Die Anregungen werden berlcksichtigt.

Zu Baurecht )
Der Zuschnitt und Lage des Grundstiicks machen eine Uberbauung des Mischwasserkanals erforderlich.
Der Anregung wird nicht gefolgt.

Der Stellungnahme des Kreises Warendorf vom 16.01.2014 wird lediglich teilweise gefolgt.
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B) Entscheidungen zu der Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB
1. Entscheidungen zu den Anregungen der Burger gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Die Beteiligung der Offentlichkeit zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 118 ,Feuer- und
Rettungswache nérdlich der Wiedenbriicker Stralle” der Stadt Oelde erfolgte in der Zeit vom 27. Februar
bis zum 27. Marz 2014. In diesem Zeitraum wurde keine schriftliche Stellungnahme von Bulrgern
abgegeben

2. Entscheidungen uber Anregungen der Behorden und Trager offentlicher Belange und
Nachbarkommunen gemaR §§ 2 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB

Die Frist fir die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2
BauGB endete am 27. Marz 2014. Nachstehend aufgefuhrte Behdrden und sonstige Trager offentlicher
Belange und Fachamter der Stadt haben im Verfahren gemaR § 4 Abs. 2 BauGB keine Bedenken,
Anregungen oder Hinweise vorgebracht.

Nachstehend aufgeflihrte Behdrden und sonstige Trager offentlicher Belange und Fachamter der Stadt
haben im Verfahren gemaf § 4 Abs. 2 BauGB eine Stellungnahme abgegeben:

Institution Stellungnahme vom
Eisenbahn-Bundesamt 26.02.2014
Gemeinde Herzebrock-Clarholz 26.02.2014
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 27.02.2014
Stadt Oelde, FD Liegenschaften 27.02.2014
Stadt Oelde, FD Tiefbau und Umwelt 27.02.2014
Bezirksregierung Munster — Dez. 26 — Luftverkehr 28.02.2014
Gemeinde Langenberg 28.02.2014
PLEdoc GmbH 03.03.2014
Westnetz GmbH 04.03.2014
EVO Energieversorgung Oelde 04.03.2014
VGW Vereinigte Gas- und Wasserversorgung GmbH 04.03.2014
Ericsson Services GmbH 06.03.2014
Bezirksregierung Minster — Dez. 53 — Immissionsschutz 06.03.2014
Bezirksregierung Minster — Dez. 25 — Verkehr 07.03.2014
Kreis Gutersloh 11.03.201
Bezirksregierung Minster — Dez. 52 - Immissionsschutz 11.03.2014
Unitymedia NRW GmbH 11.03.2014
Bezirksregierung Detmold — Dez. 33 — Bodenordnung/ 11.03.2014
Landliche Entwicklung

Bezirksregierung Minster — Dez. 33 — Landliche Entwicklung, 12.03.2014
Bodenordnung

Baureferat der Evangelischen Kirche von Westfalen 13.03.2014
Gemeinde Beelen 17.03.2014
Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und 19.03.2014
Dienstleistungen der Bundeswehr

Landesbetrieb Strallenbau Nordrhein-Westfalen — 19.03.2014
Autobahnniederlassung Hamm

Stadt Rheda-Wiedenbrick 21.03.2014
Stadt Ennigerloh 24.03.2014
Deutsche Telekom Technik GmbH 26.03.2014
IHK Nord Westfalen 24.03.2014
Einzelhandelsverband Westfalen-Miinsterland e. V. 26.03.2014
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Stellungnahme des Kreises Warendorfs vom 25.03.2014

Immissionsschutz:
Zu der o. a. Bauleitplanung werden aus Sicht des Immissionsschutzes folgende Anregungen vorgetragen:

Mit Stellungnahme vom 16.01.14 wurden von hier aus auch zu den Belangen des Immissionsschutzes
Anregungen vorgetragen. Das Ergebnis der Sitzung des Hauptausschusses vom 17.02.14 wurde uns mit
Schreiben v. 11.03.14 mitgeteilt. Dazu wird folgende Stellungnahme abgegeben:

Zur Abwagung

Von hier aus wurde auf die Problematik hingewiesen, dass die im B-Plan Nr. 84 \"Weitkamp\" festgesetzten
passiven SchallschutzmaRnahmen nicht flir den Schallschutz gegeniiber Larm, welcher der
Beurteilungsgrundlage der TA Larm unterliegt, herangezogen werden kann. In diesem Zusammenhang
verweise ich nochmals auf die Rechtsprechung des BVerwG v. 29.11.2012, 4 C 8/11. Hier der Leitsatz aus
der Rechtsprechung:

\"Das Riicksichtnahmegebot des § 15 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 BauNVO erdéffnet im Anwendungsbereich der TA
Larm nicht die Méglichkeit, der durch einen Gewerbebetrieb verursachten Uberschreitung der AuRen-
Immissionsrichtwerte bei einem Wohnbauvorhaben durch Anordnung von passivem Larmschutz zu
begegnen.\"

Von hier aus wird nochmals angeregt alle aktiven SchallschutzmalRhahmen zu priifen, die zu einer
Reduzierung der Richtwertliberschreitung an der Wohnbebauung sidlich der Wiedenbriicker StralRe
beitragen koénnen (siehe dazu auch Rechtsprechung des OVG NRW vom 06.03.2006, 7 D 92/04.NE).
Bevor eine mogliche Schallschutzwand zum Schutz der EG fiir die 0.g. Wohnnutzung aus stadtebaulichen
Grinden abgewogen wird, sollte zumindest durch den Gutachter ermittelt werden, bei welcher Héhe und
Lange die Schallschutzwand zu welcher Larmreduzierung fuhren kann.

Von hier aus wird weiterhin die Auffassung vertreten, dass aufgrund der Lesart der Textlichen Festsetzung
im B-Plan Nr. 84 (siehe Stellungnahme im Verfahren nach § 4(1) BauGB) nicht sicher ausgeschlossen
werden kann, dass sich im EG schutzbedrftige Raume befinden.

Um eine sachgerechte Abwagung vornehmen zu koénnen, wurde angeregt die zu erwartenden
Einsatzzahlen der Feuerwehr und der Rettungswache zu dokumentieren. In lhrem Schreiben vom 11.03.14
verweisen Sie dazu auf eine Auflistung im schalltechnischen Gutachten. Ich weise darauf hin, dass dort
ebenfalls keine Einsatzhdufigkeiten genannt werden, so dass fur mich weiterhin offen ist, in welchem
Umfang/Haufigkeit mit den Richtwertliberschreitungen der Werte fir WA-Gebiete zu rechnen ist.

Zum Schallschutzgutachten

Zum Schallschutzgutachten wurde bereits jetzt die Untere Immissionsschutzbehdrde hier im Hause
beteiligt, da das Gutachten voraussichtlich auch fur das Baugenehmigungsverfahren herangezogen wird.
Ich bitte spatestens im Baugenehmigungsverfahren folgende Punkte zu bertcksichtigen:

Es fehlen Angaben zu den Spitzenpegeln bei Ausfahrten mit und ohne Martinshorn. Die Errichtung einer
Ampel mit Vorrangschaltung ist bei einer Feuer- und Rettungswache in dieser GrolRenordnung Mittel der
Wahl zur Minimierung der Immissionen nach § 22 BImSchG. Die Installation und Inbetriebnahme wird
Voraussetzung flr den Betrieb der Wache. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass die Fahrzeuge in
besonderen Situationen (Ampel defekt, unklare Verkehrssituationen bei der Ausfahrt) das Martinshorn
betatigen mussen. (s. A. § 35 StVO — Sonderrechte fir u. .a. Feuerwehr, Katastrophenschutz). Um hier
eine potentielle Gesundheitsbelastung Uberpriifen zu kénnen, sollte eine beispielhafte Berechnung einer
Ausfahrt mit Martinshorn erfolgen, dies insbesondere auf Grund der hohen Einsatzhaufigkeit an diesem
Standort.

Fir folgende Immissionsorte wurden die Beurteilungspegel ermittelt:
IRW tags nachts 3. Abmarsch tags 3. Abmarsch nachts Spitzenpegel

tags Spitzenpegel
Nachts (RW 60); 101, Moorwiese 17 55/40 39,2 40,9 39,6 42,7
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Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Zum Abschnitt ,Abwagung®:

Ergebnis des Verfahrens zur Standortsuche flur die neue Feuer- und Rettungswache ist es, dass es sich
bei dem Standort an der Wiedenbricker Strafde um den am besten geeignetsten Standort handelt. Wie
im Schalltechnischen Gutachten ermittelt, werden die Immissionsrichtwerte der geplanten Feuer- und
Rettungswache im Regelbetrieb tags und im Falle seltener Ereignisse tags und nachts eingehalten.
Hingegen kann es im nachtlichen Regelbetrieb im sldlich der Wiedenbricker Stralle gelegenen
Allgemeinen Wohngebiet zu Uberschreitungen des WA-Richtwertes um maximal 5 dB (A) kommen. An
der norddstlichen Hofstelle wird der Richtwert von 45 dB (A) eingehalten. Die Spitzenpegel kénnen
durch Schalldampfer-Nachristsatze fur die Bremsanlagen der Einsatzfahrzeuge auch nachts auf das
zulassige MaR reduziert werden. Gesunde Wohnverhaltnisse im Sinne des Baugesetzbuchs sind somit
gegeben.

Die Errichtung einer Larmschutzwand im Pflanzstreifen sudlich der Wiedenbricker Strale wird nicht
verfolgt. Der stadtebauliche Belang einer offenen Siedlungsstruktur wird als gewichtiger erachtet als die
zumutbaren Richtwert-Uberschreitungen im siidlich der Wiedenbriicker StraRe gelegenen Allgemeinen
Wohngebiet. Diese Abwagungsentscheidung wird durch die im Bebauungsplan Nr. 84 ,Weitkamp*
festgesetzten passiven SchallschutzmalRnahmen zusatzlich gestutzt.

Die dem Schalltechnischen Gutachten zugrunde gelegten Einsatzfahrten im Regelbetrieb der Feuer- und
Rettungswache sind in diesem auf den Seiten 8 (Feuerwehr) und 9 (RTW) aufgefuhrt.

Zum Abschnitt ,Zum Schallschutzgutachten®:
Dieser Anregung wird gefolgt

Der Stellungnahme des Kreises Warendorf vom 25.03.2014 wird lediglich teilweise gefolgt.

Stellungnahme der Wasserversorgung Beckum GmbH vom 24.03.2014

Das Gelande kann (Uber eine Erweiterung des Ortsnetzes erschlossen werden. Die
Léschwasserbereitstellung im Umkreis von 300m wird durch Hydranten im suddlichen Wohngebiet
sichergestellt. Vorbehaltlich unserer Zielnetzplanung und den ricklaufigen Trinkwasserverbrduchen
koénnen bis zu 96 cbm/h Trinkwasser zu Léschzwecken dem Netz enthommen werden.

Beschluss:

Die Stellungnahme Wasserversorgung Beckum GmbH vom 24.03.2014 wird zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme des Regionalforstamtes Miinsterland vom 26.03.2014

Gegen die oben genannte Planung bestehen aus Sicht des Regionalforstamtes Muinsterland keine
Bedenken, wenn dargestellt wird, um welche KompensationsmaRnahmen es sich handelt, die auf dem
Grundstuck der Gemarkung Oelde, Flur 401, Flurstiick 361 vorgenommen werden.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Wie im Ausgleichskataster der Stadt Oelde dargestellt, handelt es sich bei den auf Flur 401, Flurstiick
361, bereits realisierten KompensationsmaRnahmen um Aufwertungen im Umfeld vom ,Kulturgut Haus
Nottbeck®. Dort angelegt wurden Sukzessionsflachen, Obstbaumwiesen und Baumgruppen.

Der Anregung wird somit gefolgt.

C) Satzungsbeschluss

Nachdem Uber die Ergebnisse der Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behdérden gemaR den §§ 3
und 4 BauGB beraten und beschlossen wurde, die Begrindung samt Umweltbericht zum
Bebauungsplan Nr. 118 ,Feuer- und Rettungswache ndérdlich der Wiedenbrlcker Stral’e der Stadt
Oelde zur Kenntnis genommen wurde, fasst der Rat der Stadt Oelde einstimmig folgenden

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschlieRt gemall § 10 Baugesetzbuch i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.
September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013
(BGBI. | S. 1548), und gemal} der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NW.S. 666/SGV.NW 2023), zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878), den
Bebauungsplan Nr. 118 ,Feuer- und Rettungswache ndérdlich der Wiedenbrlcker Stral’e der Stadt
Oelde als Satzung. Der Geltungsbereich ist dem beiliegenden Ubersichtsplan zu entnehmen. Die
Begrindung einschliellich Umweltbericht ist Teil dieses Beschlusses.

Durch diesen Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen flir den Bau einer neuen
Feuer- und Rettungswache geschaffen werden. Geplant ist die Festsetzung einer 1,1 ha groflten Flache
fur den Gemeinbedarf fir Einrichtungen und Anlagen der Feuerwehr. Das Plangebiet liegt am 6stlichen
Ortsrand von Oelde, nordlich der ,Wiedenbrticker Stral3e”.

9. Raumliche Schulentwicklungsplanung
Vorlage: B 2014/400/2969

Herr Blrgermeister Knop teilt mit:

In seiner Sitzung am 26.11.2012 hat der Rat der Stadt Oelde die Grindung der Stadtischen
Gesamtschule beschlossen. Nach erfolgter Genehmigung durch die Bezirksregierung Muinster hat die
Schule mit Beginn des Schuljahres 2013/2014 ihren Betrieb aufgenommen.

Zur raumlichen Unterbringung hat der Rat der Stadt Oelde in 0.a. Sitzung Folgendes beschlossen:

Die Gesamtschule wird in den bisherigen Rdumlichkeiten der Theodor-Heuss-Schule, der
Realschule und der Lerninsel der Realschule untergebracht. Bis zum Auslaufen der
Hauptschule und der Realschule werden die Réumlichkeiten gemeinsam genutzt.

Die Stadt Oelde wird die notwendigen réumlichen Voraussetzungen zur Unterbringung der
Gesamtschule und in den kommenden fiinf Jahren zur Unterbringung der Haupt- und
Realschule  schaffen. Die  entsprechenden  Haushaltsmittel  fir Umbau-  und
RenovierungsmalBnahmen sowie fiir die Ausstattung in den jeweiligen Haushaltsjahren,
beginnend ab dem Haushaltsiahr 2013, werden bereitgestellt. Evtl. notwendige
Investitionsmittel werden in den jeweiligen Haushaltsjahren entsprechend veranschlagt.”

(...)

,Ob ab dem Schuljahr 2019/2020, mit Eintritt der Gesamtschule in die gymnasiale Oberstufe,
das Schulraumangebot im Umfeld der bestehenden Schulen erweitert werden muss, ist
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spétestens 2017 zu priifen. Bis zu diesem Zeitpunkt liegen genauere Daten (lber die
Entwicklung der Gesamtschule, des Gymnasiums und der Grundschulentwicklung vor.
Weiterhin kénnen dann die Geburtenentwicklungszahlen fiir weitere fiinf Jahre einbezogen
werden®
Dies — also die Unterbringung mindestens der Sekundarstufe | im Bestand — ist derzeitige Beschlusslage
und Handlungsrahmen fiir das Vorgehen der Verwaltung.

Nachdem aus Reihen der Politik die Bitte gedufert wurde, ein Konzept zur zukinftigen Nutzung der
Schulgebaude zu entwickeln, hat Herr Birgermeister Knop in der Sitzung des Rates am 17.02.2014 das
weitere Vorgehen vorgestellt:

Zwischenzeitlich hat sich eine hausinterne Arbeitsgruppe konstituiert, deren Leitung Herrn
Siemer als Fachdienstleiter im Bereich Schule (ibertragen wurde. Diese hat in der vergangenen
Woche erstmals getagt.

Die Arbeitsgruppe erarbeitet derzeit sieben Varianten, wobei das Gebaudekonzept den
gesamten Bildungsbereich (auch VHS) berticksichtigen soll. Eine singulédre Betrachtung nur der
Gesamtschule scheint hier nicht zielfiihrend.

Die Varianten sollen in einer gemeinsamen Sitzung des Ausschusses fiir Planung und Verkehr
sowie Schule, Kultur und Sport am 13. Mérz 2014 vorgestellt werden.

Im Anschluss sollen die Varianten in getrennten Sitzungen des Schulausschusses am 27. Mérz
2014 sowie im Ausschuss fir Planung und Verkehr am 9. April 2014 erértert und beraten
werden.

Um ausreichend Planungssicherheit zu erhalten, soll eine abschlieBende Entscheidung bzw.
die Variantenauswahl méglichst in der Ratssitzung am 28. April 2014 getroffen werden.”

Die gemeinsame Sitzung der Ausschusse flir Schule, Kultur und Sport und fir Planung und Verkehr hat
am 13.03.2014 stattgefunden.

Im Rahmen dieser Sitzung hat zunachst eine Ortsbegehung im Schulzentrum stattgefunden, bei der
Wegeverbindungen und Entfernungen deutlich gemacht sowie die einzelnen Gebaude und Gebaudeteile
gezeigt wurden. In der Sitzung sind dann durch die Verwaltung Varianten zur raumlichen Unterbringung,
deren Auswirkungen auf den stadtischen Haushalt sowie aktuelle Schulentwicklungsdaten vorgestellt
worden. Hierzu haben alle Ausschussmitglieder ein entsprechendes Handout mit Erlauterungen
erhalten. Das Handout sowie die Powerpoint-Prasentation sind dartber hinaus als Anlagen zu den
Protokollen vom 13.03.2014 verfugbar.

Kostenschatzung: Kosten Teilhaushalt
MaRnahme

Sanierung THS fur KI. 5-7 950.000 € Aufwand
Sanierung Altbau 2.200.000 € Aufwand
Realschule

Neubau NW-Trakt 2.000.000 € Investition
Sanierung Neubau 500.000 € Aufwand
Realschule

Sanierung Sporthalle 450.000 € Aufwand
Realschule

Sanierung Olympiahalle 250.000 € Aufwand
Mensa u. Sanierung 450.000 € Aufwand
Lerninsel

Summe 6.800.000 €
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Zusatzlicher Aufwand zur Sanierung des Pestalozzischulgebaudes an der Overbergstralie flr die
Volkshochschule Oelde-Ennigerloh; Raume fur Erwachsenenbildung, Aufzug usw. : 700.000 €
(geschatzt)

Herr Burgermeister Knop berichtet riickblickend von sehr intensiven Gesprachen und einem engen
Austausch zwischen der Verwaltung und der Politik in der Frage, wie die Unterbringung der
Gesamtschule zukunftsorientiert gestaltet werden kann.

Er stellt klar, dass die von der Verwaltung favorisierte Losung 1a mitnichten eine Variante sei, die allein
vor dem Hintergrund der entstehenden Kosten getroffen worden sei. Vielmehr sei hiermit eine gute
Lésung gefunden worden, die im Ubrigen von der Schulleitung unterstiitzt werde und den
padagogischen und schulorganisatorischen Anforderungen Rechnung trage. Es gébe zahlreiche positive
Beispiele fir Gesamtschulen ohne ,Einstandort‘-Losung. Aufgrund der raumlichen Nahe der Gebaude
kénne man jedoch selbst im vorliegenden Fall von einer ,Einstandort‘-Lésung sprechen. Vor dem
Hintergrund sinkender Schulerzahlen und angesichts der haushaltswirtschaftlichen
Rahmenbedingungen sei eine sinnvolle und gute Lésung gefunden worden, mit der auf zukinftige
Entwicklungen flexibel reagiert werden konne.

Herr Hagemeier teilt mit, dass die Variante 1a auch von seiner Fraktion favorisiert werde. In einem
Gesprach mit Herrn Jitte als Schulleiter sei deutlich geworden, dass diese Lésung sowohl bezahlbar als
auch padagogisch vertretbar sei. Wichtig sei jedoch flr die Zukunft, spatestens ab 2016 zu diskutieren,
in welcher Form die beiden Oberstufen ab dem Schuljahr 2018/2019 kooperieren sollten.

Herr Rodriguez teilt fir seine Fraktion mit, dass mit Blick auf die jahrelangen und intensiven Beratungen
zum Neubau der Feuer- und Rettungswache die Entscheidung zur Unterbringung der Gesamtschule
insgesamt deutlich zu schnell erfolge. Die vorgelegten Zahlen seien im kurzen Beratungsprozess zum
Teil nicht belastbar gewesen und hatten revidiert werden mussen. DarUber hinaus sei eine heutige
Entscheidung nicht zwingend. Er beantrage insofern, die Entscheidung zu vertagen und diese dem
neuen Rat zu Ubertragen.

Frau Hodl teilt fur ihre Fraktion mit, dass allein die Variante 1a finanzierbar sei. Mit dieser Lésung sei
zudem keine vorschnelle Entscheidung fir oder gegen den Erhalt der Albert-Schweitzer-Schule
verbunden und die Grundschullandschaft wirde nicht unmittelbar wieder verandert.

Wichtig sei die Kooperation im Oberstufenbereich schon friihzeitig vorzusehen, damit ein attraktives
Angebot in Oelde geschaffen werden kdnne.

Herr Soldat teilt fir seine Fraktion mit, dass ein langerer Zeitraum bis zur Entscheidung wiinschenswert
gewesen ware. Trotzdem habe man intensiv beraten kdnnen.

Im Ergebnis wolle man der Albert-Schweitzer-Schule mit der heutigen Entscheidung Sicherheit geben.
Zudem sei die Faktenlage in einigen Wochen nicht grundsatzlich anders. Die - auch auf Initiative der
SPD-Fraktion - und im Austausch mit dem Schulleiter nachgebesserte Variante sei insofern
entscheidungsreif. Zudem sei die Aufteilung auf zwei Schulgebadude vorteilhaft, weil zwei kleine
Einheiten entstinden. Auch Herr Soldat pladiert dafir, die Kooperation mit dem Gymnasium frihzeitig
vorzubereiten.

Frau KOR erlautert fUr ihre Fraktion, dass die Bedenken, die Entscheidung wirde heute verfriiht getroffen
werden, nicht geteilt wurden. Zahlen seien ausreichend diskutiert und durch die Verwaltung erlautert
worden. Die angestrebte dezentrale Lésung sei schulfachlich sehr gut geeignet, da nicht zu groRRe
Systeme entstiinden. Dieses sei mit Blick auf den Ganztagsbetrieb wichtig, damit sich die Schulkinder
dort wohl fihlten.

Die raumliche Lage zueinander lasse die Moglichkeit zu, ein Campus-Gelande entstehen zu lassen.

Herr Wilke spricht sich ebenfalls fir die Variante 1a aus.

Herr Blrgermeister Knop erlautert abschlielend, dass die Entscheidung am heutigen Tage seiner
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Einschatzung nach nicht vorschnell sei. Vor dem Hintergrund sinkender Schilerzahlen sei die
Entscheidung zur Bildung der Gesamtschule getroffen worden. Besuche der Schule und Gesprache mit
dem Schulleiter hatten ihn zu der Erkenntnis kommen lassen, dass die Lésung nicht in erster Linie unter
dem Kostengesichtspunkt getroffen worden sei, sondern mit dem Ziel, eine zukunftsfahige und aus
schulfachlicher Sicht gute Entscheidung zu treffen.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde lehnt mit 7 Ja-Stimmen und 25 Nein-Stimmen den Antrag der SPD-Fraktion auf
Vertagung des Tagesordnungspunktes ab.

Herr Rodriguez teilt mit, dass seine Fraktion an der weiteren Abstimmung nicht teilnehmen werde.

Der Rat der Stadt Oelde beschlie3t mit 25 Ja-Stimmen einstimmig, die Variante 1a zur rdumlichen
Unterbringung der Gesamtschule umzusetzen.

Inhalte der Variante 1a (Nutzung des kompletten Gebaudes der Theodor-Heuss-Schule fir die Klassen
5-7, Nutzung des kompletten Gebaudes der Realschule fur die Klassen 8-13, Schaffung eines Neubaus
fur die naturwissenschaftlichen Facher, Nutzung des kompletten Gebaudes der ehem. Pestalozzischule
als Mensa und flr Zwecke des Ganztagsschulbetriebs = Bestandsvariante + Neubau-Trakt fiir
Naturwissenschaften sowie Bestandsvariante + Neubau-Trakt fur Naturwissenschaften sowie
Sanierung des Gebaudes der Pestalozzischule (OverbergstralBe) fiir den Einzug der
Volkshochschule Oelde-Ennigerioh

Die Verwaltung wird beauftragt, die entsprechende Umsetzung vorzubereiten.

10. Entwicklung der Beteiligung der WBO GmbH an der RWE AG
hier: Vorratsbeschluss zur VerauBerung der Aktien
Vorlage: B 2014/011/2943

Herr Burgermeister Knop teilt mit:

Die Verwaltung hat zuletzt mit Vorlage M 2013/201/2863 Uber die aktuellen Entwicklungen hinsichtlich
des von der WBO Wirtschafts- und Baderbetrieb Oelde GmbH (WBO) gehaltenen Aktienpaktes an der
RWE AG berichtet.

Die im November 2013 im Raum stehende Reduzierung der Dividende von 2,00 Euro je Aktie auf 1,00
Euro je Aktie hat sich nunmehr weiter konkretisiert. Auf der Bilanzpressekonferenz des Unternehmens
zum Geschéftsjahr 2013 am 4. Marz 2014 wurde erneut vorgetragen, dass Vorstand und Aufsichtsrat
der Hauptversammlung (Tagung am 16. April 2014) die Reduzierung der Dividende auf 1,00 Euro je
Aktie vorschlagen werden. Die Beschlussfassung der Hauptversammlung war zum Zeitpunkt der
Abfassung der Vorlage nicht bekannt, es wird aber mit einem entsprechenden Beschluss gerechnet.

Ausgehend von dieser Erwartung lassen sich bezogen auf die Dividendenrendite verschiedene
Szenarien ableiten. Exemplarisch werden hier drei Szenarien' dargestellt:

! Quelle fir ,historische Werte*: http://www.rwe.com/web/cms/de/113742/rwe/investor-relations/aktie/dividende/ (abgerufen am 15.10.2013,
15:30 Uhr), Quelle 2013: eigene Berechnung
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2013 2012; 2011; 2010; 2009; 2008
bei einem Aktienkurs von 30 €: "historische Werte":
Dividende je Aktie in
Euro 1,00 € 2,00€ 2,00€ 3,50 € 350€ 450 €
Dividendenrendite
Stammaktie in % (=
Dividende / Kurswert in
%) 3,33% 6,40% 7,40% 7,00% 5,20% 7,10%
2013 2012; 2011; 2010; 2009; 2008
bei einem Aktienkurs von 25 €: "historische Werte":
Dividende je Aktie in
Euro 1,00 € 2,00€ 2,00€ 3,50 € 3,50€ 450 €
Dividendenrendite
Stammaktie in % (=
Dividende / Kurswert in
%) 4,00% 6,40% 7,40% 7,00% 5,20% 7,10%
2013 2012§ 2011§ 2010§ 2009§ 2008
bei einem Aktienkurs von 35 €: "historische Werte":
Dividende je Aktie in
Euro 1,00 € 2,00€ 2,00€ 3,50 € 3,50 € 450 €
Dividendenrendite
Stammaktie in % (=
Dividende / Kurswert in
%) 2,86% 6,40% 7,40% 7,00% 5,20% 7,10%

Die Verwaltung geht davon aus, dass ein mittlerer Kurswert von 30,00 Euro je Aktie durchaus realistisch
ist. Entsprechend sind die Aktien bilanziert. Eine Steigerung der Dividende wird seitens der Verwaltung
aufgrund des schwierigen Geschéaftsumfeldes der RWE in den kommenden Jahren nicht erwartet.

Dies wurde (bei einer Dividendenerwartung von 1,00 Euro je Aktie) zu einer Dividendenrendite von ca.
3,3 % fuhren. Steigt der Aktienkurs (bei konstanter Dividendenerwartung) uber 30 Euro, sinkt die
Dividendenrendite entsprechend. Sinkt der Aktienkurs (bei konstanter Dividendenerwartung) unter 30
Euro, steigt die Dividendenrendite entsprechend.

Bislang wurde von einer Veraulerung von RWE-Aktien abgesehen, weil

a) die Verwendung des Kapitals zur Tilgung von Bankverbindlichkeiten der WBO nicht rentierlich
gewesen ware (siehe ,historische Werte*) und

b) auch die Anlage der damit freiwerdenden Mittel am Geldmarkt (Tagesgeld, mittelfristiges Festgeld)
keine annahernd gleiche Rendite versprach.

Die Darlehen der WBO sind aktuell zu einem gewichteten Durchschnittszinssatz von 2,67 % verzinst.
Ende 2014 endet die Zinsbindung eines mit dann ca. 805 TEuro valutierenden Darlehens, das bis dahin
mit 3,10 % verzinst ist. Mitte 2015 endet die Zinsbindung eines weiteren dann mit ca. 770 TEuro
valutierenden Darlehens, das bis dahin mit 3,26 % verzinst ist. Die folgende Zinsbindung lauft noch bis
2018. Zudem sieht der Wirtschaftsplan der WBO fir 2014 eine Darlehensaufnahme von 300 TEuro vor.
Flr das letzte neu aufgenommene bzw. die prolongierten Darlehen konnten Zinssatzen zwischen 2,24 %
und 2,94 % gesichert werden. Aussagen zu welchen Bedingungen die Darlehen Ende 2014 bzw. Mitte
2015 prolongiert bzw. aufgenommen werden koénnen, sind derzeit nicht verlasslich moglich. Aus den
oben dargestellten Szenarien ergibt sich jedoch, dass es bei einem konstanten oder sinkenden
Aktienkurs nur dann zu einem Verkauf kommen wirde, wenn sich gleichzeitig das Darlehenszinsniveau
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erhoht. Steigt der Aktienkurs, so wird ein Verkauf auch bei gleichbleibend ginstigen
Darlehenskonditionen zunehmend wahrscheinlich.

Eine (auch nur vorubergehende) Anlage der Mittel am Geldmarkt ist aus Sicht der Verwaltung nicht
sinnvoll. Die dort erzielbaren Zinssatze (ca. 1 %) sprechen gegen diese Form der Anlage.

Deutlich wird, dass Dividendenrendite einerseits und Darlehenszinssatze andererseits sich weiter
annahern, jedoch ist ein deutlicher Ausschlag in die eine oder andere Richtung nicht absehbar. Eine
Entscheidung zugunsten einer Aktienverauflerung oder gegen eine Aktienverauf’erung wird daher nur
jeweils aufgrund einer aktuellen Situationsentscheidung méglich.

Die Verwaltung schlagt daher vor, einen ,Vorratsbeschluss® dergestalt zu treffen, dass die
Geschaftsfuhrung der WBO ermachtigt wird, dann eine VeraulRerung der Aktien durchzuflhren, wenn
sich zeigt, dass die Dividendenrendite unterhalb der Zinssatze fur die zur Prolongation bzw.
Neuaufnahme anstehenden Darlehen liegt. VeraulRert werden dirfen jeweils nur die zur Ablésung /
Neuaufnahme notwendigen Teile des Aktiendepots.

Herr Burgermeister Knop erldutert, dass der Finanzausschuss die Beschlussvorlage in seiner Sitzung
am 07.04.2014 beraten und mehrheitlich abgelehnt habe. Ein Antrag der FDP-Fraktion, zum jetzigen
Zeitpunkt lediglich die Genehmigung der Aufsichtsbehdérde zum Verkauf der Aktien einzuholen und die
Entscheidung Uber den Verkauf zu einem spateren Zeitpunkt zu treffen, sei ebenfalls mehrheitlich
abgelehnt worden.

Frau Wiemeyer erneuert fUr ihre Fraktion den Antrag aus der Sitzung des Finanzausschusses mit dem
Inhalt, dass die Genehmigung der Aufsichtsbehérde zum Verkauf der Aktien einzuholen und die
Entscheidung Uber den Verkauf zu einem spateren Zeitpunkt zu treffen seien.

Herr Gresshoff lehnt fiir seine Fraktion einen Verkauf von Teilen der Aktien ab, die die Stadt Oelde seit
Jahrzehnten halte. In den vergangenen Jahren habe die Stadt Oelde stets gute Einnahmen
erwirtschaften kénnen.

Herr Wilke befirwortet den Antrag der FDP-Fraktion. Er erlautert weiter, die Stadt Disseldorf habe sich
bereits von Aktien getrennt. Zudem werde von Teilen der Aktiondre eine weitere Reduzierung der
Dividende erwartet.

Herr Blel3 unterstitzt den Antrag der FDP-Fraktion mit dem Ziel, dass die Stadt Oelde flexibler auf die
weiteren Entwicklungen reagieren konne.

Frau KoR teilt fur ihre Fraktion mit, dass sie dem Antrag der FDP-Fraktion zustimmen werde. Fir sie sei
ein Verkauf von Aktien vorstellbar.

Herr Westerwalbesloh erldutert fir seine Fraktion, dass ein Verkauf von Aktien nicht in Frage komme.
Zudem solle man Aussagen einiger kritischer Aktionare nicht Uberbewerten.

Beschluss:

Herr Burgermeister Knop teilt mit, dass er den weitestgehenden Antrag zunachst zur Abstimmung stellen
werde.

Der Rat der Stadt Oelde lehnt bei einer Ja-Stimme und 32 Nein-Stimmen den nachfolgenden
Beschlussvorschlag mehrheitlich ab:

1. Die Uber die WBO gehaltenen Aktien der RWE AG werden veraullert, wenn sich zeigt, dass die
Dividendenrendite unterhalb der Zinssatze flr die zur Prolongation bzw. Neuaufnahme anstehenden
Darlehen liegt.
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2. Veraulert werden dirfen jeweils nur die zur Ablésung / Neuaufnahme notwendigen Teile des
Aktiendepots.

3. Die Vertreter der Stadt Oelde in Aufsichtsrat und Gesellschafterversammlung der WBO werden
angewiesen, die Geschaftsfihrung anzuweisen, entsprechend der Pkt. 1. und 2. zu handeln.

4. Der Rat der Stadt Oelde ist tGiber durchgeflihrte VerauRerungen unverziglich zu informieren.

Sodann stellt Herr Burgermeister Knop den Antrag der FDP-Fraktion zur Abstimmung. Dieser sieht vor,
die Genehmigung der Aufsichtsbehdrde zur Veraulerung von Aktien einzuholen, ohne damit eine
konkrete Veraulierungsabsicht zu verbinden.

Der Rat der Stadt Oelde lehnt bei 12 Ja-Stimmen, einer Enthaltung und 20 Nein-Stimmen den Antrag
der FDP-Fraktion ab, die Genehmigung der Aufsichtsbehérde zum Verkauf von RWE-Aktien einzuholen
und die Entscheidung Uber den Verkauf zu einem spateren Zeitpunkt zu treffen.

11. Umkleidegebdude Sport Siinninghausen
Vorlage: B 2014/2/2994

Herr Burgermeister Knop teilt mit:

Der SuS Blau-Weil3 Sinninghausen und Tennis-Club Siinninghausen haben in den vergangenen
Monaten die Planungen flir den Neubau von Umkleidekabinen und eines Vereinsraums vorangetrieben
und sich daruber mit den Fachdiensten 400 - Schule, Bildung und Sport, sowie 012 -Zentrale
Gebaudewirtschaft, der Stadt Oelde abgestimmt. Einigkeit wurde bereits Uber den Standort zwischen
FuBball- und Tennisplatz erzielt sowie Uber das Raumprogramm (vgl. anliegende Plane). Das
Raumprogramm sieht insgesamt funf Funktionseinheiten vor, neben Umkleidekabinen nebst
Sanitareinrichtungen fir FuBballmannschaften sind unter anderem auch Umkleiden flr Tennisspieler
sowie ein Raum fir Vereinsversammlungen vorgesehen. Die geschatzten Gesamtkosten belaufen sich
auf 420.000 Euro, wobei der im stadtischen Haushalt bereitgestellte Anteil 350.000 € betragt. Der Verein
will 45.000 Euro durch Eigenleistungen und 25.000 Euro durch Spenden/ Sponsoringmittel beisteuern.

Ein endabgestimmter Entwurf, der auch die architektonische Gestaltung beinhaltet, liegt allerdings noch
nicht vor. Insbesondere liegt noch kein beschlussfahiger Entwurf vor, der die Aspekte Geschossigkeit,
Dachwahl und das architektonische Gesamtbild in Ganze bericksichtigt.

Nach den derzeitigen Zeitplanungen des Vereins konnte die Auftragsvergabe fir die Ma3nahme im Juli
2014 erfolgen, um im August mit dem Bau beginnen zu kénnen. Nach § 3a Abs. 2c) der
Zustandigkeitsordnung des Rates der Stadt Oelde ist der Finanzausschuss fur die Freigabe von
MaRnahmen im Wert zwischen 200.000 und 500.000 Euro zustandig. Aufgrund der durch die
anstehenden Kommunalwahlen besonders langen Sitzungspause kénnte eine Mittelfreigabe flir die
MaRnahme in diesem Fall erst im September erfolgen, wenn sie auf Grundlage einer endabgestimmten
Planung erfolgen soll. Vor diesem Hintergrund schlagt die Verwaltung vor, die Mittelfreigabe auf den
Blrgermeister mit der Mal3gabe zu Ubertragen, dass zunachst eine Endabstimmung der Architektur
zwischen Verein und dem Fachdienst Zentrale Gebaudewirtschaft der Stadt Oelde erfolgt. Die
Auszahlung der Mittel erfolgt erst nach ,Freizeichnung® durch den Fachdienst Zentrale
Gebaudewirtschaft.

Im Haushaltsplan 2014 sind fir den Bau eines Umkleidegebdudes in Sinninghausen bei der
Haushaltsstelle 08.01.01/2046.7851001 - Auszahlungen fur Hochbaumalnahmen; Umkleidegebdude
Sport Stinninghausen 350.000 Euro veranschlagt. Die Mittel sind als Investitionskosten eingeplant. Um
die Eigenleistungen im Gegenwert von 45.000 Euro optimal in die Bauablaufe einbringen zu kénnen und
mit den beauftragten Handwerkern zu koordinieren, empfiehlt es sich, die Malnahme durch den Verein
als Bauherrn erbringen zu lassen. Hierfir ist es erforderlich, die Mittel nun als
Investitionskostenzuschuss zu gewahren. Dafiur sind sie unter der Haushaltsstelle
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08.01.01/2046.7818001 - Allgemeine Investitionszuschlisse an Ubrige Bereiche - zu veranschlagen und
aulerplanmaliig bereit zu stellen. Es entstehen keine zusatzlichen Auszahlungen, da die Mittel
umgeschichtet werden.

Herr Blrgermeister Knop erlautert, dass das Projekt in der vergangenen Woche im Bezirksausschuss
Sinninghausen vorgestellt worden sei.

Als Standort sei der Bereich zwischen den Tennisplatzen und dem Fulballplatz vorgesehen.

Bislang sei lediglich ein Raumprogramm erstellt worden, das Gebaude selbst sei noch abzustimmen.
Der Verein wolle mdglichst im Juli mit der MalRnahme beginnen. Herr Birgermeister Knop teilt mit, dass
er die Freigabe fur die Mallnahme erst erteilen werde, wenn die Mallnahme mit der Verwaltung
endabgestimmt sei.

Herr Kwiotek bedankt sich im Namen des Bezirksausschusses Sinninghausen und der beteiligten
Sportvereine fur den Zuschuss, der die Investition nunmehr ermdgliche.

Beschluss:

1. Der Rat beschlief3t einstimmig eine auRerplanmafiige Auszahlung in Héhe von 350.000 EUR bei der
Haushaltsstelle: 08.01.01/2046.7818001 — Allgemeine Investitionszuschiisse. Die Deckung erfolgt
durch eine Minderauszahlung in Hohe von 350.000 EUR bei der Haushaltsstelle
08.01.01/2046.7851001 - Auszahlungen fur HochbaumafRnahmen.

2. Der Rat beschlief3t einstimmig, die Zustandigkeit flr die Freigabe der MaRnahme 08.01.01/2046 —
Umkleidegebaude Sport Stinninghausen — abweichend von § 3a Abs. 2c¢) der Zustandigkeitsordnung
des Rates - auf den Burgermeister zu Ubertragen.

12. Uberpriifungsantrag der FDP-Fraktion vom 02.02.2014 zum Ortsrecht — Information zum
Sachstand
Vorlage: M 2014/010/2993

Herr Schmid teilt mit:

Die FDP-Fraktion hat zur Ratssitzung am 17.02.2014 beantragt, die Verwaltung zu beauftragen, das
Oelder Ortsrecht daraufhin zu Gberprifen, ob

- die Satzungen den aktuellen Anforderungen entsprechen und noch zeitgemaf sind

- die Satzungen fir die Burgerinnen und Blrger Uberhaupt verstandlich sind

- manche Satzungen Uberholt sind und somit ersatzlos gestrichen werden kénnen.

In der Ratssitzung am 17.02.2014 wurde auf den o.a. Antrag hin ein zweistufiges Verfahren
beschlossen, bei dem in einer ersten Stufe Satzungen auf ihre Entbehrlichkeit hin untersucht werden
sollen. In einer zweiten Stufe soll die Verstandlichkeit von Formulierungen untersucht werden sowie ein
Abgleich mit der geltenden Rechtslage erfolgen.

Die Verwaltung hat daraufhin durch den Fachdienst Rechtsangelegenheiten eine Abfrage unter allen
Fachdiensten durchgefuhrt. Danach stellt sich der Sachstand wie folgt dar:

Die Stadt Oelde hat derzeit 52 ortsrechtliche Regelungen. Hierbei handelt es sich — neben einzelnen
Allgemeinverfugungen und Verordnungen - weit Uberwiegend um Satzungen.

Alle ortsrechtlichen Regelungen sind vollstandig im Internetauftritt der Stadt Oelde in der Rubrik
,Ortsrecht” zu finden.

Die Einschatzung zur Notwendigkeit der einzelnen ortsrechtlichen Regelungen ergab folgendes Bild:
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o 43 Regelungen sind ,pflichtig®,

o Acht Regelungen sind ,freiwillig“; hier wird derzeit in der Verwaltung eine Einschatzung dazu
erarbeitet, ob einzelne dieser Regelungen vollstandig entbehrlich sind oder grundlegend
Uberarbeitet werden sollen

o Eine im Internet noch veréffentliche Regelung hatte sich iberholt:

Die ,Rechtsverordnung Uber die Bildung von Schulbezirken und Schuleinzugsbereichen in der
Stadt Oelde” galt fur die beiden Hauptschulen und war mit einer Befristung zum 31.07.2008
versehen; sie wurde bereits im Internetauftritt geloscht

Die Einschatzung zur inhaltlichen Uberarbeitungsbediirftigkeit der einzelnen ortsrechtlichen Regelungen
hat folgendes Bild ergeben:

O

Bei 40 Regelungen gibt es keinen inhaltlichen Uberarbeitungsbedarf; sie entsprechen dem aktuellen
rechtlichen und tatsachlichen Stand

Bei 12 Regelungen gibt es einen inhaltlichen Uberarbeitungsbedarf. Die Verwaltung verfolgt das Ziel,
diese Satzungen bis spatestens zum 31.12.2014 auf den aktuellen Stand zu bringen. Drei Satzungen
stehen bereits in der heutigen Sitzung des Rates zur Anderung an.

Die Einschatzung zur sprachlichen Uberarbeitungsbedirftigkeit sieht so aus, dass eine grundlegende
sprachliche Neuausrichtung als nicht geboten angesehen wird.
Diese Sichtweise griindet sich vor allem auf folgende Argumente:

O

Ubernahme von Formulierungen aus Gesetzen. Vielfach werden Formulierungen aus der
Ermachtigungsgrundlage und Gesetzen, die sich mit derselben Thematik befassen, tibernommen.
Bestimmte Formulierungen sind notwendig fir die gebotene Rechtssicherheit. Fur den Fall von
Rechtsstreitigkeiten Uber einzelne ortsrechtliche Regelungen ist es unabdingbar, dass die
Formulierungen rechtssicher sind. Daher die Orientierung an Gesetzen und an gefestigter
Rechtsprechung. Darlber hinaus gewahrleistet auch der Ruckgriff auf Mustersatzungen die
Rechtssicherheit.

Der Aufwand fur eine komplette sprachliche Neuausrichtung unter Beachtung vor allem der
Rechtssicherheit ware enorm und vermutlich neben der ,normalen® Arbeit nicht zu leisten, so dass
hier finanzieller Aufwand fir eine Beauftragung Dritter anfallen wirde.

Die Relevanz fur den Burger, der sich ortsrechtliche Regelungen nur selten anschaut, sondern sie
sich vom zustandigen Mitarbeiter direkt erklaren lasst, ist eher gering. Hier kdnnten Prioritaten vor
allem z.B. bei verstandlichem Aufbau und Formulierung von Bescheiden gesetzt werden. Diese
betreffen und erreichen den Burger in einem héheren Malle.

Die Verwaltung beabsichtigt aber stattdessen, im Internetauftritt die Angaben zum Ortsrecht in einer Art
»vorbemerkung“ wie folgt zu erganzen:

o
©]

Kurze, allgemeinverstandliche Zusammenfassung des Sachverhaltes, der geregelt wird
Benennung eines Ansprechpartners der Verwaltung mit Rufnummer und E-Mailadresse, der fur
Fragen zur Verfligung steht.

Frau HodI bedankt sich bei der Verwaltung fur die schnelle Bearbeitung des Antrages ihrer Fraktion. Sie
bittet mit Blick auf die vorliegende Einwohnerbeschwerde aufgrund des vorhandenen Konfliktpotentials
die Baumschutzsatzung sowie die Vorgartensatzung in der Bearbeitung vorzuziehen.

Eine Ubersicht (iber die Satzungen der Stadt Oelde mit Erlduterungen ist dem Protokoll als Anlage
beigeflugt.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde nimmt Kenntnis.
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13. Satzungsangelegenheiten

13.1. Neufassung der Satzung der Volkshochschule Oelde-Ennigerloh (Vorlage sh.
Hauptausschuss-Sitzung am 28.04.2014)
Vorlage: B 2014/430/2964/1

Herr Blurgermeister Knop teilt mit:

Die Uberpriifung des Oelder Ortsrechts hat ergeben, dass die Satzung der VHS in der urspriinglichen
Fassung von 1976 nicht mehr aktuell ist. Die urspringliche Fassung und die geanderten
Satzungsbestandteile sind in der als Anlage beigefiigten Ubersicht gegenlibergestellt.

Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde beschlie3t einstimmig die nachfolgende Satzung:

Gemal § 7 Abs. 1 Gemeindeordnung NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994
(GV. NRW. S. 666) zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW.
S. 194)i.V.m. § 4 Abs. 3 Weiterbildungsgesetz NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April
2000 (GV. NRW. S. 390) zuletzt gedndert durch § 129 Nr. 4 des Gesetzes vom 15. Februar 2005 (GV.
NRW. S. 102) hat der Rat der Stadt Oelde am ....... im Einvernehmen mit der Stadt Ennigerloh folgende
2. Anderungssatzung zur Neufassung der Satzung fir die von der Stadt Oelde getragenen
gemeinsamen Volkshochschule Oelde-Ennigerloh beschlossen:

§1
Trager, Name und Sitz
Die Stadt Oelde errichtet und unterhalt als Trager die kommunale Volkshochschule mit dem Namen
»Volkshochschule Oelde-Ennigerloh®. Die Volkshochschule hat ihren Sitz in Oelde.

§2
Aufgaben der Volkshochschule
(1) Die Volkshochschule ist eine Einrichtung der Weiterbildung gemaf § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 2 und §§ 10
und 11WbG NRW.

(2) Die Volkshochschule dient der Weiterbildung von Jugendlichen und Erwachsenen. Sie hat das Recht
auf selbststandige Lehrplangestaltung. Sie arbeitet parteipolitisch und weltanschaulich neutral. Die
Freiheit der Lehre wird gewahrleistet; sie entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

(3) Die Arbeit der Volkshochschule ist sowohl auf die Vertiefung und Erganzung vorhandener
Qualifikationen als auch auf den Erwerb neuer Kenntnisse, Fahigkeiten und Verhaltensweisen der
Burgerinnen und Blrger gerichtet. Zu diesem Zweck bietet die Volkshochschule Lehrveranstaltungen
(Vortrage, Seminare, Kurse, Diskussionen, Studienfahrten, Vorfihrungen usw.) gemaf §§ 3 und 11
WbG an.

§3
Rechtscharakter und Gliederung
Die Volkshochschule ist als nichtrechtsfahige Anstalt der Stadt Oelde eine 6ffentliche Einrichtung im
Sinne des § 8 GO NRW. Die von ihr angebotenen Lehrveranstaltungen sind fur alle zuganglich. Bei
abschlussbezogenen Lehrveranstaltungen kann die Teilnahme von bestimmten Vorkenntnissen
abhangig gemacht werden
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§4
Zustindigkeiten des Rates

(1) Unbeschadet der nach § 41 Abs. 1 GO NRW getroffenen Zustandigkeitsregelung entscheidet der

Rat Uber alle Angelegenheiten der Volkshochschule, soweit sie nicht nach dieser Satzung dem
gemeinsamen Volkshochschulausschuss oder der Leiterin/dem Leiter der Volkshochschule
Ubertragen sind.

(2) Der Rat entscheidet im Einvernehmen mit der Stadt Ennigerloh insbesondere Uber

a) allgemeine Richtlinien fir die Arbeit der Volkshochschule im Rahmen dieser Satzung;
b) Honorarordnung fir die Volkshochschule;

¢) Gebuhrenordnung fur die Volkshochschule;

d) Einstellung der Leiterin/des Leiters der Volkshochschule;

e) Anderung dieser Satzung.

(3) Geschéfte der laufenden Verwaltung nimmt der Leiter/die Leiterin im Auftrag der

Blrgermeisterin/des Blirgermeisters wahr.

§5
Gemeinsamer Volkshochschulausschuss

Der gemeinsame Volkshochschulausschuss bereitet die erforderlichen Entscheidungen des Rates der
Stadt Oelde durch Empfehlungsbeschliisse vor.

(1)
(2)

(1)
(2)
3)

§6
Leiterin/Leiter der Volkshochschule

Die Volkshochschule wird durch eine/-n hauptamtliche/-n padagogische/-n Mitarbeiter/-in geleitet.
Sieler ist verantwortlich fur die Arbeit der Volkshochschule.
Die Leiterin/der Leiter der Volkshochschule hat vorzubereiten und durchzufihren:
a) die langfristige Planung des Bildungsangebotes,
b) die Aufstellung des Arbeitsplans nach MalRgabe des § 2 dieser Satzung,
c) die Verpflichtung der nebenamtlichen/nebenberuflichen padagogischen Mitarbeiter/-innen,
d) die Offentlichkeitsarbeit und Werbung,
e) den jahrlichen Etatentwurf (Produkt Volkshochschule),
f) die VerfUgung Uber die im Haushaltsplan fur den Bereich der VHS bereitgestellten Mittel nach
MaRgabe der allgemeinen Regelungen,
g) die Verwaltung der Rdume sowie der Ausstattung und Einrichtung der Volkshochschule
h) die Auslibung des Hausrechts in Vertretung der 6értlich zustandigen Hauptverwaltungsbeamten.
Die Leiterin/der Leiter der Volkshochschule ist Vorgesetzte/-r der nachgeordneten Mitarbeiter/-innen.
Die Leiterin/der Leiter der Volkshochschule nimmt an den Sitzungen des gemeinsamen
Volkshochschulausschusses ohne Stimmrecht teil.
Die Leiterin/der Leiter kann damit beauftragt werden, in den Gremien des Tragerverbandes das
Stimmrecht auszutben.

§7

Hauptberufliche Mitarbeiter/-innen der Volkshochschule
Zur personellen Grundausstattung der VHS gehdéren padagogische Mitarbeiter/-innen, Mitarbeiter/-
innen flr den Verwaltungsdienst und sonstige Mitarbeiter/-innen.
Die fur den Betrieb der Volkshochschule erforderlichen Mitarbeiter/-innen werden nach Mallgabe
des Weiterbildungsgesetzes und des Stellenplanes der Stadt Oelde eingestellt.
Sie unterstitzen die Leiterin/den Leiter der Volkshochschule in der Planung und Durchfihrung der
Bildungsarbeit der Volkshochschule oder sonstiger mit dem Betrieb der Volkshochschule
unmittelbar zusammenhangender Angelegenheiten.
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§8

Padagogische Mitarbeiter/-innen mit Honorarvertrag
(1) Die Durchfiihrung von Lehrveranstaltungen kann entsprechend vorgebildeten padagogischen
Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern Ubertragen werden.
(2) Die Aufgaben dieser Mitarbeiter/-innen richten sich nach dem mit ihnen abgeschlossenen
Honorarvertrag. Honorarvertrage begriinden kein haupt- oder nebenberufliches Arbeitsverhaltnis
mit der Stadt Oelde.
(3) Sie kénnen an der Planung von Lehrveranstaltungen mitwirken durch
a) Vorschlage fur Arbeitsplane
b) Teilnahme an gemeinsamen Besprechungen des padagogischen Personals auf Einladung der
Leiterin/des Leiters der Volkshochschule.

§9
Mitwirkungsrecht der Teilnehmer
Zur Wahrnehmung ihres in § 4 Abs. 3 WbG niedergelegten Mitwirkungsrechts kénnen sich die
Teilnehmer/-innen mit ihren Anliegen an die Leiterin/den Leiter der VHS oder die Burgermeisterin/den
Blrgermeister wenden.

§10
Arbeitsplan
Der Arbeitsplan der Volkshochschule wird entweder fir ein Semester oder langstens fur ein Jahr
aufgestellt. Er ist in geeigneter Weise zu veréffentlichen.

§ 11

Zusammenarbeit
(1) Die Leiterin/der Leiter nimmt an der jahrlichen Weiterbildungskonferenz der Landesregierung teil, die
fur NRW Empfehlungen fur die kinftige Arbeit erarbeitet.
(2) Mit ihrer/seiner Teilnahme an der jahrlich von der Bezirksregierung einberufenen Regionalkonferenz
arbeitet die Leiterin/der Leiter mit an der Entwicklung der Weiterbildung in der
Region.
(3) Im Rahmen der Programmplanung werden Mdglichkeiten der Zusammenarbeit mit Schulen,
Hochschulen, Wirtschaft, Vereinen und anderen gesellschaftlichen Gruppen auf kommunaler Ebene
gepruft.

§12
Gebiihren, Honorare
(1) Far die Teilnahme an Veranstaltungen der Volkshochschule gilt die Geblhrenordnung der Stadt
Oelde in der jeweils glltigen Fassung.
(2) Fur die Dozentenhonorare gilt die Honorarordnung der Stadt Oelde in der jeweils gultigen Fassung.

§13
Rechtsweg
Fur Streitigkeiten Gber die Nutzung der 6ffentlichen Einrichtung ,Volkshochschule Oelde-Ennigerloh® ist
der Verwaltungsrechtsweg gegeben.

§ 14
Inkrafttreten
Diese Anderungssatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Zugleich tritt die
urspringliche Satzung der Volkshochschule Oelde-Ennigerloh vom 1. August 1976 aul3er Kraft.
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13.2. Neubildung des Jugendhilfeausschusses nach den Kommunalwahlen
a) Zeitplan fiir die Neubildung des Jugendhilfeausschusses
b) Neufassung der Satzung fir das Jugendamt
Vorlage: B 2014/510/2986

Herr Jathe erlautert:

a) Zeitplan fiir die Neubildung des Jugendhilfeausschusses

April 2014

» Anschreiben an die verschiedenen Entsendestellen fir die beratenden Mitglieder gem. § 5 AG KJHG
NW: Fristsetzung bis Mai 2014

» Anschreiben an die im Bereich des Jugendamtes wirkenden und anerkannten Trager der freien
Jugendhilfe (§ 4 Abs.4 AG-KJHG): Fristsetzung bis Mai 2014

» Veroffentlichung zur Neubildung des Jugendhilfeausschusses (Bekanntmachung)

25.05.2014: Kommunalwahlen

31.05.2014

» Ende der 13. Wahlperiode, JHA bt die Tatigkeit nach Ablauf der Wahlzeit bis zum ersten
Zusammentreten des neugebildeten JHA weiter aus (§ 4 Abs. 2 Satz 2 AG KJHG)

17.06.2014: Konstituierende Ratssitzung

» Konstituierende Sitzung der Rates; u.a. Bestimmung der zu bildenden Ausschisse (JHA
Pflichtausschuss!) mit Wahl der stimmberechtigten Mitglieder des Jugendhilfeausschusses und
deren Stellvertreterinnen/Stellvertreter

Nach dem 20.08.2014 (nach den Sommerferien): voraussichtlich im September 2014

» Erste Sitzung des Jugendhilfeausschusses (u.a. Verpflichtung der Mitglieder, Wahl der/des
Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses, kurze Einfuhrung in die Rechte, Pflichten und Aufgaben
des Jugendhilfeausschusses, Entwicklungsstand der Jugendhilfe in Oelde, erste Fachthemen)

b) Neufassung der Satzung fiir das Jugendamt

Die Satzung des Jugendamtes in der Fassung vom 05.05.1998 bedurfte auf Grund neuer gesetzlicher
Regelungen u. a. dem Kinderbildungsgesetz in Nachfolge zum Gesetz Uber Tageseinrichtungen fir
Kinder, redaktioneller Uberarbeitungen. Zudem wurden die Aufgabenbeschreibungen des
Jugendhilfeausschusses den aktuellen Anforderungen der Kinder- und Jugendhilfe angepasst.

Darlber hinaus ist eine wesentliche Veranderung bei den vorgesehenen beratenden Mitgliedern
vorgenommen worden. Auf Grund der Entwicklung zur Beteiligung von Menschen mit
Migrationshintergrund und von Eltern deren Kindern eine Kindertageseinrichtung besuchen, sind
folgende Punkte aufgenommen worden:

i) soweit ein Integrationsrat oder ein Integrationsausschuss gebildet wird: eine Vertreterin oder ein
Vertreter des Integrationsrates oder Integrationsausschusses, die oder der durch den
Integrationsrat oder Integrationsausschuss gewahlt wird;

) eine Vertreterin oder ein Vertreter des Jugendamtselternbeirats, die oder der durch den
Jugendamtselternbeirat gewahlt wird.
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Zudem wird in der neuen Jugendamtssatzung mit dem Zusatz ,Die Anzahl der beratenden Mitglieder ist
nicht abschliellend, sondern kann auf Vorschlag des Jugendhilfeausschusses durch Beschluss des
Rates der Stadt Oelde um bis zu 3 erweitert werden®, vergleichbaren zukinftigen Entwicklungen
Rechnung getragen.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschliet einstimmig die folgende Neufassung der Satzung fir das
Jugendamt:

SATZUNG

fur das Jugendamt der Stadt Oelde
vom XX. XX 2014

Der Rat der Stadt Oelde hat am XX. XX.XXXX aufgrund

1. der §§ 69, 70, 71 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII / Kinder- und Jugendhilfegesetz - KIHG)
in der Fassung vom 26. Juni 1990, (BGBI. | S. 1163), zuletzt geadndert durch das Gesetz vom 29.
August 2013 (BGBI. | S. 3464),

2. des § 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Ausfiihrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes -AG-
KJHG- in der Fassung vom 12.12.1990 (GV NW S. 664), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 14.
Februar 2012 (GV. NRW. S. 97),

3. des Gesetzes zur friihen Bildung und Forderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz - KiBiz) / 4.
Gesetz zur Ausfihrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes - SGB VIl - vom 30. Oktober 2007
(GV. NRW. S. 462), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 13. November 2012 (GV. NRW. S. 510),
und

4. des §§ 4 und 7 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen -GO NW- in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S.666), zuletzt geandert durch Gesetz vom 19.
Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878)

folgende Neufassung der Satzung fur das Jugendamt beschlossen:

l. Das Jugendamt

§1
Aufbau

Das Jugendamt besteht aus dem Jugendhilfeausschuss und der Verwaltung des Jugendamtes.

§2
Zustandigkeit

Das Jugendamt ist nach MalRgabe des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (SGB VIII), der dazu
erlassenen Ausflhrungsgesetze und dieser Satzung fir alle Aufgaben der o6ffentlichen Jugendhilfe im
Gebiet der Stadt Oelde zustandig.

§3
Aufgaben

(1) Das Jugendamt ist Mittel- und Sammelpunkt aller Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugendhilfe.
Die Entfaltung der Personlichkeit des jungen Menschen sowie die Starkung und Erhaltung der


https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13197&vd_back=N97&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=10502&vd_back=N462&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13552&vd_back=N510&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10530&val=10530&seite=878&sg=0&menu=1
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Erziehungskraft der Familie sowie der Schutz der jungen Menschen vor Gefahren sollen bei allen
MafRnahmen der 6ffentlichen Jugendhilfe im Vordergrund stehen.

(2) Das Jugendamt soll sich um eine enge Zusammenarbeit mit den Tragern der freien Jugendhilfe
und allen behdérdlichen Stellen bemihen, die sich mit Angelegenheiten der Kinder, Jugendlichen und
jungen Menschen sowie der Familie befassen. Es hat dabei die Selbstandigkeit der freien Trager in
Zielsetzung und Durchfihrung der Jugendhilfeaufgaben sowie in der Gestaltung ihrer
Organisationsstruktur zu achten.

Il. Der Jugendhilfeausschuss

§4
Mitglieder

(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehoren 15 stimmberechtigte sowie weitere beratende Mitglieder an.

(2) Die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII, d.h. Mitglieder der
Vertretungskoérperschaft oder von ihr gewahlte Frauen und Manner, die in der Jugendhilfe erfahren sind,
betragt 9, und die Zahl der Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII, die von den im Bereich des
Jugendamtes wirkenden und anerkannten freien Tragern vorgeschlagen sind, betragt 6.

Die Mitglieder werden vom Rat der Stadt Oelde gewahlt. Fur jedes stimmberechtigte Mitglied ist eine
personliche Stellvertreterin/ein personlicher Stellvertreter zu wahlen. Das Wahlverfahren richtet sich
nach dem zum Zeitpunkt der Wahl geltenden Gesetz zur Ausfihrung des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes (AG-KJHG) und der Gemeindeordnung (GO) sowie der Geschéaftsordnung des
Rates der Stadt Oelde.

Die/der Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses und deren Stellvertretung werden von den
stimmberechtigten Mitgliedern des Ausschusses aus den Mitgliedern, die der Vertretungskorperschaft
angehoren, gewahlt.

(3) Als beratende Mitglieder gehéren dem Jugendhilfeausschuss an:

a) die Hauptverwaltungsbeamtin/der Hauptverwaltungsbeamte oder eine von ihr/ihm bestellte
Vertreterin/Vertreter;

b) die Leiterin/der Leiter des Jugendamtes oder die Vertretung;
c) eine Richterin/ein Richter des Vormundschaftsgerichts oder des Familiengerichtes oder eine
Jugendrichterin/ein Jugendrichter, die/der von der zustdndigen Prasidentin/dem zustandigen

Prasidenten des Landgerichtes bestellt wird;

d) eine Vertreterin/ein Vertreter der Arbeitsverwaltung, die/der von der Leiterin/des Leiters der
zustandigen Agentur fur Arbeit bestellt wird;

e) eine Vertreterin/ein Vertreter der Oelder Schulen, die/der von der zustandigen ortlichen Stelle
(Schulamt des Kreises Warendorf) bestellt wird;

f) eine Vertreterin/ein Vertreter der Polizei, die/der von der zustandigen ortlichen Stelle (Landrat
des Kreises Warendorf als Kreispolizeibehérde) bestellt wird;

9) je eine Vertretung der katholischen und evangelischen Kirche, die von der zustandigen
Stelle der Religionsgemeinschaften bestellt werden;



50

h) je ein Vertreter der im Rat der Stadt Oelde vertretenen Fraktionen, die dem Ausschuss  als
stimmberechtigte Mitglieder nicht angehéren;

i) soweit ein Integrationsrat oder ein Integrationsausschuss gebildet wird: eine Vertreterin oder ein
Vertreter des Integrationsrates oder Integrationsausschusses, die oder der durch den
Integrationsrat oder Integrationsausschuss gewahlt wird;

i) eine Vertreterin oder ein Vertreter des Jugendamtselternbeirats, die oder der durch den
Jugendamtselternbeirat gewahlt wird.

Fur die Mitglieder c) und folgende ist je eine Stellvertreterin/ein Stellvertreter zu bestellen.

Die Anzahl der beratenden Mitglieder ist nicht abschliefend, sondern kann auf Vorschlag des
Jugendhilfeausschusses durch Beschluss des Rates der Stadt Oelde um bis zu 3 erweitert werden.

§5
Aufgaben des Jugendhilfeausschusses

(1) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich anregend und férdernd mit allen Aufgaben der Jugendhilfe,
insbesondere

1. der Erérterung aktueller Problemlagen junger Menschen und ihrer Familien sowie mit
Anregungen und Vorschlagen fir die Weiterentwicklung der Jugendhilfe,
2. der Jugendhilfeplanung fir die Bereiche
I:  Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und erz. Kinder- und Jugendschutz
Il Forderung der Erziehung in den Familien, Hilfen zur Erziehung
lll:  Kindertagesbetreuung
und
3. der Forderung der freien Jugendhilfe.

Der Jugendhilfeausschuss hat das Recht, dazu Antrage an den Rat zu stellen. Er soll vor jeder
Beschlussfassung des Rates in Fragen der Jugendhilfe gehdrt werden.

(2) Der Jugendhilfeausschuss entscheidet im Rahmen der vom Rat bereit gestellten Mittel, dieser
Satzung und der vom Rat gefassten Beschlisse u.a. Uber
1. die Richtlinien und Grundsatze der Kinder- und Jugendhilfe in Oelde,

2. die offentliche Anerkennung als Trager der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIIl i. V. m. § 25
AG-KJHG,

die Forderung der freien Trager der Jugendhilfe,

4. die sich aus dem Gesetz zur frihen Bildung und Foérderung von Kindern
(Kinderbildungsgesetz - KiBiz) ergebenden Aufgaben, insbesondere die
Kindergartenbedarfsplanung sowie die jahrliche Meldung der zur Betriebskostenférderung
vorgesehenen Platze an das Landesjugendamt und

5. die Aufstellung von Vorschlagslisten fur die Wahl von Jugendschoffen.

(3) Der Jugendhilfeausschuss berat nach den Bestimmungen des SGB VIl -Kinder- und
Jugendhilfe- und den jeweils geltenden Ausfiihrungsgesetzen die Entscheidungen des Rates in
Angelegenheiten der Jugendhilfe vor. Dazu gehdrt auch die Vorberatung des Haushaltsplanes,
der Finanzplanung und des Investitionsprogramms.

(4) Der Jugendhilfeausschuss wird vor der Berufung der Jugendamtsleitung angehort.
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§6

Unterausschiisse

Fir einzelne Aufgaben der Jugendhilfe kénnen bei Bedarf Unterausschisse ohne
Entscheidungsbefugnis gebildet werden. Die Mitglieder der Unterausschisse werden vom
Jugendhilfeausschuss aus seinen ordentlichen und stellvertretenden Mitgliedern gewahlt. Er bestimmt
auch die Sprecherin/den Sprecher und ihren/seinen Stellvertreter/in.

1l. Die Verwaltung des Jugendamtes

§7

Eingliederung

Die Verwaltung des Jugendamtes ist eine Organisationseinheit innerhalb der Stadtverwaltung mit
besonderen gesetzlichen Zustandigkeiten nach dem SGB VIII.

§8
Aufgaben

(1) Die Geschéfte der laufenden Verwaltung im Bereich der 6ffentlichen Jugendhilfe werden von der
Blrgermeisterin/dem Burgermeister oder in ihrem/seinem Auftrage von der Leiterin/dem Leiter
der Verwaltung des Jugendamtes im Rahmen dieser Satzung und der Beschlisse des Rates und
des Jugendhilfeausschusses geflhrt.

(2) Die Blrgermeisterin/der Burgermeister oder eine von ihr/ihm bestellte Vertreterin/Vertreter

o unterrichtet die Vorsitzende/den Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses Uber alle
wichtigen Angelegenheiten der Verwaltung des Jugendamtes und
. bereitet die Beschlisse des Jugendhilfeausschusses vor und fuhrt diese aus.
Iv. Schlussbestimmung
§9
Inkrafttreten

Die Satzung tritt als Neufassung am 1. Juli 2014 in Kraft. Zugleich tritt die bisherige Jugendamtssatzung
der Stadt Oelde vom 05.05.1998 auler Kraft.

13.3. Ordnungsbehordliche Verordnung der Stadt Oelde uber das Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen
Vorlage: B 2014/320/2990

Herr Jathe teilt mit:

Nach § 6 des Gesetzes zur Regelung der Ladenéffnungszeiten (LOG NRW) dirfen Verkaufsstellen an
jahrlich héchstens vier Sonn- oder Feiertagen fir die Dauer von flinf Stunden gedffnet sein. Bei Erlass
einer entsprechenden Rechtsverordnung ist auf die Zeit des Hauptgottesdienstes Riicksicht zu nehmen.
Aktuell sind im Bereich der Stadt Oelde ohne Ortsteile bereits vier Sonntage fir die Offnung von
Verkaufsstellen freigegeben.

Der Gewerbeverein Oelde hat mit Schreiben vom 7. April 2014 beantragt, neben der Moglichkeit, den
Herbst-Einkaufstag (HET) an einem Sonntag im Monat Oktober auch am bundeseinheitlichen Feiertag
am 03. Oktober des jeweiligen Jahres, sofern der Feiertag nicht auf einen Sonntag fallt, durchflihren zu
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kénnen. Das LOG NRW schlieRt eine Offnung von Verkaufsstellen an einem Sonntag, der auf den 3.
Oktober fallt, aus. Durch diese flexible Gestaltungsmoglichkeit, auch auf den Feiertag ausweichen zu
koénnen, erhofft sich der Gewerbeverein Oelde ein Alleinstellungsmerkmal in der Region und somit eine
entsprechende Steigerung der Attraktivitat.

Vor Erlass der Rechtsverordnung zur Freigabe der Tage nach dem Ladendffnungsgesetz sind die
zustandigen Gewerkschaften, Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbande und Kirchen, die jeweilige Industrie-
und Handelskammer und die Handwerkskammer anzuhdren.

Die Industrie- und Handelskammer NordWestfalen und der Einzelhandelsverband Minsterland e.V.
haben jeweils in ihren Stellungnahmen die Mdglichkeit der Verlegung auf den 3. Oktober beflirwortet.
Eine Stellungnahme der Kirchen sowie der Handwerkskammer liegt nicht vor. Die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) lehnt mit Schreiben vom 10.03.2014 aus grundsatzlichen
Erwagungen zusatzliche Sonderéffnungen im Einzelhandel ab.

Bei der beantragten Anderung handelt es sich nicht um eine zuséatzliche Ausweitung der sonn- und
feiertaglichen Offnungszeiten, sondern lediglich um eine flexible, terminliche Gestaltungsmdglichkeit des
seit Jahrzehnten stattfindenden Herbst-Einkaufstages (HET). Insofern ist die Anderung der
Ordnungsbehoérdlichen Verordnung tolerierbar.

Es wird daher vorgeschlagen, die Ordnungsbehdérdliche Verordnung um die Méglichkeit der Offnung am
3. Oktober des Jahres, sofern dieser nicht auf einen Sonntag fallt, anzupassen.

Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t einstimmig nachfolgende Satzung:

Aufgrund des § 6 Absatz 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenéffnungszeiten —Ladendffnungsgesetz
- LOG- vom 16.11.2006 (GV NRW S. 516), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 30. April 2013 (GV.
NRW. S. 208), wird von der Stadt Oelde als 6rtlicher Ordnungsbehérde gemal dem Beschluss des
Rates vom 2014 fur das Gebiet der Stadt Oelde folgende ordnungsbehérdliche Verordnung
erlassen:

§1

Verkaufsstellen durfen Uber die allgemeinen Ladendéffnungszeiten hinaus an folgenden Sonntagen,
jeweils in der Zeit von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr, gedffnet sein:

Stadt Oelde (ohne Ortsteile Stromberg, Lette, Siinninghausen)

e am 3. oder 4. Sonntag im Marz oder am 1. oder 2. Sonntag im April (FET); ausgeschlossen ist
der Ostersonntag

e am 1., 2., 3. oder 4. Sonntag im Mai (MayDay); ausgeschlossen sind der 1. Mai und der
Pfingstsonntag

o am 3. Oktober, sofern dieser nicht auf einen Sonntagq féllt, oder am 1., 2. oder 3. Sonntag im
Oktober (HET)

e am 1., 2. oder 3. Adventssonntag (Advents-Shopping-Sonntag)

Ortsteil Stromberg:
e am Sonntag vor dem Volkstrauertag im November (Markt rund um den Paulusturm)

e am 1, 2., oder 3. Sonntag im September (Stromberger Pflaumenmarkt)


https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13842&vd_back=N208&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13842&vd_back=N208&sg=0&menu=1
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§ 2

Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig Verkaufsstellen aullerhalb der im Rahmen des §
1 zugelassenen Geschéftszeiten offen halt. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 Abs. 2 LOG NRW
mit einer GeldbulRe bis zu 5.000,-- € geahndet werden.

§3

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung vom
30.1.2012 auler Kraft.

14. Informationen zum Sachstand "Nachnutzung der Grundschule Siinninghausen"

Herr Blrgermeister Knop teilt mit, dass in Stinninghausen eine mit dem St.-Franziskus-Haus in Oelde
vergleichbare Einrichtung geschaffen werden solle. Der urspringliche Investor habe zwar vom Projekt
Abstand genommen, der Orden SMMP méchte jedoch nach wie vor die Einrichtung betreiben. Nunmehr
erwage der Bauverein, als Investor aufzutreten. Der nicht renditeorientierte Verein habe zum Ziel, Oelder
Birgerinnen und Burgern preiswerten Wohnraum zur Verfigung zu stellen. Die Stadt Oelde sei im
Ubrigen mit 30 % am Bauverein beteiligt. Derzeit wirde die Wirtschaftlichkeit des Projektes nochmals
eingehend gepriift, jedoch seien negative Uberraschungen nicht zu erwarten.

Das Konzept zur Nachnutzung der Grundschule, bestehend aus der Ansiedlung einer
Seniorenwohneinrichtung und der gemeinsamen Gebaudenutzung mit den Vereinen aus
Sinninghausen, sei ein tragfahiges Konzept mit grof3er blrgerschaftlicher Akzeptanz und ein wichtiger
Baustein einer zukunftsorientierten Entwicklung des Ortsteils.

Herr Kwiotek betont, dass die Nachnutzung des Grundschulgebaudes als wichtiges historisches
Gebaude in Sunninghausen fur den Ortsteil von grof3er Bedeutung sei. Uber die angestrebte Nutzung
stiinde die Immobilie dartiber hinaus wieder den Burgerinnen und Birgern zur Verfigung.

Herr Bovekamp begruf3t die vorgestellten Plane und verweist auf ein Férderprogramm zur Forderung
quartiernahen Wohnens. Mit Blick auf das St.-Franziskus-Haus in Oelde bewertet er das Konzept fur
Sunninghausen als sehr geeignet.

Herr Vennebusch bewertet den derzeitigen Sachstand als auflerordentlich positiv. Bislang sei der
Bauverein lediglich in der Kernstadt aktiv, es sei angezeigt, dass dieser seine Aktivitaten auf die Ortsteile
erweitere. Gegebenenfalls solle die Stadt ihre Beteiligung am Bauverein auch dahingehend einsetzen,
auf eine entsprechende Investitionsmalinahme des Vereins hinzuwirken.

Frau Kol begrift die mdgliche Beteiligung des Bauvereins an dem Projekt. Es sei positiv, dass das
Projekt damit nicht allein unter Renditegesichtspunkten bewertet werde.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde nimmt Kenntnis.
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15. Haushaltsrechtliche Angelegenheiten

15.1. Genehmigung liberplanmaBiger Auszahlungen - Auszahlungen fiir TiefbaumaBnahmen
- Brickenerneuerung GaBbachtal
Vorlage: B 2014/200/2972

Herr Schmid teilt mit:

Die vorhandene Holzbriicke musste wegen massiven Schaden an den Holztragern und dem Holzbelag
Ende Januar 2014 gesperrt werden. Die Schaden sind auf dauerhafte Feuchtigkeit in Folge anhaltender
Beschattung zurtickzufihren.

Aus diesem Grund ist es vorgesehen, die tragenden Elemente (Trager und Gelanderpfosten) der neuen
Briicke aus verzinktem Stahl anzufertigen. Der Briickenbelag und die Gelanderfiillung sollen, angepasst
an die Umgebung, aus Hartholz hergestellt werden.

Die Erneuerung der Briicke im GaRbachtal erfolgt in einem Bereich, der nicht mit tblichen Fahrzeugen
zu erreichen ist, sondern den Einsatz von besonders kleinen und leichten Fahrzeugen flir den Transport
erfordert. Weiterhin ist es erforderlich, die Bricke mittels einer Hilfskonstruktion (sog. Lehrgerust) zu
errichten. Die vorsichtige Kostenschatzung geht von 40.000 Euro aus und versucht, diesen
verhaltnismafkig komplizierten Randbedingungen gerecht zu werden.

Herr Burgermeister Knop und Herr Kaup erganzen, dass sich der Forderverein Gallbachtal an der
MalRnahme beteiligen wolle. Insofern sei mdglich, dass der Betrag in Hohe von 40.000 Euro nicht
vollstéandig in Anspruch genommen werden musse.

Beschluss:

Der Rat beschlief3t einstimmig eine auferplanmalliige Auszahlung in Héhe von 40.000,00 EUR bei der
Haushaltsstelle: 12.01.01/4027.7852001 — Brickenerneuerung im Gafbachtal. Die Deckung erfolgt
durch eine Minderauszahlung in Hoéhe von 40.000,00 EUR bei der Haushaltsstelle
11.01.02/5014.7852001 - Neubau Riickhaltebecken Mitte, einschl. Umbau d. Bauwerke RUB-Mitte,-
Siudost, u. a.

15.2. Genehmigung liberplanmaBiger Auszahlungen - Auszahlungen fiir TiefbaumaBnahmen
- Bau der K 30n
Vorlage: B 2014/200/2941

Herr Schmid erlautert:

Im Juni 1999 haben der Kreis Warendorf und die Stadt Oelde die Vereinbarung zum Ausbau der K 30 n
getroffen. Es wurde vereinbart, dass der Kreis Warendorf als Bautrdger den Zuschussantrag stellt.
Gleichzeitig wurde vereinbart, dass die Stadt Oelde die Planung der MalRnahme uUbernimmt. Ebenso
Ubernimmt Oelde die nicht zuschul3fahigen Ausgaben und den Eigenanteil des Kreises Warendorf an
der Ausbaumafinahme.

Im Oktober 2013 hat der Kreis Warendorf den Verwendungsnachweis bei der Bezirksregierung Miinster
eingereicht und gleichzeitig die Stadt Oelde gebeten, fir einen noch zu =zahlenden Betrag
rund 70.000 Euro in die Haushaltsplanung des Jahres 2014 aufzunehmen, welches auch geschehen ist.
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Nach Prufung des Verwendungsnachweises durch die Bezirksregierung Munster Ende November 2013
hat nunmehr der Kreis Warendorf die Endabrechnung der Malinahme aufgestellt.

Die Stadt Oelde hat bisher Abschlage in Héhe von 716.570 Euro an den Kreis Warendorf Uberwiesen.
Nach der Endabrechnung hat sich ergeben, dass der Kreis Warendorf gegenuber der Stadt Oelde noch
einen Anspruch in Héhe von 99.478 Euro hat.

Gleichzeitig hat die Stadt Oelde jedoch einen Zuschussanspruch in Hohe von 27.417,75 Euro fir
Planungskosten, die bekanntlich von der Stadt Oelde geleistet wurden.

Die Nettobelastung der Stadt Oelde betragt somit 72.060,25 Euro und liegt nur geringfigig Gber den im
Haushalt eingeplanten Haushaltsmittel.

Da die Betradge (Einzahlung und Auszahlung) brutto zu buchen sind, ist eine Uberplanmaflige
Auszahlung in Hohe von 30.000 Euro erforderlich.

Beschluss:

Der Rat beschliet einstimmig eine UberplanmaRige Auszahlung in Héhe von 30.000,00 Euro bei der
Haushaltsstelle: 12.01.01/4026.7851001 — Abwicklung d. Vereinbarung "Bau der K 30n" Kreis
Warendorf/Stadt Oelde.

Die Deckung erfolgt durch eine Minderauszahlung in Hoéhe von 2.600,00 Euro bei der Haushaltsstelle
12.01.01/5013.7852001 Strallenausbau im Gewerbegebiet A2-Sudbergweg-ll. BA und einer
aullerplanmaliigen Einzahlung in Hohe von 27.400 Euro bei der Haushaltsstelle 12.01.01.6291001
Zuschuss zu den Planungskosten K 30 n (Sonstige Transferertrage).

15.3. Genehmigung einer iiberplanmidBigen Aufwendung - Sonstige soziale Leistungen fiir
Asylbewerber
Vorlage: B 2014/200/2982

Herr Schmid teilt mit:

Im 1. Quartal 2014 wurden fur die Aufwendungen — laufende Zahlungen an die Asylbewerber einschl.
Krankenhilfekosten — rd. 110.000 Euro ausgezahlt. Aus der vorldufigen Hochrechnung ergibt sich
dadurch bei der Haushaltsstelle 05.04.01.5339001 bis zum Jahresende ein Fehlbetrag von 150.000
Euro.

Die Deckung der dberplanmafigen Aufwendung ist gewahrleistet durch einen Mehrertrag bei der
Haushaltsstelle  05.04.01.4141001 i.H.v. 100.900 Euro aufgrund der Landeszuweisung fur
Asylbewerber und Flichtlinge sowie durch einen Mehrertrag in Hohe von 49.100 Euro bei der
Haushaltsstelle 16.01.01.4618001 — Zinsertrage von Ubrigen Bereichen -.

Der Antrag auf diese UberplanmaRige Aufwendung ist bereits jetzt erforderlich, damit ab September
2014 ausreichende Etatmittel fUr die laufenden Leistungen an die Asylbewerber zur Verfligung stehen.

Beschluss:

Der Rat beschlielt einstimmig eine Uberplanmafige Aufwendung in Hohe von 150.000 Euro bei der
Haushaltsstelle 05.04.01.5339001 — Sonstige soziale Leistungen fir Asylbewerber - .

Die Deckung erfolgt durch Mehrertrage in Héhe von 100.900 Euro bei der Haushaltsstelle
05.04.01.4141001 — Zuweisungen fur laufende Zwecke vom Land — sowie in Héhe von 49.100 Euro bei
der Haushaltsstelle 16.01.01.4618001 — Zinsertrage von ubrigen Bereichen -.
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15.4. Genehmigung einer iiberplanmaRigen Auszahlung - Auszahlung fiir bewegliches
Anlagevermogen - Ausstattung Gesamtschule
Vorlage: B 2014/400/2992

Herr Schmid erlautert:

Die einlaufende stadtische Gesamtschule bezieht zum kommenden Schuljahr die Raumlichkeiten der
Theodor-Heuss-Schule. Derzeit werden die Klassenrdume am Dudingsweg umfangreich renoviert. Fur
die Ausstattung der Klassenrdume und weiterer diverser Ausstattungsgegenstande sind im Haushalt bei
der Planungsstelle 03.03.06/9999.7831001 Mittel in Héhe wvon 39.000 Euro vorgesehen. Die
veranschlagten Mittel reichen nicht aus, um die umfangreichen notwendigen Neuanschaffungen zu
tatigen:

1. In den letzten Wochen wurde gemeinsam mit der Schulleitung die Ausstattung der neuen
Klassenrdume ausfihrlich erldutert. Das padagogische Konzept der Schule sind u.a. vor, dass ein
Groldteil der Lernmaterialien in Ordnern in personlichen Eigentumsfachern im Klassenraum
aufbewahrt wird. Dafir bendtigt jede Klasse ein grof3ziigiges Schranksystem, welches fir jedes Kind
ausreichend Stauraum vorsieht. Gemeinsam mit der Schule wurde nun ein Schranksystem
entworfen, das den Anforderungen der Schule entspricht. U.a. nimmt das Schranksystem auch die
technischen Gerate wie z.B. die Objektkamera auf, die auch in der Gesamtschule zukunftig fir
moderne Prasentationstechniken genutzt werden sollen. Inzwischen liegt eine Kkonkrete
Kostenschatzung vor. Danach ist je Klassenraum mit Kosten in Hohe von ca. 4.250 Euro zu
kalkulieren. Ein entsprechender Musterschrank wird derzeit angefertigt.

Zum kommenden Schuljahr sollen am neuen Standort der Gesamtschule insgesamt 20
Klassenraume mit dem Schranksystem bestlickt werden, um sofort alle zukinftigen Klassenrdume
der Gesamtschule entsprechend auszustatten. Im Schuljahr 2014/2015 profitieren dann auch noch
die Schiler/innen der Hauptschule von den neuen Ausstattungsgegenstanden. Bei der
Ausschreibung einer groReren Stiickzahl ist auch mit einem gunstigeren Ausschreibungsergebnis zu
rechnen. Insgesamt fallen Kosten in Héhe von 85.000 Euro an.

2. Weiterhin nutzt die Gesamtschule derzeit das Kopiersystem, welches vor einigen Jahren fir den
damaligen Teilstandort der Realschule angeschafft wurde. Die Kapazitaten dieses Gerates reichen
nicht aus, um zuklnftig zwei Jahrgange der Gesamtschule zu versorgen. Fir ein neues System
fallen Kosten in Héhe von ca. 5.000 Euro an.

3. Die Gesamtschule nutzt derzeit fir die Pausen das Gelande der ehemaligen Pestalozzischule.
Seitens der Schulleitung und des Betreuungsteams wurden mehrfach die fehlenden Spielgerate
angemahnt. Das nach dem Umzug der Pestalozzischule einzig verbliebende Spielgerat musste
inzwischen demontiert werden, da die Standsicherheit nicht mehr gewahrleistet war. Fur das
Gelande sind dringend Spiel- und Sitzmoglichkeiten zu beschaffen, zumal ab dem kommenden
Schuljahr allein ca. 360 Schuler/innen der Gesamtschule dort ihre Mittagspause verbringen. Neben
den Neuanschaffungen sollen auch 1-2 Spielgerate anderer Schulen umgesetzt werden. Fur die
Neuanschaffung sind 5.000 Euro zu veranschlagen.

Der Antrag auf diese UberplanmaRige Aufwendung ist schon jetzt notwendig, da die Schranksysteme im
Mai ausgeschrieben werden sollen, um eine Fertigstellung zum Schuljahresbeginn zu garantieren. Die
Spielgerate sollen umgehend beschafft werden.

Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde beschliefdt einstimmig eine UberplanmaRige Auszahlung in Héhe von 56.000,00

Euro bei der Planungsstelle 03.03.06/9999.7831001. Die Deckung erfolgt durch Mehrertrage bei der
Planungsstelle 16.01.01.4618001 — Zinsertrage von Ubrigen Bereichen-.
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16. Bebauungsplan Nr. 33 "Il. Abschnitt innerstadt. EntlastungsstraBe - Kramer's Miihle"
der Stadt Oelde - 5. vereinfachte Anderung (Vorlagen sh. Einladung Hauptausschuss-
Sitzung am 28.04.2014)

Vorlage: B 2014/610/2966/1

Herr Abel teilt mit:

Der Rat der Stadt Oelde hat in seiner Sitzung vom 02.12.2013 gemal® § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt
geandert durch Art. 1 G zur Starkung der Innenentwicklung in den Stadten und Gemeinden und weiteren
Fortentwicklung des Stadtebaurechts vom 11. 6. 2013 (BGBI. | S. 1548), das Verfahren zur Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 33 "ll. Abschnitt innerstadt. Entlastungsstral’e - Kramer's Muahle" einzuleiten.
Da diese Anderungen die Grundziige der Planung nicht beriihren und die sonstigen Voraussetzungen
des § 13 Abs. 1 BauGB erflllt sind, soll dieses Bauleitplanverfahren als Vereinfachtes Verfahren gem. §
13 BauGB durchgeflihrt werden.

Die geplanten Anderungen betreffen die Ausweisung eines Baufeldes fiir die Errichtung einer Lagerhalle
mit Arbeits- und Sozialrdumen fir die Beschaftigten und die notwendigen Hofflachen fir die
Unterhaltung des Gelandes des Vier-Jahreszeiten-Parks durch den Eigenbetrieb Forum der Stadt Oelde.
Grundsétzlich soll die Flache weiterhin als ,Offentliche Griinfliche - Zweckbestimmung Parkanlage®
ausgewiesen werden. Der Anderungsbereich liegt ostlich der ,Konrad-Adenauer-Allee siidlich des
Haupteingangs zum ,Vier-Jahreszeiten-Park®.

Der Rat der Stadt Oelde hat in seiner Sitzung vom 02.12.2013 ebenfalls beschlossen, die 5. vereinfachte
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 33 "Il. Abschnitt innerstadtische EntlastungsstralRe - Kramer's
Muhle" der Stadt Oelde, - einschlieBlich Begriindung - 6ffentlich auszulegen. Der Entwurf lag gemaR § 3
Abs. 2 BauGB in der Zeit von Freitag, den 14. Marz 2014, bis einschliel3lich Montag, den 14. April 2014,
offentlich aus.

A) Entscheidungen uber die Anregungen aus der 6ffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
und § 4 Abs. 2 BauGB
1. Entscheidungen zu den Anregungen der Biirger:

Birger haben im Verfahren gemal® § 3 Abs. 2 BauGB keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise
vorgetragen.

Beschluss:

Es wird festgestellt, dass im Rahmen der &ffentlichen Auslegung seitens der Offentlichkeit bisher keine
Stellungnahmen oder Anregungen vorgebracht wurden.

2. Entscheidungen liber die Anregungen der Behorden und sonstigen Trager offentlicher
Belange gemaR § 4 Abs. 2 BauGB

Nachstehend aufgefluihrte Behdrden und sonstige Trager oOffentlicher Belange und Fachamter der Stadt
haben im Verfahren gemaR § 4 Abs. 2 BauGB keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgebracht.
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Institution Stellungnahme
vom
Wasserversorgung Beckum GmbH 12.03.2014
Stadt Oelde, FD Liegenschaften 12.03.2014
Stadt Oelde, FD Tiefbau und Umwelt 13.03.2014
EVO Energieversorgung Oelde 17.03.2014
LWL-Archaologie fiur Westfalen 17.03.2014
PLEdoc GmbH 18.03.2014
Westnetz GmbH 03.04.2014
Landesbetrieb Strallenbau NRW 10.04.2014

Nachstehend aufgeflihrte Behérden und sonstige Trager offentlicher Belange und Fachamter der Stadt
haben im Verfahren gemaf § 4 Abs. 2 BauGB eine Stellungnahme abgegeben:

Stellungnahme der Thyssengas GmbH vom 11.03.014

Innerhalb der Bauleitplanung verlauft die Gasfernleitung L02291 der Thyssengas GmbH. Die
Gasfernleitung liegt innerhalb eines Schutzstreifen von 4,0 m (2,0 m links und rechts der Leitungsachse), in
denen aufgrund technischer Vorschriften bestimmte Nutzungen und Tatigkeiten untersagt sind. Unsere
Gasfernleitung ist bereits nachrichtlich in dem Bebauungsplanentwurf dargestellt. Wir bitten jedoch die
Schutzstreifenbreite im Bebauungsplan, in der Legende zum Bebauungsplan sowie in der textlichen
Begriindung zum Bebauungsplan von 3,0 m (1,5 m links und rechts der Leitung) in 4,0 m (2,0 m links und
2,0 m rechts der Leitung) zu andern.

Gegen die Anderung des Bebauungsplans haben wir grundsatzlich keine Bedenken, wenn die
Gasfernleitungen bei Bau- und ErschlieBungsmallinahmen berlcksichtigt werden, das beiliegende
Merkblatt fir die Aufstellung von Flachennutzungs- und Bebauungspléanen sowie unsere Schutzanweisung
fur Gasfernleitungen der Thyssengas GmbH Anwendung findet und wir am weiteren Verfahren beteiligt
werden.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Den Anregungen und Hinweisen wird gefolgt.

Stellungnahme des Kreises Warendorf vom 04.04.2014

Untere Landschaftsbehorde:

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus landschaftsrechtlicher Sicht keine Bedenken unter Beachtung
der folgenden Anregung:

Anregung:

Um das dem Bebauungsplan nachgelagerte Baugenehmigungsverfahren von der Verpflichtung der
Prufung zum Vorkommen besonders geschutzter Arten des Bundesnaturschutzgesetzes freizustellen, sind
aus formalen Griinden in der Begrindung Aussagen zum europaischen Artenschutz zu erganzen.

Das Ergebnis der Artenschutzprifung ist gemafl Handlungsempfehlung des MKULNVY vom 22.12.2010 in
den Muster-Protokollen des Landesamts fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NW zu dokumentieren.
Hinweis:

Den Ausfuhrungen zur Eingriffsregelung, dass ein Ausgleichsbedarf aufgrund des bereits weitgehend
versiegelten Bereichs des Plangebiets nicht besteht, stimme ich zu.

Untere Bodenschutzbehorde — Sachgebiet Wasserwirtschaft und Gewésserschutz:
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Nach Priifung der Unterlagen bestehen keine Bedenken gegen die Anderung des Bebauungsplanes.

Untere Bodenschutzbehorde:

Der Planung wird inhaltlich zugestimmt.
Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Das Protokoll einer Artenschutzpriifung wird der Begriindung zur 5. Anderung des Bebauungsplans Nr.
33 beigefugt. Ergebnis der Vorprifung (Stufe 1) ist es, dass bei Umsetzung des Plans keine Verbote
gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG bei FFH-Anhang-IV-Arten oder europaischen Vogelarten ausgeldst werden.

Den Anregungen und Hinweisen wird gefolgt.

Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH vom 14.04.2014

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentimerin und
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und
bevollmachtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben.

Zu der o. g. Planung nehme ich wie folgt Stellung:

Im Planbereich, Flurstiick 195, befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die im beigefligten
Lageplan rot markiert sind.

Der Ausweisung der Wegeflache, Flurstiick 195, als Offentliche Griinflache kann nur zugestimmt werden,
wenn die vorhandenen Telekommunikationslinien dinglich gesichert werden.

Ich bitte Sie, die Eintragung einer beschrankten persénlichen Dienstbarkeit im Grundbuch zugunsten der
Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, gemaf der anliegenden Eintragungsbewilligung zu bewirken.

Nach erfolgtem Eintrag bitte ich um Zusendung einer Kopie des Grundbuchauszuges bzw. der
Grundbuchauszige.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Wie dem der Stellungnahme beigefugtem Lageplan 2zu entnehmen ist, verlaufen die
Telekommunikationslinien der Telekom aul3erhalb des Plangebietes. Daher ist die Festsetzung einer mit
Leitungsrechten zu belastenden Flache im Bebauungsplan nicht moglich bzw. die Eintragung einer
Grunddienstbarkeit nicht erforderlich.

B) Satzungsbeschluss

Nachdem (iber die Ergebnisse der Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behérden gemaR § 3 und § 4
BauGB beraten und beschlossen wurde, die Begriindung der 5. Anderung des Bebauungsplans Nr. 33
"Il. Abschnitt innerstadtische Entlastungsstral’e - Kramer's Mihle" (Anlage 3) gebilligt wurde, fasst der
Rat der Stadt Oelde einstimmig nachfolgenden
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Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschliet gemal® § 10 Baugesetzbuch i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.
September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013
(BGBI. | S. 1548), und gemal} der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NW.S. 666/SGV.NW 2023), zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878), die 5. Anderung
des Bebauungsplans Nr. 33 "ll. Abschnitt innerstadtische Entlastungsstrale - Kramer's Muhle" der Stadt
Oelde als Satzung. Der Geltungsbereich ist dem als Anlage beigefiigten Ubersichtsplan zu entnehmen
(Anlage 1). Die Begriindung ist Teil dieses Beschlusses.

Durch diese Anderung des Bebauungsplans sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die
Errichtung einer Lagerhalle mit Arbeits- und Sozialrdumen fiir die Beschaftigten und die notwendigen
Hofflachen fur die Unterhaltung des Gelandes des Vier-Jahreszeiten-Parks geschaffen werden.

17. Bau einer Betriebshalle auf dem Wirtschaftshof im Vier-Jahreszeitenpark Oelde
Vorlage: B 2014/011/2985

Herr Ludger Junkerkalefeld teilt mit:

Der Betriebsausschuss des Eigenbetriebes Forum hat in seiner Sitzung am 18.9.2012 dem Bau einer
Betriebshalle mit Sozial- und Sanitarrdumen auf dem Wirtschaftshof im Vier-dahreszeiten-Park
zugestimmt.

Fur die Erteilung einer Baugenehmigung war eine Anderung des Bebauungsplanes Nr. 33 1. Abschnitt
innerstadtische Entlastungsstrale — Kramers’s Muhle® der Stadt Oelde — 5. Vereinfachte Anderung
(Vorlage B 2014/610/2966) erforderlich. Diese Anderung wird in der heutigen Sitzung beraten.

Das Investitionsvolumen betragt rd. 300.000 Euro. Die Finanzierung erfolgt aus Ubertragenen Mitteln
(150.000 Euro) und der Verwendung des Festgeldes (150.000 Euro).

Lageplan, Grundriss und verschiedene Ansichten der Betriebshalle sind dem Protokoll als Anlage
beigefligt.

Herr Ludger Junkerkalefeld fuhrt weiter aus, dass aufgrund der notwendigen Sitzung des Ausschusses
fur Schule, Kultur und Sport die vorgesehene Sitzung des Betriebsausschusses am 1.4.2014 nicht
einberufen wurde, sodass nunmehr der Rat der Stadt Oelde gebeten wird, die Entscheidung gemaf § 1
Abs. 2 der Zustandigkeitsordnung des Rates der Stadt Oelde an sich zu ziehen.

Auf Anfrage von Herrn Hagemeier teilt Herr Ludger Junkerkalefeld mit, dass das Gebaude Uber einen
Gas-, Wasser- und Stromanschluss verfuge. Die Umkleidemdglichkeiten fir Damen befanden sich im
Vorbereich der Damentoiletten.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschlief3t einstimmig:

a) Finanzierung
Die Finanzierung der Betriebshalle erfolgt aus Ubertragenen Mitteln (150.000,00 Euro) und der
Verwendung des Festgeldes (150.000,00 Euro).

b) Vergabe
Dem Birgermeister wird die Vergabe des Auftrages nach Ausschreibung tbertragen.
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18. Information zum neuen Einlass-System im Vier-Jahreszeiten-Park
Vorlage: M 2014/EBF/2991

Herr Ludger Junkerkalefeld dankt dem Rat der Stadt Oelde fur die soeben getroffene Entscheidung zur
Errichtung des Wirtschaftshofes und teilt wie folgt mit:

Wie im Betriebsausschuss des Eigenbetriebes Forum am 4.9.2013 berichtet, war das alte
Zugangssystem fur den Vier-Jahreszeiten-Park in den Jahren 2001/2002 entwickelt worden. Das
Softwareprogramm war in Eigenleistung geschrieben, die dazu abgestimmten Hardwarekomponenten
entsprechend beschafft worden.

Viele Hardwarekomponenten (z. B. der Kartendrucker) waren seit circa funf Jahren nicht mehr lieferbar.
Bei einem Ausfall wahrend der Hochphase des Neukartendrucks im November ware eine Umstellung
auf ein anderes System nicht mehr mdglich gewesen.

Seit einigen Jahren beschaftigte sich die Betriebsleitung unter Hinzuziehung der EDV-Mitarbeiter der
Stadt Oelde mit der Anschaffung einer neuen Zugangs- und Kartentechnik. Informationsgesprache sind
mit einigen Parkbetreibern und anderen Freizeiteinrichtungen gefihrt worden. Dabei stellte sich heraus,
dass unterschiedliche, individuelle Losungsansatze von den Betreibern angewandt werden.

Bei einigen Freizeiteinrichtungen gab es Ldsungen fir die reine Einlasstechnik (Kartensysteme). Bei
keinem der nachgefragten Betreiber gibt es wie in Oelde vier (gleichberechtigte) Zugangsbereiche.
Hinzu kommen in Oelde die besonderen Situationen des Zugangs fur das Parkbad und fiir das Café
Ulithi.

Ausflihrliche Informationsgesprache wurden mit verschiedenen Firmen geflihrt. Unabdingbare Vorgabe
in diesen Gesprachen war, insbesondere von der EDV gefordert, eine Anwendung fir die Bereiche
Zugangstechnik und Kartentechnik von einem Anbieter zu erhalten.

Das nach der Ausschreibung beauftragte Unternehmen hat eine umfassende Lésung sowohl im EDV-
Kartenbereich als auch im Bereich der Zugangstortechnik angeboten. Die eingesetzten
Softwareprogramme sind Standardware und kdnnen problemlos von den EDV-Mitarbeitern der Stadt
Oelde gelesen und nachverfolgt werden. Die Personalisierung der Karte mit der Zugangstechnik vor Ort
im Vier-Jahreszeiten-Park ist gewahrleistet und z. B. beim Ketteler Hof und Center Parks erprobt.

Das Angebot teilte sich wie folgt auf:

Position A)  Kartenverkaufsplatze, EDV-Server, Fernwartungsmodul, Anlieferung und Montage,
Einweisung

Position B)  Zugangskontrollanlage, Drehtore, Eingangskontrollstationen, Sprechstellen, Anlieferung
und Montage

Die Finanzierung erfolgte aus den vom Rat genehmigten Wirtschaftsplanen fur die Jahre 2013 und 2014.
Die Umsetzung der Kartentechnik und der Zugangstechnik ist in zwei Schritten erfolgt.
Schritt 1: Oktober bis Dezember 2013; Ausgabe der neuen Jahreskarten

Schritt 2: Januar bis Februar 2014; Installation der neuen Zugangstechnik in den verschiedenen
Eingangsbereichen des Vier-Jahreszeiten-Parks

Mit der Einfihrung der neuen Kartentechnik erspart sich der Eigenbetrieb den kostenaufwendigen
jahrlichen Neudruck der Jahreskarten.
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Mit der neuen Zugangstechnik wurde erganzend zu den groRen Ausgangsdrehkreuzen ein kleines
Eingangsdrehkreuz installiert um den steigenden Missbrauch durch das Tor einzuschranken. Es handelt
sich hierbei um ein fir 6ffentliche Einrichtungen Ubliches standardisiertes Eingangsdrehkreuz.

Intern hatte der Eigenbetrieb Forum eine Erprobungsphase bis Osten 2014 vorgesehen. In diesem
Zeitraum sollte die Einfihrung des neuen Systems in der Praxis beobachtet werden und auftretende
Mangel beseitigt werden.

Aufgrund der o6ffentlich gefiihrten Diskussion sind von dem Birgermeister folgende Veranderungen
veranlasst worden:

1. Am Eingang Tennisplatz ist das urspringliche Tor durch ein Drehkreuz ersetzt worden. Dieses Tor
wird aufgrund der Hinweise der betroffenen Anwohner aufgrund einer Entscheidung des
Blrgermeisters wieder eingebaut.

2. An den Nebeneingangen Stadtmitte (Stromberger Strafle) und Seepavillion (Friedrich-Wilhelm-
Weber Strale) werden die vorhandenen Tore an die Eingangstechnik angeschlossen, d. h. mit der
Jahreskarte kann das Tor gedffnet werden. Diese Regelung soll auch flr das wiedereinzubauende
Tor Tennisplatz gelten. Damit waren dann alle drei Nebeneingange gleich ausgestattet. Auch
zuklnftig soll es dabei bleiben, dass die Tore nur von Rollstuhlfahrern, Menschen mit Gehilfen,
Kinderwagen und Radfahren benutzt werden. Alle weiteren Einzeleintritte werden durch die
Drehkreuze geregelt.

Auf die Videouberwachung der Eingangsbereiche wird hingewiesen. Eine Speicherung der Daten wird
nicht vorgenommen. Die Regelung ist mit dem Datenschutzbeauftragten der Stadt Oelde abgestimmt.

Uber die Auftragsvergabe und die entsprechende Finanzierung wird im nichtoffentlichen Teil dieser
Sitzung berichtet

Herr Ludger Junkerkalefeld teilt mit, dass die Anpassung des Einlasssystems bis zum Beginn der
Freibadsaison abgeschlossen sein soll.

Er aulert sein Bedauern hinsichtlich der 6ffentlichen Diskussion um die Modifizierungen und erlautert,
dass diese moglicherweise mit einer verbesserten Kommunikation des Eigenbetriebs zu vermeiden
gewesen ware.

Auf Anfrage von Herrn Soldat teilen sowohl Herr Ludger Junkerkalefeld als auch Frau Beermann als
Rechnungspruferin der Stadt Oelde mit, dass Auftragssummen aus dem Vergabeverfahren nicht
veroffentlicht werden durften. Auch eine Rechtsauskunft beim Stadte- und Gemeindebund habe diese
Auffassung bestatigt.

Herr Wilke halt es nicht flr sinnvoll, Tore und Drehkreuze parallel vorzusehen, wenn doch die Tore
ausreichten. Zudem fordert er, die Tore an allen Standorten méglichst umgehend wieder an das
Einlasssystem anzuschlief3en.

Herr Fust teilt mit, dass Missbrauch am besten zu verhindern sei, wenn eine Kontrolle am Parkbad
erfolge, sofern man unterstellen wolle, dass im Wesentlichen Jugendliche die Eintrittszahlung umgingen.

Herr Ludger Junkerkalefeld teilt hierzu mit, dass der Eigenbetrieb diesbezuglich andere Erfahrungen
sammle. Das Erschleichen von Leistungen werde bei allen gesellschaftlichen Gruppen festgestellt.

Auf Anfrage von Herrn Fust, wie sichergestellt werden kdnne, dass die nun nachzuristenden Tore nicht
den Missbrauch erhdhten, erldutert Herr Ludger Junkerkalefeld, dass Besuchern ohne Fahrrad,
Kinderwagen, Rollstuhl 0.8. der Eintritt Gber die Tore nicht gestattet sei. Diesen sei ausschlieRlich die
Benutzung der Drehkreuze erlaubt.

Herr Fust erwidert diesbeziglich, dass eine Reduzierung des Missbrauches damit nicht gewahrleistet
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werden kdnne.

Herr Heinz Junkerkalefeld bedauert, dass nur wenige Jahre nach der sehr erfolgreichen
Landesgartenschau nunmehr die Gefahr bestehe, den Park schlechtzureden. Die Entscheidung zur
Beibehaltung der Eintrittsregelung sei richtig gewesen und solle fortbestehen. Der Eigenbetrieb
korrigiere derzeit einen Fehler, der den Park und die Bewirtschaftung als solches jedoch nicht in Frage
stelle.

Beschluss:

Der Rat nimmt Kenntnis.

19. Entsendung eines Vertreters der Stadt Oelde als Mitglied im Kuratorium des
Marienhospitals Oelde
Vorlage: B 2014/011/2981
Herr Burgermeister Knop teilt mit:
Die derzeitige Amtsperiode von Herrn Blrgermeister Knop als Vertreter der Stadt Oelde im Kuratorium
des Marienhospitals Oelde endete Ende Januar 2014. Mit Schreiben vom 12. Marz 2014 ist die Stadt
Oelde von der Geschaftsfiuhrung des Marienhospitals gebeten worden, eine Entscheidung
herbeizuflhren, wie der Sitz der Stadt Oelde zukunftig zu besetzen sei (s. Anlage).
Der Rat der Stadt Oelde hat entsprechend der Satzung des Marienhospitals Oelde das Recht, einen
Vertreter zur Ernennung durch den Didzesan-Bischof vorzuschlagen. Eine wiederholte Ernennung ist
moglich. Die Amtszeit betragt sechs Jahre. Voraussetzung ist die Mitgliedschaft in der katholischen
Kirche. Es sind mindestens zwei Personen vorzuschlagen.
Herr Blrgermeister Knop steht fir eine erneute Wahl zur Verfigung.

Frau Geiger schlagt Herrn Daniel Hagemeier als Ersatzkandidat vor. Zudem regt sie an, die Entsendung
beider Personen unter den Vorbehalt der jeweiligen Wiederwahl zu stellen.

Herr Burgermeister Knop fuhrt diesbezlglich aus, dass es selbstverstandlich sei, dass er den Sitz an
einen Nachfolger Ubergebe, sollte es nicht zu seiner Wiederwahl kommen.

Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t einstimmig,
Herrn Blrgermeister Karl-Friedrich Knop, Ludwig-Niedieck-Stral3e 5, wohnhaft in 59302 Oelde,

fur die Wiederbesetzung der frei werdenden Stelle der Vertreter der Stadt Oelde im Kuratorium des
Marienhospitals vorzuschlagen. Ersatzweise wird

Herr Daniel Hagemeier, Prozessionsweg 15, 59302 Oelde
vorgeschlagen.

Der Beschluss steht in beiden Fallen unter dem Vorbehalt der Wiederwahl.
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20. Verschiedenes

20.1. Mitteilungen der Verwaltung

Herr Ludger Junkerkalefeld teilt mit, dass am Freitag, 11. Juli 2014, das GOP Sommervarieté stattfinde.
In diesem Jahr sei ein besonderes Finale vorgesehen, das das Unternehmen Schwarze & Schlichte aus
Anlass des 350-jahrigen Firmenjubildums sponsere.

Herr Burgermeister Knop bedankt sich bei den Ratsmitgliedern fur die engagierte Arbeit und die
konstruktive und vertrauensvolle Zusammenarbeit in den vergangenen viereinhalb Jahren.

In dieser Zeit seien wichtige und fir die Stadt Oelde zukunftsweisende Entscheidungen getroffen
worden, die mafRgeblich zur positiven Entwicklung der Stadt beitrigen.

Trotz zum Teil unterschiedlicher Auffassungen und kontroverser Standpunkte sei in den Diskussionen
Fairness, Toleranz und gegenseitiger Respekt stets vorhanden gewesen.

Die Streitkultur sei gepragt gewesen von der Orientierung an der Sache und weniger von ideologischen
Uberlegungen gekennzeichnet, sodass zahlreiche wichtige Entscheidungen mit einem breiten Konsens
getroffen worden seien.

Sein Dank gelte zudem allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung und der Presse, die die
Arbeit der Politik begleite und in die Offentlichkeit transportiere.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde nimmt Kenntnis.

20.2. Anfragen an die Verwaltung

Herr Hagemeier bedankt sich im Namen der CDU-Fraktion fir die gute Zusammenarbeit mit der
Verwaltung wahrend der zurtckliegenden Wahlzeit.

Frau Brormann bittet um Mitteilung zum Genehmigungsverfahren ,Aufsuchungserlaubnis fur
unkonventionelles Erdgas* fur die ,Mobil Erdgas-Erdél GmbH" auf Kreisebene. Herr Birgermeister Knop
teilt mit, dass derzeit eine einheitliche Stellungnahme der Blrgermeister auf Kreisebene vorbereitet
werde. Ein Schreiben der Bezirksregierung in dieser Angelegenheit sei bereits im Hause. Seiner
Kenntnis nach seien séamtliche Burgermeister im Kreisgebiet gegen die Erteilung der Genehmigung.

Auf Anfrage von Herrn Soldat zur Verleihung des Umweltpreises der Stadt Oelde teilt Herr
Blrgermeister Knop mit, dass bislang vier Vorschlage eingegangen seien. Die Auswertung erfolge
voraussichtlich im Laufe des Mai, die Verleihung sei im Anschluss daran vorgesehen.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde nimmt Kenntnis.

Karl-Friedrich Knop Heike Beckstedde
Vorsitzender Schriftfiihrerin



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_TEXT2
	BM_TEXT4
	Sachverhalt
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Zu

